3. Parteitag, 2.Tagung
der Partei DIE LINKE
Dresden, 14. bis 16. Juni 2013

Antragsheft 1




Liebe Genossinnen und Genossen,
liebe Freundinnen und Freunde,
verehrte Gaste,

mit diesem Heft erhaltet ihr - erhalten Sie - die ersten Unterlagen fir den Wahlparteitag der
Partei DIE LINKE vom 14. bis 16. Juni 2013 in Dresden.

Der Parteitag wurde vom Parteivorstand mit Beschluss vom 9. und 10. Februar 2013
einberufen. Dieser enthielt auch einen Vorschlag fur die Tagesordnung. Am 14. April 2013 hat
der Parteivorstand einen Vorschlag fur den Zeitplan beschlossen. Der Parteitag beginnt am
14. Juni um 13 Uhr und endet am 16. Juni gegen 13.30 Uhr. Am ersten Beratungstag wird der
Parteitag fir die Durchfihrung eines Frauenplenums unterbrochen. Der Parteitag der LINKEN
findet wie immer offentlich statt.

Die wichtigste Aufgabe des Parteitages ist der Beschluss uUber das Bundestagswahlprogramm.
Nach vielen Monaten Diskussion in der Partei, mit Verbédnden und Bewegungen und mit vielen
Fachleuten wollen wir ,,das beste Wahlprogramm aller Parteien® beschlieBen. Der vom
Parteivorstand am 14. April beschlossene Entwurf wurde am 18. April 2013 verdoffentlicht und
ist - als Leitantrag des Parteitages - die Grundlage flr die Diskussion. Darliber hinaus hat der
Parteitag Satzungsantrage zu behandeln und die Bundesschieds- und die
Bundesfinanzrevisions-kommission zu wahlen, beide Aufgaben waren von der ersten Tagung
des dritten Parteitages auf die nachste Tagung verschoben worden. Nicht zuletzt sind weitere
Antrage zu behandeln.

Im vorliegenden Antragsheft sind alle Antriage abgedruckt. Anderungsantrige dazu kénnen
bis zum 30. Mai 2013 eingereicht werden.

Die Adresse fiir die Anderungsantrage lautet:

DIE LINKE. Antragskommission des Parteitages

Kleine Alexanderstrafe 28

10178 Berlin

antragskommission@die-linke.de (Anderungsantrige bitte als Word-Dateien einreichen)

Alle bis zum 30. Mai eingehenden Antrage werden im Antragsheft 3 ver6ffentlicht, das am
10. Juni verschickt wird.

In der Geschéftsordnung des Parteitages heiBt es zu den Anderungsantragen:

,,A'nderungsantrége, die von Landesverbénden, Kreisverbdnden, Ortsverbénden geméai3 § 13
Abs. 8 der Bundessatzung, dem Frauenplenum des Bundesparteitages, bundesweiten
Zusammenschliissen, von der Linksjugend ['solid], vom Studierendenverband DIE LINKE.SDS,
von Organen der Partei oder Arbeitsgremien des Parteitages gestellt werden oder fiir die zum
Zeitpunkt der Antragstellung die Unterschriften von mindestens 25 Delegierten vorliegen, sind
vom Parteitag zu behandeln. “



Alle Informationen zum Parteitag werden auch im Internet hier veroffentlicht:
http://www.die-linke.de/partei/organe /parteitage /3parteitag2tagung/.

In der Bundesgeschaftsstelle wird schon seit Wochen intensiv an der Vorbereitung des
Parteitages gearbeitet. Ich bin sicher, dass wir in Dresden gute Arbeitsbedingungen vorfinden
werden. Dies gilt auch fir die Vertreterinnen und Vertreter der Medien, von denen wir uns
eine faire Berichterstattung tGber unseren Parteitag erhoffen.

Ich freue mich auf gut vorbereitete und motivierte Delegierte und Teilnehmerinnen und
Teilnehmer mit beratender Stimme sowie auf interessierte Gaste und wiinsche uns allen

einen erfolgreichen Parteitag.

Mit solidarischen GriiBen

Matthias Hohn
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Parteitagsorganisation

Das Organisationsbiro des Parteitages ist wie folgt zu erreichen:

Bundesgeschaftsstelle DIE LINKE
Silke Bartsch
Tel.: 030/24009-320
Fax: 030/2411046
E-Mail: silke.bartsch@die-linke.de

Organisationsbiiro im ICD ab 12. Juni 2013, 9 Uhr

Maritim Hotel & Internationales Congress Center Dresden (ICD)
Ostra-Ufer 2; 01067 Dresden

Tel. 0351/2161702
Fax: 0351/2161703




Anmeldung

Die Anmeldung und Akkreditierung zur 2. Tagung des 3. Parteitages der Partei DIE LINKE
erfolgt im Foyer des ICD. Die Anmeldung ist am Donnerstag, dem 13. Juni, ab 13 Uhr
geoffnet. Am Freitag, dem 14. Juni, ist die Anmeldung von 9.30 Uhr bis 22 Uhr und am
Samstag, dem 15. Juni, und am Sonntag, dem 16. Juni, jeweils ab 8 Uhr geoffnet. An der
Anmeldung werden die Stimmkarten fir die Delegierten, Sichtausweise sowie gegebenenfalls
weitere Unterlagen ausgegeben.

Antrage

Die Antragskommission ist im Plenarsaal im hinteren Teil am Fenster zu finden und arbeitet
im Raum 1 der Seminarebene. Antrage bzw. Unterschriftenlisten fiir Antrége konnen am
Arbeitstisch des Tagungsprasidiums vorne neben der Biihne abgegeben werden.

Barrierefreiheit

Die Barrierefreiheit ist im gesamten Tagungsobjekt gewahrleistet. Es werden Gebéarden-
sprachdolmetscherinnen eingesetzt. Besondere Anforderungen von Menschen mit
Behinderungen und deren Assistentinnen und Assistenten sind dem Organisationsbdro bitte
im Vorfeld mitzuteilen.

Besucherinnen und Besucher

Fir Besucherinnen und Besucher sind Platze auf der Seitentribline ausgeschildert. Aus
Feuerschutz- und polizeilichen Griinden und wegen der Sicherheitsbestimmungen des ICD ist
der Zutritt zum Plenarsaal nur einer begrenzten Personenzahl gestattet.

Delegationstreffen

Sollten Delegationstreffen (Landesverbande, Zusammenschlisse) geplant sein, miissen diese
im Vorfeld beim Organisationsbiro (bis zum 24. Mai 2013) angemeldet werden. Dafir
stehen Raume am Freitag, dem 14. Juni 2013, zur Verflugung. Wir bitten um Verstandnis, dass
spatere Anmeldungen nicht mehr beriicksichtigt werden kénnen.

Frauenplenum

Das Frauenplenum findet am Freitag, dem 14. Juni von 19 bis 22 Uhr in den Rdumen 1 und 2
auf der Konferenzebene des ICD statt. Anmeldungen bitte an: vera.vordenbaeumen@die-
linke.de.

Fundsachen
Fundsachen bitten wir am Informationspunkt im Foyer des ICD abzugeben, dort kann auch
nach verlorenen Gegensténden gefragt werden.

Garderobe
Die Garderobe befindet sich im unteren Foyer des ICD.

Gastronomie

Die Versorgung erfolgt ganztagig im Restaurant und im Foyer des ICD auf Selbstzahlerbasis.
Es stehen Wasserspender fir alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Parteitages kostenlos
zur Verfligung. Nach der Hausordnung des ICD ist das Mitbringen von Speisen und Getréanken
nicht gestattet.
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Hotels und sonstige Unterbringung

Mit Fragen zur Unterbringung wenden sich Delegierte aus den Landesverbéanden bitte an ihre
jeweiligen Landesgeschiftsstellen der LINKEN. Die Ubernachtung der Delegierten aus den
Zusammenschlissen sowie fur Teilnehmerinnen und Teilnehmer und Delegierte mit
beratender Stimme aus zentralen Gremien werden durch die Bundesgeschéftsstelle
organisiert. Im Organisationsburo ist dafur zustandig: Sandra HeiB (Tel.: 030/24009-355,
Fax: 030/2411046, Handy: 0172/9139103, E-Mail: sandra.heiss@die-linke.de).

Hunde

Das Mitbringen von Tieren ist gemaB der Hausordnung des ICD im gesamten
Tagungsgebaude nicht gestattet. Das betrifft nicht Begleithunde von Menschen mit
Behinderungen.

Informationspunkt

Wahrend des Parteitages kdnnen tber den Informationspunkt im Foyer des ICD Fragen und
Wiinsche an das Organisationsbiro gerichtet und Auskiinfte eingeholt werden, Fundsachen
abgegeben und abgeholt werden, Kopier- und Schreibwiinsche eingereicht und der
Sanitatsdienst angefragt werden.

Initiativantrage
Fir das Schreiben von Initiativantragen ist ein Schreibbiro eingerichtet. Anmeldungen bitte
an den Informationspunkt.

Kinderbetreuung

Wahrend des Parteitages gibt es eine professionelle Kinderbetreuung. Wir bitten darum, die
Kinder - bitte mit Altersangabe! - bis zum 31. Mai 2013 beim Organisationsbiro
anzumelden. Spatere Anmeldungen konnen nicht berlcksichtigt werden. Im
Organisationsburo ist dafur zustandig:

Sandra HeiB (Tel.: 030/24009-355, Fax: 030/2411046, Handy: 0172/9139103,

E-Mail: sandra.heiss@die-linke.de).

Kopierauftrage

Kopierwiinsche kénnen am Informationspunkt abgegeben werden, Gber die Realisierung
entscheidet die Leiterin des Organisationsburos. Eine Materialverteilung im Plenarsaal ist
nicht gestattet.

Infomeile
Im Saal 5 des ICD befindet sich die Infomeile mit Ausstellungs- und Informationsstéanden.

Parken

Wir bitten um Anreise mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln. Am Tagungsort direkt gibt es keine
Parkplatze. Aber im Umfeld der Halle gibt es frei nutzbare Parkplatze. Im anliegenden Hotel
Maritim konnen Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Parteitages auBerdem kostenpflichtig
parken. Die Kosten betragen pro Stunde 1,80 Euro und pro Tag 16 Euro.

Parteitageseréffnung
Die 2. Tagung des 3. Parteitages der Partei DIE LINKE wird am Freitag, dem 14. Juni, um 13
Uhr im Plenarsaal (Saal 0-2) des ICD er6ffnet.
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Rauchen
In allen Raumen des ICD besteht Rauchverbot. Ein Raucherbereich vor dem Haupteingang ist
ausgeschildert.

Sanitatsdienst
Wahrend des Parteitages ist ein Sanitatsdienst eingerichtet. Dieser ist Gber den Infopunkt zu
erfragen.

Tagungsprasidium
Das Tagungsprasidium ist Uber den Arbeitstisch neben der Bihne zu erreichen. Wir bitten
darum, nicht auf die Biihne zu gehen.

Veranstaltungsticket der DB

Uber das Kooperationsangebot der Partei DIE LINKE und der Deutschen Bahn kdnnen alle
Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Parteitages das Veranstaltungsticket zum Parteitag
nutzen. Der Preis flr das Veranstaltungsticket zur Hin- und Rickfahrt nach Dresden betragt in
der 2. Klasse 99 Euro.

Informationen dazu kénnen beim Organisationsbiro erfragt werden oder auf unserer
Internetseite eingesehen werden. Wir bitten darum, dieses Veranstaltungsticket unbedingt zu
nutzen, weil es (in der Regel) preiswerter ist und die Umwelt schont.

Wortmeldungen

Fir Wortmeldungen in der Debatte sind Wortmeldezettel, die es bei der Anmeldung und am
Arbeitstisch neben der Biihne gibt, zu benutzen. Die Wortmeldezettel sind am Arbeitstisch
abzugeben.



Parteitag live und digital

Die Berichterstattung selbst in die Hand nehmen

Zum Bundesparteitag bieten wir - wie schon in den

vergangenen Jahren - eine Reihe von Medien- # L I N I( E B PT
Mitmachangeboten fir Delegierte, Gaste und Interessierte

an. Wie Uber den Parteitag berichtet wird, wollen wir namlich
nicht allein den Medien Uberlassen, sondern selbst in die

Diesen sog. ,Hashtag" an alle Posts bei
Y - . ) Twitter und Facebook héngen, die sich mit
Hand nehmen. Alle, die sich fiir den Parteitag, seine Inhalte dem Parteitag befassen.

und fiir die Ergebnisse interessieren, wollen wir
Informationen aus erster Hand bieten - live, direkt und digital.
Unter http://livestream.die-linke.de richten wir daher eine Nachrichtenzentrale ein, die alle Informationen
und Angebote biindelt. Aber auch Ihr seid gefragt.

Im vergangenen Jahr bei dem Goéttinger Parteitag hat das sehr gut geklappt. Allein iber die sozialen
Medien generierten wir mehr als 1.000.000 Kontakte. Unser Hashtag #linkebpt war an drei Tagen
eines der Top 5-Themen bei Twitter in Deutschland. Uber die Berichterstattung der Medien hinaus
haben Mitglieder der LINKEN selbst bestimmt, was liber den Parteitag zu lesen ist. Vielen Dank fiir
die Unterstiitzung. In diesem Jahr wollen wir noch einen drauflegen.
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S0 geht's:

B Bindet den Livestream ein

Vom Parteitag senden wir wieder einen Video-Livestream (iber das Internet. Somit kann jede und jeder die
Debatten des Parteitages verfolgen - live, ungekiirzt und direkt. Egal, wann Phoenix ein- oder ausschaltet.
Der Livestream wird liber www.die-linke.de und tber www.livestream.com/dielinke erreichbar sein. Parallel
zum Livestream stehen zwei Chats zur Verfligung, mit dem sich die Daheimgebliebenen an den Diskussionen
beteiligen kénnen. Das ist gut, aber noch nicht gut genug. Damit mdglichst viele Interessierte auf den
Livestream aufmerksam werden, kénnt lhr den Video-Player auf den Websites Eurer Kreis- oder
Landesverbande (und auch auf allen anderen Websites) einbinden. Das Codeschnipsel dazu findet lhr ab
dem 12. Juni unter http://livestream.die-linke.de

B Schaltet Euch mit Facebook ein

Viele von Euch nutzen Facebook ohnehin, um Freundinnen und Freunde auf dem Laufenden zu halten, um
Fotos zu posten und vieles mehr. Das ist gut, aber es geht noch besser: Wenn lhr ohnehin Facebook nutzt,
konnt Ihr dafiir sorgen, dass viel mehr Menschen als Eure Facebook-Freundinnen und Freunde lesen kénnen,
was Euch auf dem Parteitag bewegt. Wir haben eigens fiir den Parteitag einen Facebook-Nachrichtenstrom
eingerichtet. Wenn Ihr dort Nachrichten, Fotos oder Links postet, erscheinen sie in einer Art zentralen
Nachrichtensammlung und gleichzeitig auf Eurer Facebook-Pinnwand. Das schafft mehr Offentlichkeit und
sorgt fUr spannende Debatten bei Facebook. Auf http://livestream.die-linke.de richten wir ab dem 12. Juni
diesen sogenannten Facebook-Eventstream ein, den lhr auch auf Euren Internetseiten einbinden kénnt. Den
Codeschnipsel und eine Anleitung findet Ihr auch hier: http://livestream.die-linke.de.

B »plus-einst« DIE LINKE

Auch im sozialen Netzwerk Google plus ist DIE LINKE zu finden. Teilt und verbreitet dort unsere Beitrage,
postet eigene Nachrichten in den Stream. Bewertet die Parteitags-Beitrage mit »+1¢, damit wir unsere
Inhalte bei den zahlreichen Diensten von Google stets gut sichtbar haben. Auf Google plus findet lhr uns
unter http://plus.google.com/+dielinke

B Twittert - aber mit Plan

Wer Twitter nutzt, kann selbst zum Nachrichtenticker werden. lhr wollt vom Parteitag twittern? Bestens.
Bitte benutzt diesen Hashtag: #LINKEBPT

Wir erfassen automatisch alle Tweets, die mit dem Hashtag #LINKEBPT versehen sind. Damit konnen wir alle
Parteitags-Tweets in einer Nachrichtensammlung darstellen, in unseren Tickerdienst integrieren und auf
Twitterwalls abbilden. Gleichzeitig kénnt Ihr den Hashtag als Suchbegriff nutzen und Euch so immer darlber
auf dem Laufenden halten, was auf dem Parteitag gerade passiert. Einen Hashtag setzt Ihr, indem lhr an das
Ende jedes Tweets einfach »#LINKEBPT« anhéngt. Das sieht dann zum Beispiel so aus:

Wenn Ihr wahrend des Parteitages lber Twitter mit der Online-Redaktion in Kontakt treten oder sie taggen
wollt, lautet der Username @dielinke. Die Adresse unserer Twitter-Timeline ist
www.twitter.com/dielinke
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B Verbreitet unseren Tickerdienst

Wir bieten wahrend des Parteitages zwei Arten von Tickerdiensten an: Einen mit ,offiziellen Meldungen der
Online-Redaktion und einen, der alle Meldungen (also auch solche von Delegierten, Parteimitgliedern,
Interessierten) erfasst. Diesen Tickern kénnt lhr auf http: / /livestream.die-linke.de folgen und auch in Eure
Websites einbinden.

B Ein Bild sagt mehr als 1000 Worte

Viele von Euch machen wahrend des Parteitages Fotos. Das ist gut. Noch besser ist es, wenn lhr diese Fotos

mit der ganzen Welt teilt. Dazu gibt es drei Mdglichkeiten:

1. Ladet die Fotos bei Flickr hoch. Wir haben dort extra fiir den Parteitag einen Fotopool eingerichtet, dem
Ihr Fotos hinzufligen konnt. Den Fotopool erreicht |hr unter dieser URL:
www.flickr.com/groups/LINKEBPT

2. Bringt Eure Kameras, USB-Sticks, SD-Karten wéhrend des Parteitages direkt zur Online-Redaktion, die in
der letzten Reihe im Plenarsaal ihre Arbeitsplédtze bezogen hat.

3. Besucht die Facebook-Seite der LINKEN unter www.facebook.de/linkspartei und teilt die Fotos auf
unserer Pinnwand.

B Bindet Videos ein

Bereits wahrend des Parteitages laden wir ausgewahlte Reden und Hohepunkte als Video bei Youtube hoch.
Diese Videos kénnt ihr anschauen, an Freunde schicken und auf beliebigen Websites einbinden. Damit kann
jeder die Reden ungekirzt ansehen, statt sich auf den Zusammenschnitt der Nachrichtensendungen zu
verlassen. Unseren Youtube-Kanal findet lhr hier: www.youtube.com/dielinke

B Auf dem Laufenden bleiben
Uber alle Ergebnisse des Parteitages berichten wir wie gewohnt auch auf www.die-linke.de und auf unserer
Facebook-Seite unter www.facebook.de/linkspartei

B Berichterstattung auf die-linke.de

Auch auf unserer Internetseite www.die-linke.de gibt es wieder eine umfangreiche Berichterstattung. Dort
findet Ihr Nachrichtenticker und wahrend der Tagung standig aktualisiert alle Wahlergebnisse, Beschliisse
und Reden zum Nachlesen und Weiterverbreiten.

B Support
Ideen? Hinweise? Probleme beim Einbinden der Inhalte? Die Bundesgeschaftsstelle hilft weiter. Sende dazu
eine E-Mail an mark.seibert@die-linke.de
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Anmeldung zum Frauenplenum

Am Freitag, dem 14. Juni 2013, findet von 19 Uhr bis 22 Uhr das Frauenplenum des
Parteitages in den Raumen 1 und 2 auf der Konferenzebene des Internationalen Congress

Center Dresden statt:

Vorschlag fir eine vorlaufige Tagesordnung und einen vorlaufigen Zeitplan des
Frauenplenums der 2. Tagung des 3. Parteitages

19.00 Uhr
19.15 Uhr

19.30 Uhr
20.30 Uhr
21.00 Uhr

21.15 Uhr

21.30 Uhr

Er6ffnung und Konstituierung des Frauenplenums

Vorstellung des Leitantrages - Katja Kipping, Parteivorsitzende

Debatte
Aussprache und Abstimmung Gber Antrdge zum Leitantrag

Vorstellung der Vorschlage fur Satzungsanderungen - Biggi Ostmeyer,
Sprecherin der Antragskommission

Debatte und Abstimmung Uber Antrége zur Satzung

Weitere Antrage

Wenn ihr am Frauenplenum teilnehmen mdéchtet, meldet euch bitte umgehend an. Im
Organisationsburo ist dafiir zustandig:

Vera Vordenbdumen

vera.vordenbaeumen@die-linke.de
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Geschaftsordnung des Frauenplenums der 2. Tagung des 3. Parteitages
der Partei DIE LINKE

I. Leitung / Arbeitsgremien / Aufgaben und Befugnisse

(1) Das Frauenplenum wahlt als Arbeitsgremien im Block und, sofern nicht auf Befragen ein
Widerspruch dagegen erhoben wird, in offener Abstimmung:

= das Tagungsprasidium,

= die Antragskommission.
(2) Die Arbeit des Frauenplenums wird vom Tagungsprasidium geleitet. Das
Tagungsprasidium bestimmt aus seiner Mitte die Tagungsleitung.

(3) Geschéftsordnung, Tagesordnung und Zeitplan werden zu Beginn des Frauenplenums in
dieser Reihenfolge beschlossen.

Il. Beschlussfassung allgemein

(4) Das Frauenplenum ist beschlussfahig, solange mindestens die Halfte der Teilnehmerinnen
anwesend ist.

(5) Stimm- und Rederecht haben alle anwesenden weiblichen Mitglieder. Gastmitgliedern
kann zu Beginn der Versammlung per Abstimmung das Stimm- und Rederecht gewéahrt
werden.

Gésten des Frauenplenums kann das Wort durch die Tagungsleitung erteilt werden.
Entsprechende Antrége sind an das Tagungsprasidium zu richten.

(6) Beschlisse des Frauenplenums werden grundsatzlich mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen (im Weiteren nur Mehrheit genannt) gefasst, sofern die
Bundessatzung oder diese Geschaftsordnung nicht anderes vorschreiben.

Stimmenthaltungen bleiben dabei unbericksichtigt. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung.
Abstimmungen erfolgen durch Erheben der Stimmkarten.

Das Tagungsprasidium setzt zur Auszéhlung der Stimmen Zahlerinnen ein, die tatig werden,
wenn kein eindeutiges Ergebnis von der Tagungsleitung ermittelt werden kann.

Ill. Regeln in der Debatte

(7) Die Tagungsleitung ruft die Tagesordnungspunkte und die dazugehdrigen Antrage auf,
leitet die Beschlussfassung, erteilt das Wort, kann Rednerinnen zur Sache rufen, muss ihnen
das Redezeitende einmal vorankindigen und das Wort entziehen, wenn sie die Redezeit
{iberschreiten oder vom aufgerufenen Thema abweichen. Uber die Redezeiten beschlieBt das
Frauenplenum am Beginn jedes Tagesordnungspunktes auf Vorschlag des
Tagungsprasidiums.

(8) Wortmeldungen zur Aussprache sind schriftlich beim Tagungsprasidium einzureichen.
Dafir sollen die vorgegebenen Formulare verwendet werden. Bei Wortmeldungen sind Name
und Landes- bzw. Kreisverband bzw. Zusammenschluss oder Jugendverband anzugeben.

Das Tagungsprasidium entscheidet Uber die Redeliste nach Eingang der Wortmeldungen.
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Die Zuricknahme von Wortmeldungen fihrt zur Streichung von der Redeliste. Eine
Zuriicknahme von Wortmeldungen zugunsten anderer Rednerinnen oder Redner ist nicht
moglich.

(9) Zu Redebeitragen in der Aussprache kann die Tagungsleitung bis maximal drei Nachfragen
zulassen.

Die Nachfragen an die Rednerin sowie die Antworten sind kurz zu formulieren (max. je eine
Minute).

(10) Teilnehmerinnen kdnnen nach Abschluss von Debatten und Abstimmungen personliche
Erklarungen abgeben. Sie sind bei der Tagungsleitung anzumelden. Die Redezeit hierfiir
betragt eine Minute.

IV. Antragsarten / Antragstellung / Beschlussfassung

(11) Antragsarten

Die Geschaftsordnung des Frauenplenums unterscheidet insbesondere

= Antrage zur Geschéftsordnung des Frauenplenums,

= Leitantrage und andere Antrage von grundsatzlicher Bedeutung,

= ordentliche Antrage,

=  Dringlichkeitsantrage,

= [Initiativantrage,

»  Anderungsantrige,

= Rickholantrage.

(12) Geschéftsordnungsantrége

a. Geschéftsordnungsantréage betreffen den Ablauf des Frauenplenums. Dazu gehoren
insbesondere Antrage zur Tagesordnung und zum Zeitplan, zum Antrags- und
Beratungsverfahren, zur Gewahrung von Rederechten, zur Vertagung oder Streichung eines

Tagesordnungspunktes, zur Beendigung oder zur Wiederaufnahme der Debatte bzw. zum
SchlieBen oder zur Wiedererdffnung der Redeliste.

b. Antrége zur Geschaftsordnung sind mindlich zu stellen und werden auBerhalb der
Redeliste sofort behandelt, soweit keine Abstimmung lauft.

c. Antrage zur Beendigung der Debatte bzw. zum SchlieBen der Redeliste kdnnen nur von
Teilnehmerinnen gestellt werden, die zu diesem Tagesordnungspunkt noch nicht gesprochen
haben.

d. Vor der Abstimmung ist jeweils eine Fir- und eine Gegenrede zuzulassen.
(13) Leitantrdge und andere Antrdge von grundsétzlicher Bedeutung

a. Leitantrage und andere Antrage von grundsatzlicher Bedeutung sind spatestens acht
Wochen vor dem Parteitag parteioffentlich zu publizieren (§ 17 Abs. 5 Bundessatzung) und
spatestens sechs Wochen vor Beginn des Parteitages an die Antragskommission
einzureichen.

b. Uber ihre Behandlung im Plenum entscheidet das Frauenplenum mit der Annahme der
Tagesordnung.



(14) Ordentliche Antrége
a. Ordentliche Antrage sind schriftlich bei der Antragskommission einzureichen.
(15) Dringlichkeitsantrdge und Initiativantrige

a. Dringlichkeitsantrége sind Antrage, deren Anlass innerhalb der letzten sechs Wochen vor
Beginn des Frauenplenums eingetreten ist.

b. Initiativantréage sind Antrage, deren Anlass sich unmittelbar aus dem Ablauf des
Frauenplenums ergibt.

c. Dringlichkeits- oder Initiativantrage sind vom Frauenplenum zu behandeln, wenn das
Frauenplenum dem mit einfacher Mehrheit zustimmt.

(16) Anderungsantrige
a. Anderungsantrige betreffen die Anderung eingereichter Antrage.

b. Anderungsantrage zu Leitantragen, Antrigen von grundsatzlicher Bedeutung und
ordentlichen Antragen sind schriftlich bei der Antragskommission einzureichen.

(17) Riickholantrdge

a. Antrage auf Wiederholung (Riickholung) einer Abstimmung sind unverziiglich nach
Bekanntwerden des Grundes und unter Nennung desselben und der Umsténde seines
Bekanntwerdens zu stellen.

b. Antrége auf Wiederholung (Riickholung) konnen von Teilnehmerinnen des Frauenplenums
und Mitgliedern von Arbeitsgremien des Frauenplenums gestellt werden.

c. Die Beschlussfassung erfolgt unmittelbar nach Gegen- und Firrede.
(18) Antragsbehandlung

a. Als Antragsbehandlung wird verstanden

= die Abstimmung im Frauenplenum,

» die Uberweisung an das Plenum des Parteitages,

» die Uberweisung an den Parteivorstand,

» die Uberweisung an den Bundesausschuss,

= die Nichtbefassung im Plenum.

b. Antragstellerinnen haben bei Befassung ihrer Antrage im Plenum das Recht, ihre Antrage
vor dem Plenum einzubringen und zu begrinden.

c. Die Antragstellerinnen kdnnen Anderungsantrége ganz, teilweise oder sinngeméaB
{ibernehmen. Eine Behandlung dieser Anderungsantriage auf dem Frauenplenum entfillt. Das
Frauenplenum kann dieser Ubernahme auf miindlichen Antrag einer Teilnehmerin in jedem
Einzelfall widersprechen.

(19) Antragskommission

a. Die Antragskommission prift, ob die Voraussetzungen fiir eine Antragsbehandlung auf dem
Frauenplenum vorliegen.

b. Antrage und Anderungsantrige, die die Voraussetzungen einer Antragsbehandlung nach
den Ziffern 14, 15 und 16 nicht erfiillen, werden nur auf Vorschlag der Antragskommission
vom Parteitag behandelt.



c. Die Antragskommission kann Anderungsantrage mit ausschlieBlich redaktionellem
Charakter zur Nichtbefassung im Frauenplenum vorschlagen.

d. Die Antragskommission kann hinsichtlich der Behandlung von Antragen und
Anderungsantrigen den Antragsstellern und Antragstellerinnen und dem Plenum
Empfehlungen - insbesondere zur Antragsbehandlung nach Ziffer 18 Punkt ¢ - geben.

e. Die Reihenfolge, in der Anderungsantrége behandelt werden, wird von der
Antragskommission festgelegt und dem Plenum erlautert.

f. Die Antragskommission hat das Recht, Antrage flr unzuldssig zu erklaren. Unzuléssig sind
insbesondere Antrage, die die formalen Voraussetzungen der Bundessatzung oder dieser
Geschaftsordnung nicht erfillen.

g. Die Antragskommission hat das Tagungsprasidium des Frauenplenums unverziiglich darauf
hinzuweisen, wenn eine ordentliche Antragsbehandlung im vorgesehenen Zeitrahmen mit
hoher Wahrscheinlichkeit nicht mdglich sein wird.

(20) Die Abstimmung wird durch die Tagungsleitung geleitet, wobei zunachst die Stimmen
"fur" den Antrag, dann "gegen" den Antrag und abschlieBend die Stimmenthaltungen
abzurufen sind.

(21) Das Beschlussprotokoll des Frauenplenums ist schriftlich auszufertigen. Die Beschlisse
des Frauenplenums sind innerhalb von vier Wochen zu veroffentlichen.



Einberufung der 2. Tagung des 3. Parteitages der Partei DIE LINKE

Beschluss des Parteivorstandes vom 9./10. Februar 2013

1. Der Parteivorstand beruft mit Beschluss vom 9./10. Februar 2013 die 2. Tagung des
3. Parteitages der Partei DIE LINKE fir den 14., 15. und 16. Juni 2013 nach Dresden
ein. Tagungsort ist das MARITIM, Hotel & Internationales Congress Center (ICD),
Ostra-Ufer 2, 01067 Dresden.

Der Parteitag beginnt am 14. Juni um 13 Uhr und endet am 16. Juni um 14 Uhr.

2. Der Parteivorstand schlagt fir die 2. Tagung des 3. Parteitages folgende vorlaufige
Tagesordnung vor:

1. Er6ffnung der 2. Tagung des 3. Parteitages der Partei DIE LINKE.

. Reden der Vorsitzenden der Partei DIE LINKE.

. Generaldebatte

. Aussprache und Beschlussfassung zum Bundestagswahlprogramm
. Satzungsanderungen

. Berichte an den Parteitag

. Wahlen

] der Bundesschiedskommission

N O o B WON

] der Bundesfinanzrevisionskommission

8. Beratung und Entscheidung weiterer Antrége an die 2. Tagung des 3.
Parteitages

9. Schlusswort

3. Antragsschluss fir die 2. Tagung des 3. Parteitages ist am Donnerstag, dem
2. Mai 2013. Antragsschluss fiir Anderungsantrage zu eingereichten Antragen ist am
Donnerstag, dem 30. Mai 2013. Antrage sind zu richten an:
DIE LINKE - Bundesgeschéftsstelle
Antragskommission des Parteitages
Kleine AlexanderstraBe 28
10178 Berlin
Telefax: (030) 24 009 624
antragskommission@die-linke.de

Alle noch nicht behandelten Satzungsantrage muissen nicht erneut eingereicht
werden, weil sie vom Gottinger Parteitag an den Parteitag 2013 Uberwiesen wurden.
Fir alle neuen Satzungsantrage ist der Antragsschluss am 2. Mai 2013.


mailto:antragskommission@die-linke.de

4. Die Wahlen auf dem Parteitag erfolgen auf der Grundlage der Bundessatzung und der
Wahlordnung der Partei DIE LINKE. Mitglieder, die ihre Kandidatur fir auf dem
Parteitag zu wahlende Kommissionen vorab &ffentlich machen wollen, kénnen bis zum
31. Mai 2013 einen Text (max. 2.000 Zeichen, einschlieBlich Leerzeichen) und ein
Foto einreichen an
DIE LINKE - Bundesgeschaftsstelle
Kleine AlexanderstraBe 28
10178 Berlin
Telefax: (030) 24 009 310
bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Die Veroffentlichung erfolgt im Internet unter www.die-linke.de, im Newsletter des
Parteivorstandes und in den Delegiertenunterlagen zum Parteitag, die allen
Teilnehmerinnen und Teilnehmern, Gasten und Pressevertretern Ubergeben werden.
Wahrend des Parteitages werden Kandidaturen durch Aushang im Foyer des
Tagungsgebaudes offentlich gemacht.

Entsprechend der Bundessatzung der Partei konnen Kandidaturen auch spater
angemeldet werden, in diesem Falle kann eine Veroffentlichung in den
Delegiertenunterlagen nicht gewahrleistet werden.

5. Das Frauenplenum des Parteitages findet im Rahmen des Parteitages am Freitag, dem
14. Juni 2012, ab 19.00 Uhr mit folgender Tagesordnung statt:

1. Er6ffnung des Frauenplenums

Vorstellung des Leitantrages

Debatte und Abstimmung Uber Antrége zum Leitantrag
Vorstellung der Vorschlage fir Satzungsénderungen

Debatte und Abstimmung Uber Antrége zur Satzung

oo ke

Weitere Antrage

6. Der Beschluss des Parteivorstandes zur Einberufung der 2. Tagung des 3. Parteitages
wird den Delegierten und den weiteren Teilnehmerinnen und Teilnehmern mit
beratender Stimme schriftlich Ubermittelt.


mailto:bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Geschaftsordnung des 3. Parteitages der Partei DIE LINKE

Beschluss der 1. Tagung des 3. Parteitages vom 2./3. Juni 2012

I. Leitung / Arbeitsgremien / Aufgaben und Befugnisse

(1) Der Parteitag wahlt als Arbeitsgremien im Block und, sofern nicht auf Befragen ein
Widerspruch dagegen erhoben wird, in offener Abstimmung:

= das Tagungsprasidium,

= die Mandatsprifungskommission,

= die Wahlkommission,

= die Antragskommission.

(2) Die Arbeit des Bundesparteitages wird vom Tagungsprasidium geleitet. Das
Tagungsprasidium bestimmt aus seiner Mitte die Tagungsleitung.

(3) Geschaftsordnung, Tagesordnung und Zeitplan werden zu Beginn des Parteitages in dieser
Reihenfolge beschlossen.

Il. Beschlussfassung allgemein

(4) Der Bundesparteitag ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte der gewéahlten
Delegierten anwesend ist.

(5) Delegierte mit beschlieBender Stimme haben Stimm- und Rederecht. Delegierte mit
beratender Stimme sowie Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit beratender Stimme haben die
gleichen Rechte wie Delegierte mit beschlieBender Stimme, ausgenommen das aktive
Stimmrecht bei Wahlen und Abstimmungen.

Gésten des Parteitages kann das Wort durch die Tagungsleitung erteilt werden.
Entsprechende Antrége sind an das Tagungsprasidium zu richten.

(6) Beschliisse des Parteitages werden grundséatzlich mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen (im Weiteren nur Mehrheit genannt) gefasst, sofern die
Bundessatzung oder diese Geschaftsordnung nicht anderes vorschreiben.

Stimmenthaltungen bleiben dabei unbericksichtigt. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung.
Abstimmungen erfolgen durch Erheben der Stimmkarten.

Das Tagungsprasidium setzt zur Auszéhlung der Stimmen Zahlerinnen und Zahler ein, die tatig
werden, wenn kein eindeutiges Ergebnis von der Tagungsleitung ermittelt werden kann.

Ill. Regeln in der Debatte

(7) Die Tagungsleitung ruft die Tagesordnungspunkte und die dazugehdrigen Antrage auf,
leitet die Beschlussfassung, erteilt das Wort, kann Rednerinnen und Redner zur Sache rufen,
muss ihnen das Redezeitende einmal vorankindigen und das Wort entziehen, wenn sie die
Redezeit {iberschreiten oder vom aufgerufenen Thema abweichen. Uber die Redezeiten
beschlieBt der Parteitag am Beginn jedes Tagesordnungspunktes auf Vorschlag des
Tagungsprasidiums.



(8) Wortmeldungen zur Aussprache sind schriftlich beim Tagungsprasidium einzureichen.
Dafiir sollen die vorgegebenen Formulare verwendet werden. Bei Wortmeldungen sind Name
und delegierender Landes- bzw. Kreisverband bzw. Zusammenschluss oder Jugendverband
anzugeben.

Die Fristen flr die Abgabe von Wortmeldungen und die Modalitéten ihrer Entgegennahme
werden vom Tagungsprasidium bekannt gegeben. Das Tagungsprasidium entscheidet wie
folgt Uber die Redeliste: Unter Beachtung der Geschlechterquotierung werden vier
Redner/innen gesetzt, Uber die weitere Reihenfolge der Rednerinnen und Redner entscheidet
das Los.

Die Zuriicknahme von Wortmeldungen fihrt zur Streichung von der Redeliste. Eine
Zuricknahme von Wortmeldungen zugunsten anderer Rednerinnen oder Redner ist nicht
maoglich.

(9) Zu Redebeitragen in der Aussprache kann die Tagungsleitung bis maximal drei Nachfragen
von Delegierten und Teilnehmer/Inne/n mit beratender Stimme zulassen. Die Nachfragen an
die Rednerin/den Redner sowie die Antworten sind kurz zu formulieren (max. je eine Minute).

(10) Delegierte kénnen nach Abschluss von Debatten und Abstimmungen personliche
Erklarungen abgeben. Sie sind bei der Tagungsleitung anzumelden. Die Redezeit hierfiir
betragt eine Minute.

IV. Antragsarten / Antragstellung / Beschlussfassung
(11) Antragsarten
Die Geschaftsordnung des Parteitages unterscheidet insbesondere
- Antrage zur Geschéaftsordnung des Parteitages,
- Leitantrage und andere Antrdage von grundsatzlicher Bedeutung,
- ordentliche Antrage,
- Dringlichkeitsantrage,
- Initiativantrage,
- Anderungsantrage,
- Riickholantrage.

(12) Geschaftsordnungsantrage

a. Geschaftsordnungsantrage betreffen den Ablauf des Parteitages. Dazu gehoren
insbesondere Antrage zur Tagesordnung und zum Zeitplan, zum Antrags- und
Beratungsverfahren, zur Gewéahrung von Rederechten, zur Vertagung oder Streichung
eines Tagesordnungspunktes, zur Beendigung oder zur Wiederaufnahme der Debatte bzw.
zum SchlieBen oder zur Wiederertffnung der Redeliste.

b. Antrége zur Geschaftsordnung sind mindlich zu stellen und werden auBerhalb der Liste

der Rednerinnen und Redner sofort behandelt, soweit keine Abstimmung lauft.

. Antrage zur Geschéftsordnung kdnnen nur von Delegierten des Parteitages, Delegierten
und Teilnehmer/innen mit beratender Stimme (§ 16 Abs. 12 Bundessatzung) und
Mitgliedern von Arbeitsgremien des Parteitages gestellt werden.

d Antrage zur Beendigung der Debatte bzw. zum SchlieBen der Redeliste kénnen nur von
antragsberechtigten Personen gestellt werden, die zu diesem Tagesordnungspunkt noch
nicht gesprochen haben.

e. Vor der Abstimmung ist jeweils eine Fiir- und eine Gegenrede zuzulassen.

o
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(13) Leitantrage und andere Antrage von grundsatzlicher Bedeutung
a. Leitantrage und andere Antrage von grundsatzlicher Bedeutung sind spatestens acht
Wochen vor dem Parteitag parteioffentlich zu publizieren (§ 17 Abs. 5
Bundessatzung) und spatestens sechs Wochen vor Beginn des Parteitages an die
Antragskommission einzureichen.
b. Uber ihre Behandlung im Plenum entscheidet der Parteitag mit der Annahme der
Tagesordnung.

(14) Ordentliche Antrage

a. Ordentliche Antrage sind spatestens sechs Wochen vor Beginn des Parteitages an die
Antragskommission einzureichen.

b. Ordentliche Antrége, die von Landesverbanden, Kreisverbanden, Ortsverbanden
gemaB § 13 Abs. 8 der Bundessatzung, dem Frauenplenum des Bundesparteitages,
bundesweiten Zusammenschlissen, von der Linksjugend ['solid], vom
Studierendenverband DIE LINKE.SDS, von Organen der Partei oder Arbeitsgremien
des Parteitages gestellt werden oder fiir die zum Zeitpunkt der Antragstellung von
mindestens 25 Delegierten die Unterschriften vorliegen, sind vom Parteitag zu
behandeln.

(15) Dringlichkeitsantrage und Initiativantrage

a. Dringlichkeitsantrage sind Antrage, deren Anlass nach Antragsschluss, also innerhalb der
letzten sechs Wochen vor Beginn des Parteitages, eingetreten ist.

b. Initiativantrage sind Antrége, deren Anlass sich unmittelbar aus dem Ablauf des
Parteitages ergibt.

c. Dringlichkeits- oder Initiativantrage sind vom Parteitag zu behandeln, wenn zum Zeitpunkt
ihrer Einreichung die Unterschriften von mindestens 50 Delegierten vorliegen.

(16) Anderungsantrige

a. Anderungsantrige betreffen die Anderung eingereichter Antrége.

b. Anderungsantrage zu Leitantragen, Antrdgen von grundsatzlicher Bedeutung und
ordentlichen Antrégen sind schriftlich bis spatestens zwei Wochen vor Beginn des
Parteitages an die Antragskommission einzureichen.

c. Anderungsantr'ége, die von Landesverbanden, Kreisverbanden, Ortsverbanden gemaB § 13
Abs. 8 der Bundessatzung, dem Frauenplenum des Bundesparteitages, bundesweiten
Zusammenschlissen, von der Linksjugend ['solid], vom Studierendenverband DIE
LINKE.SDS, von Organen der Partei oder Arbeitsgremien des Parteitages gestellt werden
oder fiir die zum Zeitpunkt der Antragstellung die Unterschriften von mindestens 25
Delegierten vorliegen, sind vom Parteitag zu behandeln.

d. Bei Anderungsantragen, die nicht Leitantrdge und andere Antrage von grundséatzlicher
Bedeutung betreffen, konnen die 25 Delegiertenunterschriften bis zum Beginn des
Parteitages bzw. bis zu dem Zeitpunkt wahrend des Parteitages, der vom Parteitag
festgelegt wird, nachgereicht werden.

(17). Ruckholantrage
a. Antrage auf Wiederholung (Riuckholung) einer Abstimmung sind unverzuglich nach
Bekanntwerden des Grundes und unter Nennung desselben und der Umsténde seines
Bekanntwerdens zu stellen.
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b. Antrége auf Wiederholung (Ruckholung) kdnnen nur von Delegierten des Parteitages,
Delegierten und Teilnehmer/inne/n mit beratender Stimme (§ 16 Abs. 12
Bundessatzung) und Mitgliedern von Arbeitsgremien des Parteitages gestellt werden.

c. Die Beschlussfassung erfolgt unmittelbar nach Gegen- und Firrede.

(18) Antragsbehandlung

a. Als Antragsbehandlung wird verstanden
- die Abstimmung im Plenum des Parteitages,
- die Uberweisung an den Parteivorstand,
- die Uberweisung an den Bundesausschuss,
- die Nichtbefassung im Plenum.

b. Antragsteller/-innen haben bei Befassung ihrer Antrage im Plenum das Recht, ihre
Antrage vor dem Plenum einzubringen und zu begriinden.

c. Der/die Antragsteller/in kénnen Anderungsantrige ganz, teilweise oder sinngemaB
iibernehmen. Eine Behandlung dieser Anderungsantrige auf dem Parteitag entfallt.
Der Parteitag kann dieser Ubernahme auf miindlichen Antrag einer/eines Delegierten
in jedem Einzelfall widersprechen.

(19) Antragskommission

a.

o

Die Antragskommission prift, ob die Voraussetzungen fir eine Antragsbehandlung auf
dem Parteitag vorliegen.

Antrige und Anderungsantrége, die die Voraussetzungen einer Antragsbehandlung nach
den Ziffern 14, 15 und 16 nicht erfillen, werden nur auf Vorschlag der
Antragskommission vom Parteitag behandelt.

Die Antragskommission kann Anderungsantrage mit ausschlieBlich redaktionellem
Charakter zur Nichtbefassung im Plenum vorschlagen.

. Die Antragskommission kann hinsichtlich der Behandlung von Antragen und
Anderungsantrigen den Antragsstellern und Antragstellerinnen und dem Plenum
Empfehlungen - insbesondere zur Antragsbehandlung nach Ziffer 18 Punkt ¢ - geben.
Die Reihenfolge, in der Anderungsantriage behandelt werden, wird von der
Antragskommission festgelegt und dem Plenum erldutert.

Die Antragskommission hat das Recht, Antréage fiir unzulassig zu erkléaren. Unzuléassig sind
insbesondere Antrage, die die formalen Voraussetzungen der Bundessatzung oder dieser
Geschaftsordnung nicht erfillen.

Die Antragskommission hat das Tagungsprasidium des Parteitages unverziglich darauf
hinzuweisen, wenn eine ordentliche Antragsbehandlung im vorgesehenen Zeitrahmen mit
hoher Wahrscheinlichkeit nicht méglich sein wird.

V. Abstimmungen und Dokumentation

2

0. Die Abstimmung wird durch die Tagungsleitung geleitet, wobei zunachst die Stimmen

"fur" den Antrag, dann "gegen" den Antrag und abschlieBend die Stimmenthaltungen

a

2
e
a

bzurufen sind.

1. Fir die Dokumentation werden von den Tagungen des Parteitages Tonbandmitschnitte
rstellt und archiviert. Das Beschluss- und das Wahlprotokoll des Parteitages sind schriftlich
uszufertigen. Die Beschliisse des Parteitages sind innerhalb von vier Wochen zu

veroffentlichen.
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Arbeitsgremien der 2. Tagung des 3. Parteitages der Partei DIE LINKE

Beschluss der 1. Tagung des 3. Parteitages vom 2./3. Juni 2012

Tagungsprasidium:

Herbert Behrens (SL)

Steffen Bockhahn (Mecklenburg-Vorpommern)
Giesela Brandes-Steggewentz (Niedersachsen)
Werner Dreibus (Parteivorstand)
Wolfgang Ferner (Rheinland-Pfalz)
Nicole Fritsche (Bayern)

Sylvia Gabelmann (NRW)

Dora Heyenn (Hamburg)

Matthias HOhn (Sachsen-Anhalt)

10. Katja Kipping (Sachsen)

11. Heidi Knake-Werner (fds)

12. Knut Korschewsky (Thiringen)

13. Caren Lay (Parteivorstand)

14.Klaus Lederer (Berlin)

15. Cornelia Mohring (Schleswig-Holstein)
16. Dieter Nickel (Bremen)

17.Thomas Nord (Brandenburg)

18. Astrid Schramm (Saarland)

19. Janine Wissler (Hessen)

20. Edgar Wunder (Baden-Wirttemberg)

© NSO~

o

Antragskommission:

Herwart Achterberg (Hessen)
Hans-Henning Adler (Niedersachsen)
Sabine Berninger (Thuringen)
Peter Brill (Mecklenburg-Vorpommern)
Stefan Dreher (Baden-Wirttemberg)
Anita Friedetzky (Hamburg)
Anne Geschonneck (Linksjugend ['solid])
Renate Harcke (Parteivorstand)
Thomas Hecker (KPF)

. Horst Kahrs (Berlin)

. Anja Mayer (fds)

. Marc Mulia (NRW)

. Norbert Muller (Linksjugend ['solid])

. Falk Neubert (Sachsen)

. Olaf Michael Ostertag (BAG Grundeink.)

. Brigitte Ostmeyer (Parteivorstand)

. Christel Rajda (SL)

© NSO~
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18. Jenny Schulz (Sachsen-Anhalt)
19. Cornelia Swillus-Kndchel (NRW)
20. Kirsten Tackmann (Brandenburg)
21.Volker Schneider (Saarland)
22.NN (weiblich, Landesverband)

Wahlkommission:

Mario Bender (Saarland)

Ulrike Dierkes-Morsy (Bayern)

Ulrike Glanz (Brandenburg)

Angela Hahnel (Sachsen)

Hannah Heyenn (Hamburg)

Patrick Humke (Niedersachsen)

Julia Kohlmann (Baden-Wirttemberg)
Walter Mayer (Berlin)

9. Christiane Miller (Mecklenburg-Vorpommern)
10. llona Schafer (Rheinland-Pfalz)

11. Werner Sell (NRW)

12. Kersten Steinke (Thdringen)

© NSO~
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Hinweis zum Wahlverfahren

Beschluss der 1. Tagung des 3. Parteitages vom 2./3. Juni 2012

Gemah § 8 (5) der Wahlordnung der Partei DIE LINKE, entfallt in den Wahlgéngen die
Moglichkeit von Nein-Stimmen, wenn die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber in dem

Wahlgang groBer als die Zahl der zu besetzenden Stellen ist.
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Antrage an die 2. Tagung des 3. Parteitages
der Partei DIE LINKE
am 14. bis 16. Juni 2013 in Dresden
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Antrage zu den Regularien des Parteitages
Antrag: R.1.
Antragsteller/-innen: Parteivorstand der Partei DIE LINKE

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Thema: Vorschlag fiir die Tagesordnung der 2. Tagung des 3. Parteitages der Partei
DIE LINKE

Der Parteitag moge beschlieBen:

1. Eréffnung der 2. Tagung des 3. Parteitages
der Partei DIE LINKE.

2. Reden der Vorsitzenden der Partei DIE LINKE.
3. Generaldebatte
4. Aussprache und Beschlussfassung zum Bundestagswahlprogramm
5. Satzungséanderungen
6. Berichte an den Parteitag
7. Wahlen
» der Bundesschiedskommission
= der Bundesfinanzrevisionskommission

8. Beratung und Entscheidung weiterer Antrage an
die 2. Tagung des 3. Parteitages.

9. Schlusswort.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: I:I Abgelehnt: |:|

Uberwiesen an:

Stimmen daflir: __dagegen: __ Enthaltungen: ___

Bemerkungen:
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Antrag: R.2.
Antragsteller/-innen: Parteivorstand der Partei DIE LINKE

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Thema: Vorschlag fiir den Zeitplan der 2. Tagung des 3. Parteitages
der Partei DIE LINKE

Der Parteitag moge beschlieBen:
Freitag, 14. Juni 2013

12.50 Musikalischer Auftakt

13.00 Eréffnung des Parteitages
GruBwort des Landesvorsitzenden Rico Gebhardt
GruBwort der Dresdner Oberbiirgermeisterin Helma Orosz

13.30 Rede Parteivorsitzende_r

14.00 Generaldebatte Wahlprogramm

16.00 Pause

16.30 Wahlen

18.30 Unterbrechung des Parteitages fur das Frauenplenum
22.00 Tanzabend

Samstag, 15. Juni 2013

09.00 Bericht Frauenplenum

09.15 Rede Parteivorsitzende_r

09.45 Fortsetzung Aussprache Wahlprogramm: Kap. |
10.30 Abstimmung Kap. |

12.30 Pause

13.30 Fortsetzung Aussprache Wahlprogramm: Kap. Il und IlI
14.15 Abstimmung Kap. Il und Ill

15.15 Rede Vorsitzender Bundestagsfraktion

15.45 Pause

16.30 Fortsetzung Aussprache Wahlprogramm: [V
17.15 Abstimmung IV

18.15 Fortsetzung Aussprache Wahlprogramm: V
19.00 Abstimmung V

20.00 Abstimmung Einfihrung und VI

20.30 Endabstimmung

20.35 Pause

21.00 weitere Antrage an den Bundesparteitag

22.30 Ende
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Sonntag, 16. Juni 2013

09.00 Rede Vorsitzende EP-Fraktion GUE/NGL
09.30 Satzungsanderungen

13.00 Schlusswort

13.15 Ende des Parteitages

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: I:I Abgelehnt: |:I

Uberwiesen an:

Stimmen dafiir: __dagegen: __ Enthaltungen: ___

Bemerkungen:
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Antrag: R.3.
Antragsteller/-innen: Parteivorstand der Partei DIE LINKE

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Thema: Vorschlag fiir die Starke der auf der 2. Tagung des 3. Parteitages
der Partei DIE LINKE zu wahlende Gremien

Der Parteitag moge beschlieBen:

1. Die 2. Tagung des 3. Parteitages der Partei DIE LINKE wahlt eine
Bundesschiedskommission in der Stérke von zehn Mitgliedern.

2. Die 2. Tagung des 3. Parteitages der Partei DIE LINKE wahlt eine
Bundesfinanzrevisionskommission in der Stérke von acht Mitgliedern.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: I:I Abgelehnt: |:I

Uberwiesen an:

Stimmen dafiir: __dagegen: __ Enthaltungen: ___

Bemerkungen:
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Antriage mit iiberwiegenden Bezug zur Partei DIE LINKE

Antrag: P.1.

Antragsteller/-innen:
DIE LINKE. Schleswig-Holstein

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

Die Partei DIE LINKE macht das in ihrem
Wahlprogramm  angekiindigte  Vorhaben  einer
gesetzlichen Begrenzung der Arbeitszeit abhangig
Beschéftigter auf 40 Wochenstunden zu einem

Schwerpunkt ihres Bundestagswahlkampfs 2013.

Zur Diskussion, detaillierten Ausarbeitung sowie
Durchsetzung einer solchen Reform fiihrt die Partei
mit Beginn der kommenden Legislaturperiode eine
breit angelegte Kampagne durch. Mit ihr wendet sie
sich insbesondere an die Gewerkschaften und alle
politischen Kréfte, die sich der Gewerkschafts-
bewegung verbunden fiihlen, um sie zur Beratung der
Reform und Mitarbeit daran einzuladen. Die
ist
aufgefordert, im Rahmen dieser Kampagne die
Entwicklung einer entsprechenden Gesetzesinitiative
zu einem Schwerpunkt ihrer parlamentarischen

Linksfraktion im neu gewdhlten Bundestag

Arbeit zu machen.

Begriindung

Erstens. Zur Kennzeichnung des derzeitigen
o6konomischen Umfeldes und seiner Tendenz, die
auch fiir die Wahlen zum 18. Bundestag maBgeblich
sein wird, hat die Partei bereits im November

vergangenen Jahres zutreffend festgestellt:

»Aus einer Krise der europaischen
Finanzbeziehungen ist eine tiefe Rezession
geworden, die mit wachsender Geschwindigkeit
von der Peripherie ins Zentrum des Kontinents
wachst. Auch in Deutschland verdichten sich die

Anzeichen eines wirtschaftlichen Einbruchs.*'

Ende Januar wurde der erste Anstieg der amtlichen
Arbeitslosenzahlen seit zwei Jahren vermeldet.
Bereits im vergangenen Herbst hatten insbesondere
die Arbeitgeber darauf gedréngt die Regelungen zum
Kurzarbeitergeld aus dem  Krisenjahr 2009
prophylaktisch wieder aufzulegen. Anfang Dezember
wurde das Begehren von der Regierung erhért. Es ist
also kaum eine Frage mehr: Deutschland - und das
ist im Zweifel immer noch das deutsche Kapital -
sieht einen erneuten schweren Kriseneinbruch fiir

sich im Anmarsch und riistet sich.

1
Das Ruder jetzt herumreiBen - Vorschlag fiir ein Konjunkturprogramm

Sein  unmittelbarer ~ Widerpart dagegen, die
lohnabhédngige Bevdlkerung in Deutschland, ob
reguldr, prekdr oder eher gar nicht beschéftigt, hat
namentlich in den letzten zehn Jahren einige wichtige
Bastionen gerdaumt, die ihrer Ausbeutung durch das
Kapital Schranken gezogen hatten. Sie hat,
auseinanderdividiert  in  ihre  verschiedensten
Bestandteile, enorm eingeblift an der Kraft zur
Abwehr neuerlicher Angriffe auf ihre Arbeits- und
Lebensbedingungen, die als MaBnahmen zur
Standortsicherung in der Krise nach den Wahlen ab
dem kommenden Herbst in groBem Umfang zu
erwarten sind. Um dagegenzuhalten, wéare es
dringend nétig, nach einem Jahrzehnt fortwahrenden
Rickschritts endlich einmal eine Verteidigungslinie zu
beziehen, die alle Teile der Lohnabhéngigen
zusammenschlieBt und sie in einer zentralen Frage in
die Lage versetzt, weiteren Verschlechterungen ihrer
Lebensverhéltnisse Einhalt zu gebieten.

Zweitens. Dreh- und Angelpunkt aller
Auseinandersetzungen zwischen Lohnarbeit und
Kapital ~war seit jeher die Frage der
Normalarbeitszeit, die Frage also, wie viel diejenigen,
deren Einkommen davon abhéngt, dass sie ihre
Arbeitskraft zum Verkauf anbieten, pro Tag, Woche
Monat etc. in der Regel arbeiten missen, damit sie
und ihre Familie einigermaBen uber die Runden
kommen. Logischerweise, denn diese Arbeitszeit ist
die Quelle, woraus allein das Kapital sein Leben
gewinnt: die Quelle seines Profits.

Es hat daher immer wieder hartndckigste Kémpfe
gebraucht, dem naturwichsigen Trieb des Kapitals
zur maBlosen Ausdehnung der Arbeitszeit Schranken
zu setzen. Der in Deutschland bis heute giiltige
Normalarbeitstag von acht Stunden zum Beispiel ist
das Ergebnis einer regelrechten Revolution, die im
November 1918 das Kaiserreich stiirzte. Seither sind
der achtstlindige Arbeitstag an sechs Werktagen,
also 48 Stunden das gesetzlich erlaubte Maximum
der durchschnittlichen Wochenarbeitszeit.

Zwischen  dieser  altehrwirdigen  gesetzlichen
Regelung der Arbeitszeit jedoch und der 40-Stunden-
woche, die ab Mitte der 60er Jahre nach und nach fiir
die  meisten Branchen hierzulande tariflich
erstrittenen worden ist, klafft mittlerweile eine Liicke,
die im stark angewachsenen Bereich tariflich
ungeregelter Arbeit bereits seit langerem zu einer
teilweise erheblichen Ausdehnung der Arbeitszeit
genutzt wurde - mitunter sogar Uber die gesetzliche
Schranke hinaus. Aber auch bei tariflich geregelter
Arbeit haben diverse  Flexibilisierungen  der
Arbeitszeit, einhergehend mit einer Vermehrung von
Teilzeit- und Minijobs, die Grenze der 40-
Stundenwoche langst durchldchert.” Der nichste

? Fiir 2003, dem Jahr, in dem Kanzler Schrdder seine Agenda
2010 auf den Weg brachte, wies eine Studie des ISO-Instituts
(Frank Bauer u. a.: Arbeitszeit 2003) eine durchschnittliche



http://www.die-linke.de/nc/dielinke/nachrichten/detail/zurueck/nachrichten/artikel/das-ruder-jetzt-rumreissen/
http://www.wkdis.de/downloads/Arbeitszeit%202003.pdf

Konjunktureinbruch wird diesem Trend gleichzeitiger
Vermehrung von Uber- wie Unterbeschaftigung
enormen Schub verleihen - sofern ihm nicht politisch
energisch entgegengetreten wird.

Drittens. Anders als nur begrenzte, tarifliche
Regelungen der Arbeitszeit berlihrt deren allgemeine,
gesetzliche Beschrankung fiir alle Beschaftigten -
vorausgesetzt, flir ihre praktische Durchsetzung, u. U.
auch gegen die Beschéftigten selbst, ist gesorgt -
das gemeinsame MaB, an dem ihre Arbeitsentgelte
pro Stunde, Woche, Monat usw. letztlich sich
ausrichten. Entgegen dem &uBeren Anschein ist
namlich die normale Dauer der téglichen,
wochentlichen bzw. monatlichen Arbeitszeit die
unabhéngige Variable, von der auch das dafiir zu
zahlende Entgelt letztlich abhéngt.” Und wenn die
Zeit, die eine Vollzeitarbeitskraft im Normalfall in der
Woche arbeitet, 48 statt 40 Stunden betrdgt, muss
man fiir das halbe Entgelt einer Vollzeitstelle statt 20
Stunden dann 24 Stunden in der Woche arbeiten.
Eine gesetzliche Sicherstellung der 40-Stundenwoche
wahrt daher die Interessen aller Beschéftigten,
unabhéngig davon ob sie Vollzeit oder weniger
arbeiten.

Viertens. Die momentane Stdrke des Kapitals in
Deutschland, mit der es zunachst vor allem die
Kapitale der sldlichen Eurolédnder, mittlerweile aber
auch z.B. ein vergleichsweise so starkes wie das
Frankreichs niederkonkurriert und massenhafte
Arbeitslosigkeit produziert, beruht groBtenteils auf
seiner enormen Produktivitat. Produktives Kapital ist
profitables Kapital: Kapital, das viel Arbeit bei
geringen  Arbeitskosten  mobilisiert  (Stichwort:
Lohnstiickkosten). Daher gebietet auch die viel
beschworene Solidaritdt der Linken hierzulande mit
den vom Verkauf ihrer Arbeitskraft lebenden
Menschen im Ubrigen Europa, der Profitproduktion in
Deutschland, der Mobilisierung deutscher Arbeit fiirs
deutsche Kapital endlich einmal wieder eine
wirksame Schranke zu setzen.

tatsdchliche Wochenarbeitszeit fiir Vollzeitbeschéftigte von 42
Stunden im Westen und 43 Stunden im Osten Deutschlands aus.

° Das Verhiltnis der lohnabhingigen Bevélkerung insgesamt zur
Gesamtheit der sogenannten Arbeitgeber, die sich aus ihr als
ihrem Arbeitskraftereservoir bedienen, ist hier mehr als die
bloBe Summe aller abhadngigen Beschaftigungsverhaltnisse.
Diese werden vielmehr durch jenes Gesamtverhaltnis bestimmt.
Die Erhaltung, d.h. bestdndige Erneuerung der Gesamtheit an
aktiven oder in Reserve gehaltenen Arbeitskréaften gibt die
Einzelheiten vor, nicht zuletzt die HOhe von Lohnen oder
Gehaltern, wie auch immer die sich im Einzelnen verteilen, und
vor allem unabhéngig davon, wie viel Arbeit die Unternehmen
aus der Gesamtheit der Arbeitskrafte flissig machen kdnnen.
Was sich also mit der Lénge der Normalarbeitszeit allein
vermehrt oder verringert, ist die Uber die Kosten zur Erhaltung
der Arbeitskrafte hinausgehende Mehrarbeit der lohnabhéngigen
Klasse, die vom Kapital unentgeltlich, nadmlich als Profit,
angeeignet wird.
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Fiinftens. In den Uberlegungen der gewerkschaftlich
engagierten Linken innerhalb wie auBerhalb der
Partei spielt die Frage der Arbeitszeit neuerdings
wieder eine groBere Rolle. Die darauf bezogenen
Debatten leiden jedoch unter dem Mangel, dass sie
den qualitativen Unterschied zwischen tariflichen
Arbeitszeitregelungen  und  einer  gesetzlichen
Beschrankung der Arbeitszeit kaum reflektieren. Nur
Letztere bezieht wirklich die Gesamtheit der
Lohnabhéngigen ein. Dies nicht nur in dem Sinne,
dass sie sowohl die Organisationsgrenzen der
Einzelgewerkschaften (iberschreitet, als auch die
Beschéftigten dort  erfasst, wo  jeglicher
gewerkschaftlicher Einfluss kaum oder gar nicht
wirkt. Vielmehr wére bei etwas politischem Geschick
die Kampagne fiir eine gesetzliche Neuregelung der
Arbeitszeit auch geeignet, die politischen Grenzen
zwischen den Lohnabhéngigen zu relativieren, und
zwar wiederum sowohl zwischen denen, die
parteipolitisch unterschiedlich engagiert sind, als
auch zur groBen Masse derjenigen, die sich von
Parteipolitik ganz fern halten.

Sechstens. Anders als etwa im Falle des
gesetzlichen Mindestlohn, der Reichensteuer oder
der Regulierung der Finanzmarkte ist fir die
gesetzliche Festschreibung der 40-Stundenwoche
nicht zu erwarten, dass die anderen Parteien sich
dieses Themas beméchtigen, denn es ist ganz und
gar unvereinbar mit jeglicher Pflege des
Kapitalstandorts Deutschland, auf die sie allesamt
letzten Endes verpflichtet sind. DIE LINKE besitzt
hierin also ein SO genanntes
»Alleinstellungsmerkmal®, das nicht erst
irgendwelcher Erlduterungen bedarf, worin die
Vorschlage unserer Partei sich von &hnlichen der
anderen unterscheiden. Es ware fahrldssig, das im
Wahlkampf nicht gehdrig zu nutzen.

Diese Exklusivitat bedeutet jedoch auf der anderen
Seite, dass zurzeit nicht einmal auf dem Papier der
Wahlprogramme irgendeine parlamentarische
Mehrheit auszumachen ist, um das Anliegen in reale
Politik umzusetzen. Das gilt allerdings zum Beispiel
auch fiir die Forderung einer sanktionsfreien
Mindestsicherung gegen Armut. Anders aber als
diese, mit deren Verwirklichung Hartz IV die Z&hne
gezogen wiirden, was auf einen kleinen politischen
Umsturz hinausliefe, verlangt die Forderung einer
gesetzlichen 40-Stundenwoche nur die
Festschreibung dessen, was (noch!) im allgemeinen
Bewusstsein hier und jetzt der praktizierte Normalfall
ist. Sie ist wesentlich defensiv und daher vielleicht
durchaus geeignet, betréachtliche Teile insbesondere
der SPD, aber auch des Arbeitnehmerfliigels der CDU
in Zugzwang zu bringen und so diese Parteien unter
Druck zu setzten - eine Gelegenheit, jene immer
wieder einmal links gewagte Behauptung, an sich
vertrete allein das Programm der LINKEN, was die
Mehrheit der Bevolkerung sich wiinsche, nach
Kraften zu strapazieren und zu versuchen, sie in eine



praktische Tatsache zu verwandeln; eine Tatsache,
die sich in einen dieser Mehrheit wirklich dienenden
politischen Erfolg ummiinzen lasst. Die gesetzliche
Sicherung der
Arbeitszeit einer Vollzeitbeschaftigung, die dann das
MaB auch fir alle geringer Beschaftigten vorgéabe und
sicherte, wichtig  genug,
Gelegenheit zu ergreifen.

40-Stundenwoche als normale

ware allemal diese

(Beschluss des Landesparteitages am 13.4.2013)

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: P.2.

Antragsteller/-innen:
DIE LINKE. Bundesarbeitsgemeinschaft

Grundeinkommen in und bei der Partei DIE
LINKE (BAG GE)

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

Die Partei DIE LINKE unterstutzt die ,Europaische
Birgerinitiative zum Grundeinkommen® und informiert
ihre Mitglieder und Gremien {iber Newsletter, einen
Button mit Link auf der Website und in Emails iber die
Europdische Burgerinitiative

(http://basicincome2013.eu/ubi/de)

Grundeinkommen

Begriindung: Der  Antrag der  ,Europédischen
Birgerinitiative Grundeinkommen® an die Europdische
Kommission zielt darauf ab, ,die Zusammenarbeit
zwischen den Mitgliedstaaten gem. Art. 156 AEUV zu
fordern im Hinblick auf die Erforschung des
Bedingungslosen Grundeinkommens (BGE) als Instrument
zur Verbesserung ihrer jeweiligen Systeme der sozialen
Sicherheit.*

DIE LINKE will die Diskussion zum Grundeinkommen
weiterflihren (Programm) und befiirwortet die Einsetzung
einer Enquete-Kommission zum Grundeinkommen im
Bundestag (Leitantrag zum Wahlprogramm 2013). Damit
ist eine Voraussetzung auch fir die umféngliche
Information der Mitglieder und Gremien der Partei DIE
LINKE {iber die Européische Blirgerinitiative gegeben.

Mit der Europdischen Biirgerinitiative Grundeinkommen,
an der Grundeinkommensnetzwerke und -initiativen aus
allen 27 Lander der EU teilnehmen, wird auch auf
Beschliisse des Europdischen Parlaments Bezug
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genommen, die von Mitgliedern der Vereinten
Europdischen  Linken/Nordische Grine Linke ins
Européische Parlament eingebracht und mit groBer
Mehrheit beschlossen worden sind:

1. Bericht von Gabi Zimmer (DIE LINKE): Foérderung der
sozialen Integration und die Bekd@mpfung der Armut,
einschlieBlich der Kinderarmut, in der EU, Beschluss vom
09.02.2008,
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=
TA&reference=P6-TA-2008-0467&language=DE&ring=A6-
2008-0364. Darin heiBt es: ,Das Européische Parlament
... fordert die Kommission auf, die armutsbekdmpfende
Wirkung des bedingungslosen Grundeinkommens fiir alle
zu prifen.” (Ziffer 7)

2. Bericht von Lida Figueiredo (Kommunistische Partei
Portugals): Bedeutung des Mindesteinkommens fiir die
Bekd@mpfung der Armut und die Forderung einer
integrativen Gesellschaft in Europa, Beschluss vom 20.
Oktober 2010,
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=
TA&reference=P7-TA-2010-0375&language=DE&ring=A7-
2010-0233. Darin heiBt es: "Das Européaische Parlament

ist der Auffassung, dass die verschiedenen
Erfahrungen mit Mindesteinkommen sowie mit dem
bedingungslosen Grundeinkommen fiir alle, gepaart mit
zusatzlichen MaBnahmen zur sozialen Einbeziehung und
zum sozialen Schutz, zeigen, dass es sich um wirksame
Formen zur Bekdmpfung von Armut und sozialer
Ausgrenzung und zur Gewahrleistung eines Lebens in
Wiirde fiir alle handelt; fordert daher die Kommission auf,
eine Initiative zur Unterstiitzung anderer Erfahrungen in
den Mitgliedstaaten auf den Weg zu bringen, die
bewdhrte Verfahren berlicksichtigen und anregen und
individuell verschiedener Modelle des angemessenen
Armut verhindernden Mindest- bzw. Grundeinkommens
als MaBnahme zur Armutspréavention und zur Sicherung
der sozialen Gerechtigkeit und Chancengleichheit fiir alle
Birger, deren Bedirftigkeit im jeweiligen regionalen
MaBstab nachzuweisen ist, bejahen, ohne die
Besonderheiten der einzelnen Mitgliedstaaten in Frage zu
stellen.” (Ziffer 34)

Unabhéngig davon, ob das Grundeinkommen in der Partei
DIE LINKE. in der Programmatik verankert ist oder nicht,
sollten die Mitglieder und die Gremien der Partei
umfangreich Uber die Europdische Birgerinitiative
informiert werden, weil sie erstens die Diskussion (iber
das Grundeinkommen befordert, zweitens den von Linken
initiilerten Beschliissen des Europdischen Parlaments
entspricht, und weil sie drittens eine Initiative von
Burgerlnnen, Netzwerken und |Initiativen in der
Europdischen Union ist, die darauf abzielt, bestehende
Ungerechtigkeiten zu bekdmpfen und konkrete
Verbesserungen sowohl flir Erwerbslose als auch fiir
lohnabhéngig Beschaftigte zu erkdmpfen.


http://basicincome2013.eu/ubi/de
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P6-TA-2008-0467&language=DE&ring=A6-2008-0364
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P6-TA-2008-0467&language=DE&ring=A6-2008-0364
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P6-TA-2008-0467&language=DE&ring=A6-2008-0364
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2010-0375&language=DE&ring=A7-2010-0233
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2010-0375&language=DE&ring=A7-2010-0233
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P7-TA-2010-0375&language=DE&ring=A7-2010-0233

(Beschluss der Bundesmitgliederversammlung am 6. und
7. April 2013, ausgearbeitet durch den
Bundessprecherlnnenrat am 29. April 2013)

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: P.3.

Antragsteller/-innen: DIE LINKE. LAG
Drogenpolitik Hessen (c/o J. Biermanski,
KV Vogelsberg/l. Wunn, KV Frankfurt); LAG
Drogenpolitik Hamburg (¢ /o Heike Roocks,
LV Hamburg, Bezirk Wandsbek), Ali Al-
Dailami (Bundesvorstand / KV GieBen),
Marjana Schott (MdL Hessen / KV Kassel
Land), Heidemarie Scheuch-Paschkewitz
(Landesvorsitzende Hessen, KV Schlalm-
Eder), Christiane Plonka (LaVo Hessen / KV
GieBen), LAG Selbstbestimmte
Behindertenpolitik Hessen (¢ /o D. Sorge,
KV Schwalm-Eder), Martin Rediker (LAG
DrPo NRW / KV Soest), Alexander Pannier
(KV Delmenhorst), Victor Rother
(Ansprechpartner der BAG DroPo in Bayern
/ DIE LINKE. WeiBenburg-Gunzenhausen/
Ansbach), Wolfgang Huste (Kontaktmann
der BAG ,Linke Drogenpolitik* fiir
Rheinland-Pfalz / Sprecher DIE LINKE. KV
Ahrweiler), Holger Tressin (KV Disseldorf),
Florian Seitz (KV Schwandorf) und weitere
Unterstiitzer /-innen...

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

Der Bundesparteitag in Dresden moge beschlieBen, dass
Thema Drogenpolitik im Bundestags-Wahlkampf zu
thematisieren und mit Plakaten und Flyern zu bewerben.
Der Bundesvorstand wird beauftragt, die Erstellung
entsprechender Materialien zu organisieren.

Begriindung: Drogenpolitik ist zwar nicht unser
Kernthema, aber den Wahlerlnnen sehr hoch im Kurs,
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siehe Platz 2 in Merkels Zukunftsdialog und der Boom der
Piraten war groBenteils aufgrund dieser Thematik.
http:hanfverband.de/index.php/nachrichten/aktuelles /
1653-cannabis-legalisierung-auf-platz-2-bei-merkels-

zukunftsdialog
Auch in Polen ist eine neue Partei, die Palikot-

Bewegung aus dem Stand mit 10% in das Parlament
eingezogen, wegen ihrer liberalen Drogenpolitik.
http://de.wikipedia.org/wiki/Ruch Palikota

Hinzu kommt die Legalisierungsentwicklung in den USA,
die kaum bekannt ist. In den Staaten Washington und
Colorado ist Cannabis seit dem 6. Dezember 212 bzw. 6.
Januar 2013 legal und soll wie Alkohol reguliert werden.
Beide Staaten haben noch 10 Monate Zeit die Regeln zu
erstellen. Dazu muss man auch wissen, dass Nutzhanf in
den USA bis auf diese beiden US-Staaten, 100% verboten
ist. Das wurde nur mdglich, in dem man in 1937 Jahren
Cannabis als schlimme Droge verteufelte und den
damaligen US-Kongress austrickste. Jetzt drehen die
Amerikaner die Uhren zuriick und korrigieren ihre Fehler.
http://hanfverband.de/index.php/nachrichten/aktuelle
s/205-es-geht-voran-in-den-usa

Wir sollten es uns zur Aufgabe machen, die Menschen
dariber und Uber die Lige der Konservativen
aufzuklaren, weil es sonst keiner wirklich tut. Im
Wahlkampf erreichen wir mehr Menschen als auBerhalb.
Auch hier in Deutschland ist die Diskussion, auch dank
der Arbeit von Frank Tempel im Bundestag, sehr rege.
Aber das Wahlerlnnengedéchtnis halt nur kurze Zeit und
viele haben Franks Verdienste schon wieder vergessen
und bringen eine liberalisierte Drogenpolitik, statt mit der
Linken, mit den Grinen und den Piraten Zusammenhang.
Es droht, dass wir mal wieder (bersehen werden und
Frank Tempels Bemihungen ins Leere laufen!

Das darf nicht passieren! Unser Vorschlag ist,
Drogenpolitik im Wahlkampf zu thematisieren, d.h. mit
Plakaten und Flyern aufzukldren und zu werben. Dabei
kénnen wir nur gewinnen: Es gibt ca. 4 Mio.
Cannabisgebraucher, die ein Umfeld aus Freundinnen,
Kolleglnnen und Verwanden haben. Es ware sehr dumm
dieses enorme Potential liegen zu lassen. Mit der
richtigen Werbung missen wir die drogenpolitische
Aufmerksamkeit auf uns richten. Die SPD hat Cannabis
gerade ,wegen zu groBen Interesse des Wahlers* aus
ihrem Zukunftsdialog gestrichen, denn sie will sich
einfach nicht damit befassen. Die CDU ist - sowieso
dagegen, die FDP weiB nicht, was sie will und die Grinen
haben 30 Jahre lang enttduscht und keine Veranderung in
ihrer Regierungszeit bewirkt.

Fazit: Mit dem Thema Drogen-Entkriminalisierung als
Schwerpunkt-Thema k&nnten sowohl Nichtwahlerinnen
mobilisiert werden, als auch potentielle Piraten-Stimmer*

nach links bewegt werden.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:



http://de.wikipedia.org/wiki/Ruch_Palikota
http://hanfverband.de/index.php/nachrichten/aktuelles/205-es-geht-voran-in-den-usa
http://hanfverband.de/index.php/nachrichten/aktuelles/205-es-geht-voran-in-den-usa

Antrage zur Bundessatzung der Partei DIE LINKE

Im Folgenden sind alle Antrige zur Anderung der Bundessatzung aufgefiihrt,
zusammengefasst pro Paragraph und Absatz. Bei der Nummerierung "S.x.y.z." ist "x"

die Nummer des Paragraphen,

"y" die Nummer des Absatzes und "z" die

vorgeschlagene Reihenfolge der Abstimmungen

Auszug aus der Bundessatzung

§ 2 Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Mitglied der Partei kann sein, wer das 14.
Lebensjahr  vollendet  hat, sich zu den
programmatischen Grundsétzen bekennt, die
Bundessatzung anerkennt und keiner anderen
Partei im Sinne des Parteiengesetzes angehort.

(2) Die Mitgliedschaft in der Partei wird durch
Eintritt erworben. Der Eintritt erfolgt durch
schriftliche  Eintrittserkldrung gegeniiber dem
zusténdigen Kreisvorstand oder dem
Parteivorstand. Der Kreisvorstand macht den
Eintritt  mit  Zustimmung des  Mitgliedes
unverziiglich in geeigneter Weise parteiéffentlich
bekannt und informiert das neue Mitglied (ber
seine Mitwirkungsmaéglichkeiten.

Antrag: S.2.2.1.

Antragsteller/-innen: KV Heidelberg
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§ 2, Absatz 2, Satz 3 der Satzung soll geandert werden:

»Der Kreisvorstand maeht-den-Eintrittmit
Zueti JosMitaliod Gelioh
. Wi teisfentlichbel I

informiert das neue Mitglied liber seine
Mitwirkungsmoglichkeiten.”

Begriindung: Der zu streichende Passus ist nicht
praktikabel und wird deshalb in den meisten
Kreisverbande auch schlicht ignoriert. Die
Beitrittsformulare enthalten keine solche

Zustimmungserklarung, ohne die eine Verdffentlichung
nicht erfolgen kann. Eine unverziigliche Veroéffentlichung
~in geeigneter Weise® ist in den meisten Kreisverbanden
der westlichen Bundeslénder nicht mdglich, weil diese
Uber kein Biro im Sinne einer Kreisgeschaftsstelle
verfligen, wo solche Informationen ausgelegt werden
konnten. Eine unverziigliche briefliche Mitteilung an alle
Mitglieder bei jedem Neueintritt scheidet aus
Kostengriinden aus. Eine mindliche Information bei der
jeweils nachsten Kreismitgliederversammlung kommt in
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aller Regel zu spat (fir eventuelle Einspriiche geméas der
Fristen), weil Mitgliederversammlungen dazu nicht haufig
genug stattfinden. Regelungen, nicht
eingehalten werden (k6énnen), sollte man aus der Satzung
streichen. Dass sich Neumitglieder, die dies wiinschen,
bei einer Mitgliederversammlung selbst vorstellen,
versteht sich von selbst. Dazu braucht es keine Regelung

die ohnehin

in der Satzung.

(Beschlossen auf dem Kreisparteitag am 23.4.2013)

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S.2.2.2.

Antragsteller/-innen: Bundesfinanzrat
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§ 2, Absatz 2, Satz 3 der Satzung soll geandert werden:

sDer Kreisvorstand macht-denEintritt-mitZustimmung
Mitsl iy . .
parteibffentlich-bekanntund informiert das neue Mitglied
Uber seine Mitwirkungsmoglichkeiten.“
Begriindung:
- Regelung der (partei-)o6ffentlichen Bekanntmachung
ist nicht einheitlich durchsetzbar:
e Nicht alle Mitglieder haben Mailadressen
und/oder Internet-Zugang.
e Nicht alle nachgeordneten
Gebietsverbénde haben eigene kleine
Zeitungen, die zudem auch regelméBig
monatlich erscheinen.

e Briefversand an alle Mitglieder bei
Neueitritt  Uberfordert logistisch  und
finanziell.

-  Datenschutz: Wenn der Eintritt eine Art ,stille

Mitgliedschaft darstellt oder es keine offentliche
Bekanntmachung will, kommt das Mitglied in




Erklarungszwang - zumal z. B. die Verdffentlichung

von Eintritten tber Internet/Zeitung
datenschutzrechtlich bedenklich ist.
- Die Mboglichkeit zur  Veroffentlichung  von

Neueintritten - bei Einverstandnis des Mitglieds -
wird mit dieser Regelung nicht unterbunden.

-  Die vorgeschlagene Regelung ist Voraussetzung fir
die folgenden Antrége zu § 2 (3), § 2 (4)

Entscheidung des Parteitages:
Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:
Antrag: S.2.2.3.

Antragsteller/-innen: KV Allgau-
Memmingen-Unterallgau

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 2 Absatz 2 Satz 3 wird folgendermaBen veréndert:

2) Der Kreisvorstand macht den Eintritt-mit—2Zustimmung
des-Mitgliedes-unverziglich-r-geeigneterWeise—Kreis-
verband—parteibffentich— den  Mitgliedern  des
Kreisverbands bekannt urd-rfermiert-das—rneueMitglied
. e Mibwi s R

Begriindung:_Damit die Mitglieder eines Kreisverbands
dieses Recht wahrnehmen konnen, muss der Eintritt im
Kreisverband parteioffentlich gemacht werden.

(Beschlossen auf dem Kreisparteitag am 9.8.2011)

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Auszug aus der Bundessatzung

$§ 2 Erwerb der Mitgliedschaft

(3) Die Mitgliedschaft wird sechs Wochen nach
dem Eingang der Eintrittserkldrung  beim
Kreisvorstand wirksam, sofern bis dahin kein
Einspruch gegen die Mitgliedschaft vorliegt. Hat
das Mitglied keine Zustimmung  zur
parteidffentlichen Bekanntmachung des Eintritts
gegeben, bedarf es eines Aufnahmebeschlusses
des Kreisvorstandes. Der Kreisparteitag kann die
Mitgliedschaft vor Ablauf der Sechs-Wochenfrist
durch Beschluss mit sofortiger Wirkung in Kraft
setzen.

Antrag: S.2.3.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 2 Absatz 3, Satz 1 wird gedndert in: ..., sofern die

satzungsgeméBe Pflicht zur Beitragszahlung erfiillt ist
und bis—dahin kein Einspruch gegen die Mitgliedschaft

durch den Kreisvorstand oder einen Ubergeordneten
Vorstand vorliegt._Bis zu diesem Zeitpunkt hat die/der

Eintrittswillige die Rechte eines Gastmitgliedes.

Begriindung: Beitragszahlungen sind zu Beginn des
Zahlungszeitraumes féllig (FO § 2 (2)), trotzdem mussten
in manchen LV Mitglieder wegen Nichtzahlung
gestrichen werden. Neumitglied kann zahlen wann es will,
nur wenn es z. B. bei einer Versammlung mitstimmen
mdochte sollte der Beitrag entrichtet sein.

Jeder ist erst einmal willkommen und ein Kreisparteitag/

eine Kreismitgliederversammlung findet zu selten statt

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Antrag: S.2.3.2.

Antragsteller/-innen: Bundesfinanzrat

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§2 Absatz 3, Satz 1 wird geéndert in: ..., sofern die

satzungsgeméBe Pflicht zur Beitragszahlung erfiillt ist
und bis—dahin kein Einspruch gegen die Mitgliedschaft

durch den Kreisvorstand oder einen Ubergeordneten
Vorstand vorliegt._Bis zu diesem Zeitpunkt hat die/der

Eintrittswillige die Rechte eines Gastmitgliedes.

Begriindung:
Die  Pflicht zur ersten Beitragszahlung soll
Scheineintritten entgegenwirken (hier auch
Zustimmung zu den entsprechenden Formulierungen
der Antrdge KV GieBen und KV Allgdu-Memmingen-
Unterallgéu).

- Wenn keine offentliche Bekanntmachung {ber den
Eintritt erfolgt (unser Antrag 1), ist ein Einspruch der
Mitgliedschaft gegen einen Eintritt nicht moglich.

Vorzeitige Aufnahmebeschliisse von Kreisparteitagen
werden abgelehnt: Sie verletzten nicht nur das
Gleichheitsprinzip, sondern kénnen insbesondere in
kleineren Gliederungen unmittelbar vor
Wahlhandlungen zu ,,gewiinschten“ Mehrheitsbildungen
fihren.

Die Gastmitgliedschaft bis zur Entscheidung Uber
Eintritt oder Streichung sichert dem Eintrittswilligen
auch Anhorungsrechte (hier also auch Zustimmung zum
Beschlussantrag des LPT Hessen).

Der Bundesfinanzrat unterstitzt hier den wortgleichen
Anderungsantrag des Parteivorstandes.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S.2.3.3.

Antragsteller/-innen: KV Allgau-
Memmingen-Unterallgau

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 2 Absatz 3, Satz 1 wird folgendermaBen veréndert:
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3) Die Mitgliedschaft wird sechs Wochen nach
dem Eingang der Eintrittserkldrung beim
Kreisvorstand wirksam, sofern die
satzungsgemdBe Pflicht zur Beitragszahlung
erfiillt ist und bis—dahkin kein Einspruch gegen
die Mitgliedschaft durch ein Mitglied des
Kreisverbands, den Kreisvorstand oder einen

Ubergeordneten Vorstand vorliegt._ Bis zu

diesem Zeitpunkt hat die/der Eintrittswillige die
Rechte eines Gastmitgliedes.

Begriindung: Wenn der Anspruch unserer Partei eine
Mitgliederpartei zu sein ernst gemeint ist, dann muss
auch jedes Mitglied das Recht des Einspruchs gegen die
Mitgliedschaft haben, nicht nur der Kreisvorstand oder
ein Ubergeordneter Vorstand.

(Beschlossen auf dem Kreisparteitag am 9.8.2011)

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S.2.3.4.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§2 Absatz 3, Streichung Satz 2 und 3 ,,..Hat das Mitglied
keine Zustimmung zur parteidffentlichen
Bekanntmachung des Eintritts gegeben, bedarf es eines
Aufnahmebeschlusses  des
Kreisparteitag kann die Mitgliedschaft vor Ablauf der
Sechs-Wochenfrist durch Beschluss mit sofortiger
Wirkung in Kraft setzen.*

Kreisvorstandes. Der

Begriindung: Soll Missbrauch verhindert

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: [_]  Abgelehnt: [
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Antrag: S.2.3.5.

Antragsteller/-innen: Bundesfinanzrat

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§2 Absatz 3, Streichung Satz 2 und 3 ,,..Hat das Mitglied
keine Zustimmung zur parteioffentlichen
Bekanntmachung des Eintritts gegeben, bedarf es eines
Aufnahmebeschlusses  des
Kreisparteitag kann die Mitgliedschaft vor Ablauf der
Sechs-Wochenfrist durch Beschluss mit sofortiger
Wirkung in Kraft setzen.*

Kreisvorstandes. Der

Begriindung:
Die  Pflicht zur ersten Beitragszahlung soll
Scheineintritten entgegenwirken (hier auch
Zustimmung zu den entsprechenden Formulierungen
der Antrédge KV GieBen und KV Allgdu-Memmingen-
Unterallgéu).

Wenn keine &ffentliche Bekanntmachung {ber den
Eintritt erfolgt (unser Antrag 1), ist ein Einspruch der
Mitgliedschaft gegen einen Eintritt nicht moglich.

Vorzeitige Aufnahmebeschliisse von Kreisparteitagen
werden abgelehnt: Sie verletzten nicht nur das
Gleichheitsprinzip, sondern kénnen insbesondere in
kleineren Gliederungen unmittelbar vor
Wahlhandlungen zu ,,gewiinschten“ Mehrheitsbildungen
fihren.

Die Gastmitgliedschaft bis zur Entscheidung Uber
Eintritt oder Streichung sichert dem Eintrittswilligen
auch Anhdrungsrechte (hier also auch Zustimmung zum
Beschlussantrag des LPT Hessen).

Der Bundesfinanzrat unterstiitzt hier den wortgleichen
Anderungsantrag des Parteivorstandes.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: Abgelehnt:
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung

§ 2 Erwerb der Mitgliedschaft

(4) Bis zum Wirksamwerden der Mitgliedschaft hat
jedes andere  Mitglied der Partei ein
Einspruchsrecht gegen den  Erwerb
Mitgliedschaft. Der Einspruch ist begriindet beim
zusténdigen Kreisvorstand geltend zu machen und
durch diesen nach Anhérung des Mitgliedes
unverziiglich zu entscheiden.

der
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Antrag: S.2.4.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 2 Absatz 4 streichen.

Begriindung: Streichung, wenn vorher Annahme bei
Absatz 3 (Antrag Parteivorstand)

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S.2.4.2.

Antragsteller/-innen: Bundesfinanzrat
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

Streichung des § 2 Absatzes 4
Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4

Begriindung: Wenn keine o&ffentliche Bekanntmachung
Uber den Eintritt erfolgt (s. oben Antrag S.2.2.2.), ist ein
Einspruch der Mitgliedschaft gegen einen Eintritt nicht
moglich.

Der Bundesfinanzrat unterstiitzt hier den wortgleichen
Anderungsantrag des Parteivorstandes.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Antrag: S.2.4.3.

Antragsteller/-innen: KV GieBen

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 2 Abs. 4 Uber den Einspruch einer Parteiaufnahme
entscheidet die KMV statt des Vorstandes.

Damit lautet Absatz 4 neu:

(4) Bis zum Wirksamwerden der Mitgliedschaft hat jedes
andere Mitglied der Partei ein Einspruchsrecht gegen den
Erwerb der Mitgliedschaft. Der Einspruch ist begriindet
beim zusténdigen Kreisvorstand geltend zu machen und

durch diesen eine Kreismitgliederversammlung nach
Anhodrung des Mitgliedes unverziglich zu entscheiden.

Begriindung: Dies ist unserem Erachten nach Sache der
Mitglieder.

(Beschlossen auf der Kreismitgliederversammlung am
7.9.2011)

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung

§ 2 Erwerb der Mitgliedschaft

(5) Gegen die Entscheidung des Kreisvorstandes
kann  Widerspruch  bei  der  zustédndigen
Schiedskommission eingelegt werden.

Antrag: S.2.5.1.

Antragsteller/-innen: KV Allgéau-
Memmingen-Unterallgau

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 2 Absatz 5 wird folgendermaBen veréndert:
5) Gegen___die—Fntseheidung  den
Einspruch eines Mitgliedes des Kreisverbands,

des Kreisvorstandes_oder des Ubergeordneten
Vorstandes  kann___die/der  Eintrittswillige
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Widerspruch bei der zustandigen
Schiedskommission_einrgetestwerden-einlegen.

Begriindung: Wenn der Anspruch unserer Partei eine
Mitgliederpartei zu sein ernst gemeint ist, dann muss
auch jedes Mitglied das Recht des Einspruchs gegen die
Mitgliedschaft haben, nicht nur der Kreisvorstand oder
ein Ubergeordneter Vorstand.

(Beschlossen auf dem Kreisparteitag am 9.8.2011)

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S.2.5.2.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§ 2 Absatz 5 dndern wie folgt:

Gegen die-Entseheidung den Einspruch des
Kreisvorstandes_oder des tbergeordneten Vorstandes
kann die/der Eintrittswillige Widerspruch bei der
zustandigen Schiedskommission eingelegt-werden
einlegen.

Begriindung: Redaktionell, wenn vorher Annahme

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Antrag: S.2.5.3.

Antragsteller/-innen: Bundesfinanzrat

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§2 Absatz neu formulieren:

Gegen den Einspruch des Kreisvorstandes oder des
Ubergeordneten Vorstandes kann die/der Eintrittswillige
Widerspruch bei der zustédndigen Schiedskommission
einlegen.

Begriindung:

- Bisher kann jede/r - Mitglied oder Nichtmitglied,
bundesweit und darliber hinaus - gegen Einspruch
jeden beliebigen Neueintritt in DIE LINKE einlegen.

- Wenn keine offentliche Bekanntmachung {ber den
Eintritt erfolgt (s. oben Antrag 1), ist ein Einspruch der
Mitgliedschaft gegen einen Eintritt nicht moglich.

- Der Bundesfinanzrat unterstiitzt hier den wortgleichen
Anderungsantrag des Parteivorstandes.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Antrag: S.2.5.4.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§2 Absatz 5 neu einfiigen:
Kommt eine Mitgliedschaft durch den Einspruch nicht

zustande, so kann die/der davon Betroffene frilhestens
nach Ablauf eines Jahres erneut eine Eintrittserkldrung
abgeben.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Antrag: S.2.5.5.

Antragsteller/-innen: Bundesfinanzrat

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

Einfligung eines neuen Absatzes
nach Absatz 5 ,alt* bzw. Absatz 4 ,,neu®):

Kommt eine Mitgliedschaft durch den Ein-spruch
nicht zustande, so kann die/der davon Betroffene
friihestens nach Ablauf eines Jahres erneut eine
Eintrittserklarung abgeben.

Begriindung:

Dies soll verhindern, dass sich die Person sofort bei
der gleichen oder einer anderen Parteigliederung
erneut um Mitgliedschaft bewerben kann. Damit
wirde die Entscheidung liber die Nichtaufnahme -
ggf. durch einen anderen Gebietsverband -
konterkariert.

Der Bundesverband hat technisch sicherzustellen,
dass entsprechende Informationen im
Mitgliederverwaltungsprogramm erfolgen.

Der  Bundesfinanzrat  unterstiitzt  hier  den
wortgleichen Anderungsantrag des Parteivorstandes.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafiir: dagegen:

Bemerkungen:

Enthaltungen:




Auszug aus der Bundessatzung
$§ 2 Erwerb der Mitgliedschaft

(6) Jedes Mitglied der Partei gehért zu einem
Kreisverband, in der Regel zu dem seines
Wohnsitzes. Die Bundespartei fiihrt eine zentrale
Mitgliederdatei.

Antrag: S.2.6.1.

Antragsteller/-innen: Bundesfinanzrat
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§ 2 Absatz 6 erganzen:

Jedes Mitglied der Partei gehort zu einem
Kreisverband, in der Regel zu dem seines
Wohnsitzes oder gewdhnlichen Aufenthalts.

Begriindung: Insbesondere Studentinnen und
Berufspendler/innen haben héaufig ihren politischen
Lebensmittelpunkt hédufig nicht am Ort ihres Wohnsitzes.
Der Begriff ,erster Wohnsitz“ (PV-Antrag) unterstellt, dass
jede/r mehrere Wohnsitze unterhalt. Rechtlich klarer
definiert hier die Abgabenordnung:

§ 8 ,Einen Wohnsitz hat jemand dort, wo er eine
Wohnung unter Umsténden innehat, die darauf schlieBen
lassen, dass er die Wohnung beibehalten und benutzen
wird.“

§ 9 ,.Den gewdhnlichen Aufenthalt hat jemand dort, wo er
sich unter Umstanden aufhélt, die erkennen lassen, dass
er an diesem Ort oder in diesem Gebiet nicht nur
vorlibergehend verweilt. Als gewdhnlicher Aufenthalt im
Geltungsbereich dieses Gesetzes ist stets und von Beginn
an ein zeitlich zusammenhéngender Aufenthalt von mehr
als sechs Monaten Dauer anzusehen; kurzfristige
Unterbrechungen bleiben unbericksichtigt. [...].“
Weitergehende Regelungen, so eine Zustimmungspflicht
des aufnehmenden Vorstands zur Ummeldung und
zeitweilige Einschrankung von Mitgliederrechten, halten
wir flr unzweckméBig: Missbrauchsmaoglichkeiten werden
weder durch den Satz 2 (PV-Antrag) noch durch den
Antrag des KV Hagen aufgehoben:

- Aufnehmende Kreise (PV-Antrag) werden sich aus
fiskalischen Griinden (Beitragszahlungen) kaum gegen
eine Anmeldung ,kreisfremder® Mitglieder strauben.

- Altere Mitglieder, die ihren Lebensabend in
Seniorenheimen, bei Kindern usw. verbringen und dazu
aus ihren Kreisen wegziehen, wollen oft aus
Verbundenheit Mitglieder ihrer bisherigen Kreisverbéande
bleiben - oder stellen die Alternative Austritt.

- Auch eine Informationspflicht ist unndtig, da
Auswertungsmoglichkeiten des bestehenden Mitglieder-
Verwaltungsprogramms existieren.

- Satz 2 PV hétte lediglich flr kurzfristige Ummeldungen
mehrerer Mitglieder [um vor Wahlen von Vorstédnden oder
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Delegierten neue Mehrheiten zu schaffen] Bedeutung. Es
ist zweifelhaft, ob dies dauerhaft und bundesweit
satzungsrelevante Bedeutung hat. Knilipfen wir die

Mitgliedschaft (bei Neueintritten) an die erfolgte
Beitragszahlung (unser Antrag 2), und die 1-Jahres-
Sperrfrist (unser Antrag 5) kann dieses Problem

gemildert werden.

- Eine vorgeschlagene 6-Wochenfrist [PV-Antrag; hier
nicht
Zustimmung des aufnehmenden Kreisverbandes] ist eine
unzuldssige Einschréankung von Mitgliederrechten: Keine
Ummeldung rechtfertigt die Beschrankung
statuarischen Rechte, auch nicht zeitweilig. Auch ein
Neueintritt kann nicht iber die 6-Wochen-Frist nach § 2
Absatz 3 mit einer zuséatzlichen Sperrfrist belegt werden.

noch dazu nach einer terminlich fixierten

seiner

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S.2.6.2.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§2 Absatz 6 andern in:

Jedes Mitglied der Partei gehort zu—eiremKreisverband;

nderRegelzu-dem—seinres Wehnsitzes dem Kreisverband

an, in dem es mit dem ersten Wohnsitz gemeldet ist. Die
Anmeldung in einen anderen Kreisverband als den des

ersten Wohnsitzes, ist nur mit Zustimmung des
Kreisvorstandes des aufnehmenden Kreisverbandes
moglich. In diesem Fall werden die Mitgliederrechte im

aufnehmenden Kreisverband 6 Wochen nach Zustimmung
des Kreisvorstandes wirksam.

Begriindung: Durch die 6-Wochen-Frist soll das vermehrt
aufgetretene ,Kreisverbandshopping® erschwert werden.
Zustimmung zu Antrag KV Hagen - Aufnahme der

Information an die betroffenen Kreisverbande

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Antrag: S.2.6.3.

Antragsteller/-innen: KV Hagen

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 2 (4) zusétzlich ergénzen durch:

Sobald ein Mitglied, Neu- oder Altmitglied, in einen
Kreisverband, der nicht seinem Hauptwohnsitz
entspricht, bzw. das Mitglied den Kreisverband wechselt,
sind die betroffenen Kreisverbdnde umgehend zu
Informieren.

Begriindung: Es ist sonst nicht moglich Ordnungsgemai
einzuladen und es nicht méglich Widerspruch gegen
einen Neueintritt einzulegen

(Beschluss der Kreisversammlung Hagen am 19.
September 2011 beschlossen.)

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S.2.7.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 2 Absatz 6 Streichung des letzten Satz und dafiir einen
neuen Absatz 7 einfiigen:
Die Bundespartei fiihrt eine zentrale Mitgliederdatei. Die

organisatorische Absicherung erfolgt tber die
Bundesgeschéftsstelle.

Begriindung: Redaktionelle Ergénzung

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Antrag: S.2.7.2.

Antragsteller/-innen: Bundesfinanzrat
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:
§ 2 Absatz 6 Streichung des letzten Satz und dafiir einen

neuen Absatz 7 einfligen:

Die Bundespartei fuhrt eine zentrale
Mitgliederdatei. Die organisatorische Absicherung
erfolgt Uber die Bundesgeschéftsstelle.

Begriindung: Klarstellung der programmtechnischen,
personellen und finanziellen Verantwortung des zentralen
Mitgliederverwaltungsprogrammes

Der Bundesfinanzrat unterstiitzt hier den wortgleichen

Anderungsantrag des Parteivorstandes.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundessatzung

$§ 3 Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt,
Ausschluss oder Tod.

(2) Der Austritt ist schriftlich gegeniiber dem
zusténdigen Kreisvorstand zu erkléren.

Antrag: S.3.2.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§3 Absatz 2 erganzen
»...dem Landesvorstand oder dem Parteivorstand“ zu

erklaren.

Begriindung:

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S.3.2.2.

Antragsteller/-innen: Bundesfinanzrat
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§3 Absatz 2 erganzen
»...dem Landesvorstand oder dem Parteivorstand® zu

erklaren.

Begriindung:

- In der Praxis erfolgen nicht nur viele Eintritte liber den
Parteivorstand (online oder Brief), sondern auch viele
Austritte. Gleiches gilt fir die Landesvorstdnde
(insofern Erweiterung zum Antrag KV GieBen). Die
Regelung folgt also der géngigen Praxis.

- Abbau von Birokratie: Bisher an den Parteivorstand
oder Landesvorstande gerichtete Austrittserklarungen
mussten der Form halber durch den Austretenden neu
formuliert und an den zustédndigen KV gerichtet
werden.
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- Selbstverstandlich werden PV oder LV den zusténdigen
Gebietsverband lber erfolgte Austritte weiterhin
informieren. Auch das ist Praxis.

- Der Bundesfinanzrat unterstiitzt hier den wortgleichen
Anderungsantrag des Parteivorstandes.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: Abgelehnt:
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung

§ 3 Beendigung der Mitgliedschaft

(3) Bezahlt ein Mitglied sechs Monate keinen
Beitrag und ist nicht von dieser Pflicht befreit, so
gilt das als Austritt aus der Partei. Der Austritt
muss vom zustéandigen Kreis- oder
Landesvorstand festgestellt werden. Zuvor ist
dem Mitglied ein Gesprach anzubieten und die
Begleichung der Beitragsriickstande mindestens
einmal schriftlich anzumahnen, sowie die
Konsequenz aus der Pflichtverletzung
mitzuteilen. Der Vollzug des Austritts muss dem
Mitglied schriftlich mitgeteilt werden, wenn
innerhalb von vier Wochen - nach dem Zugang
der Feststellung durch den zustdndigen Kreis-
oder Landesvorstand - durch das Mitglied kein
Widerspruch erfolgt ist. Legt das Mitglied gegen
die Feststellung des zusténdigen Kreis- oder

Landesvorstandes ~ Widerspruch  bei  der
Schiedskommission ein, bleiben seine Rechte
aus der Mitgliedschaft bis zur endgiltigen
Entscheidung unberihrt.

Antrag: S$.3.3.1.

Antragsteller/-innen: Bundesfinanzrat

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 3 Absatz 3: Neuformulierung der Satze 2-4
und Streichung des Satzes 5.
Bezahlt ein Mitglied sechs Monate keinen Beitrag und ist
nicht von dieser Pflicht befreit, so gilt das als Austritt aus
der Partei. BerAustrittmussvomzustindigenkreis—oder
Lendesverstand-festgestelit-werden—Zuver In diesem Fall
ist dem Mitglied ein Gesprdach anzubieten, bei ihm die
satzungsgeméaBe Beitragszahlung urd—edie—Begleichung
der—Beitragsrileksténde—mindestens—einmal schriftlich

anzumahnen, sowie die Konsequenz aus der




Pflichtverletzung mitzuteilen. Der Vollzug des Austritts

muss—dem—Mitglied—sechriftich—mitgeteilt—werden,—wenn

uRberthre— wird durch den zustdndigen Kreis- oder
Landesvorstand vier Wochen nach erfolgter schriftlicher
Anmahnung festgestellt, sofern die satzungsgemaBe
Beitragszahlung bis dahin nicht erfolgt ist

Damit lautet der neue Absatz:

Bezahlt ein Mitglied sechs Monate keinen Beitrag und ist

nicht von dieser Pflicht befreit, so gilt dies als Austritt aus
der Partei. In diesem Fall ist dem Mitglied ein Gesprach
anzubieten, bei ihm die satzungsgeméBe Beitragszahlung
schriftlich anzumahnen sowie die Konsequenz aus der
Pflichtverletzung mitzuteilen. Der Vollzug des Austritts
wird durch den zusténdigen Kreis- oder Landesvorstand
vier Wochen nach erfolgter schriftlicher Anmahnung
festgestellt, sofern die satzungsgeméaBe Beitragszahlung
bis dahin nicht erfolgt ist.

Begriindung:

- Die bisherige Regelung ,mindestens einmal“ Gesprache
anzubieten, flihrte zu Streitféllen, wie oft Gesprache
anzubieten, wie oft zu mahnen ist. Nach 6-monatiger
Nicht-Zahlung wird eine Mahnung, ein
Gespréachsangebot als ausreichend angesehen.

- ,In diesem Fall“ meint: Natirlich kann/soll schon vor
den 6 Monaten ausbleibender Zahlung gemahnt
werden. Die Pflicht zur Mahnung sollte jedoch nach 6
Monaten Beitragsverzug fiir den zusténdigen Vorstand
bestehen - mit Gesprachsangebot, Schriftform der
Mahnung und Hinweis auf mégliche Folgen.

- Streichung des 5. Satzes (Wahrung der Mitgliedsrechte
bis zum Schiedsspruch): Nicht einsehbar ist, warum ein
Mitglied, das nach 6 Monaten Nicht-Beitragszahlung
und Mahnung auf Zahlung und 4 Wochen Frist fiir
Nachzahlung bis zu einer Schiedsgerichts-Entscheidung
Mitglied mit allen Rechten bleiben soll. Auch eine Art
»Abstufung® vom Mitglied auf ,Gastmitglied in einem
solchen Falle ist abzulehnen: Es wiirde einerseits die
Rolle der anderen Gastmitglieder herabsetzen.
Andererseits gibt es keinen sachlichen Zusammenhang
zwischen beitragssdumigem Mitglied und Gastmitglied.

Die weiteren vier Wochen Frist flir Bezahlung oder
Streichung sollen bisherige langere Zeitraume auf
nunmehr 7 Monate [6 Monate Nicht-Zahlung + 4
Frist] verkirzen, endlose
vermeiden und Schiedsgerichte entlasten.

Wochen Zeitschleifen
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Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung

§ 3 Beendigung der Mitgliedschaft

(4) Ein Mitglied kann nur durch eine
Schiedskommission im Ergebnis eines
ordentlichen Schiedsverfahrens entsprechend der
Schiedsordnung und nur dann aus der Partei
ausgeschlossen werden, wenn es vorsétzlich
gegen die Satzung oder erheblich gegen
Grundsétze oder Ordnung der Partei versto3t und
ihr damit schweren Schaden zuftigt.

Antrag: S.3.4.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der

Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§3 Absatz 4 neu formulieren:

Ein Mitglied kann nur eureh—eine von einer

Schiedskommission #m—FErgebais nach Durchfiihrung
eines ordentlichen Schiedsverfahrens auf der Grundlage
der Schiedsordnung ausgeschlossen werden.
entsprechend-derSehiedserdnungtnrahur-danpaus—der
Partei-ausgesehlossen—werden—wennr—es Der Ausschluss
ist nur mdéglich, wenn das Mitglied vorsétzlich gegen die
Satzung oder erheblich gegen Grundsatze oder
Ordnungen der Partei verstoBt und ihr damit schweren
Schaden zufiigt.

Begriindung: Redaktionelle  Uberarbeitung, keine

inhaltliche Anderung

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Antrag: S.3.5.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§3 erganzen um neuen Absatz 5:
Wer aus der Partei ausgeschlossen wurde,

friihestens nach zwei Jahren wieder eintreten.

kann

Begriindung:

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug der Bundessatzung

§ 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Jedes Mitglied hat das Recht, im Rahmen
dieser Bundessatzung und der beschlossenen

Geschéftsordnungen.
a. an der Meinungs- und Willensbildung
mitzuwirken, sich tiber alle

Parteiangelegenheiten zu informieren und

zu diesen ungehindert Stellung zu
nehmen,
b. an Veranstaltungen, Wahlen,

Abstimmungen und der Gremienarbeit der
Partei teilzunehmen,

c. an den Beratungen
Mitgliederversammlungen,
Delegiertenkonferenzen und Vorstdnden
aller Ebenen als Gast teilzunehmen und
das Rederecht zu beantragen,

d. Antrége an alle Organe der Partei zu
stellen,

e. sich mit anderen Mitgliedern zum Zwecke
gemeinsamer Einflussnahme in der Partei
zu vereinigen,

von

f. an der Aufstellung von
Wahlbewerberinnen und Wahlbewerbern
fir die  Parlamente, = kommunalen

Vertretungskdrperschaften und sonstigen
Wahldmter mitzuwirken und sich selbst zu
bewerben.
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Antrag: S.4.1.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§4 Absatz 1 Satz 1 neu formulieren:
Jedes Mitglied hat das Recht, im Rahmen dieser—der

Bundessatzung, der Landessatzung, der Kreissatzung und
der beschlossenen Geschéftsordnungen

Begriindung: Redaktionelle Uberarbeitung

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug der Bundessatzung
$§ 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder
(2) Jedes Mitglied hat die Pflicht,
a. die Grundsétze des Programms der
Partei zu vertreten und die Satzung

einzuhalten,

b. die satzungsgemél gefassten
Beschliisse  der  Parteiorgane  zu
respektieren,

c. regelméBig  den  satzungsgeméBen

Mitgliedsbeitrag zu bezahlen,

d. bei Wahlen fiir Parlamente, kommunale
Vertretungskérperschaften und sonstige
Wahldmter nicht konkurrierend zur
Partei anzutreten.

Antrag: S$.4.2.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:
§4 Absatz 2a ergénzen:

»a) die Grundsdtze des Programms der Partei zu

vertreten, wrd die Satzung einzuhalten und andere

Mitglieder und deren Rechte zu achten.
Begriindung: Bitte der Schiedskommission, viele

diesbeziigliche Verfahren.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Auszug der Bundessatzung

§ 5 Gastmitglieder

(1) Menschen, die sich fiir die politischen Ziele
und Projekte der Partei engagieren, ohne selbst
Mitglied zu sein, kdnnen in Gliederungen und
Zusammenschliissen der Partei mitwirken und
ihnen  lbertragene  Mitgliederrechte  als
Gastmitglieder ~ wahrnehmen. Uber  die
Ubertragung von Mitgliederrechten und deren
Umfang entscheiden die jeweiligen Gliederungen
und Zusammenschlisse.

(2) Nicht auf Gastmitglieder (ibertragbare Rechte
sind:

a. das Stimmrecht bei
Mitgliederentscheiden,

b. das Stimmrecht bei Entscheidungen (iber
Satzungsangelegenheiten, tber
Finanzordnungen, Finanzpléne, die
Verwendung von Finanzen und Vermégen
und lber Haftungsfragen,

c. das aktive und passive Wahlrecht. Nicht
davon berihrt ist das Recht bei Wahlen zu
Parlamenten, kommunalen
Vertretungskérperschaften und sonstigen
ffentlichen Amtern nominiert zu werden.

Antrag: S.5.2.1.

Antragsteller/-innen:
BAG Grundeinkommen

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§5 Absatz 2c (Regelung zum aktiven und passiven
Wahlrecht von Gastmitgliedern in Gliederungen und
Zusammenschlissen) zu streichen.

Damit entféllt ebenso § 5 (4) (Ausnahmeregelung fiir den

Jugendverband).

Begriindung: Parteilose Mitglieder leisten in vielen
Gliederungen, Zusammenschlissen und im
Jugendverband wichtige inhaltliche Beitrage, die die
politische Arbeit der Partei DIE LINKE. beférdern und
stlitzen. Aus diesem Grund war es bisher oft sinnvoll fiir
Gliederungen und Zusammenschlisse, auch parteilose
Mitglieder in Sprecherlnnenrdte zu wahlen oder als
Delegierte zu Parteitagen zu entsenden, um inhaltliche
Positionen sinnvoll argumentieren und unterstitzen zu
kénnen. Ebenso ist durch die Ubertragung des aktiven
Wahlrechts innerhalb der  Gliederungen und
Zusammenschlisse eine gute gemeinsame Arbeit
gewadbhrleistet. Diese Praxis ist durch den Beschluss des
Bundesparteitages vom Oktober 2011, die Ubertragung




des aktiven und passiven Wahlrechts auf parteilose
Mitglieder von Gliederungen und Zusammenschlissen fir
unzuldssig zu erklaren, nicht mehr méglich und hindert so
Gliederungen und  Zusammenschlisse an einer
kontinuierlichen inhaltlich-politischen Arbeit.

Mit der Streichung der betreffenden Absétze sind
parteilose Mitglieder wieder voll in die Arbeit der
Gliederungen und Zusammenschlisse integriert und
beférdern  so  unsere  Bemiihungen  flir  eine
Weiterentwicklung linker Positionen, ohne lediglich die
Partei  betreffende Fragen, wie Satzungs- oder
Haushaltsentscheidungen, mit zu beeinflussen.

Die Streichung des Absatz (4) ist lediglich eine
Konsequenz aus der Streichung des Absatz (2) Abschnitt
c., da mit dem Wegfall des Ubertragungsverbots des
Wahlrechts die Sonderregelung fiir den Jugendverband
nicht langer notwendig ist.

(Der Antrag wurden auf der Mitgliederversammlung am

14.04.2012 in Hannover beschlossen.)

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S.5.2.2.

Antragsteller/-innen: Landesvorstand
DIE LINKE. Sachsen

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

Andere §5 Abs. 2 der Satzung in:
(2) Nicht auf Gastmitglieder Ubertragbare Rechte sind:
a. das Stimmrecht bei Mitgliederentscheiden,

b. das Stimmrecht bei Entscheidungen iiber
Satzungsangelegenheiten, {iber Finanzordnungen,
Finanzplédne, die Verwendung von Finanzen und
Vermoégen und Uber Haftungsfragen,

c. das passive Wahlrecht bei Wahlen zu
Schieds- und Finanzrevisionskommissionen sowie
bei Wahlen zu Vertreterversammlungen zur
Aufstellung von Kandidatinnen und Kandidaten fiir
Parlamente und kommunale
Vertretungskorperschaften

d. und das aktive Wahirecht bei der
Aufstellung von Kandidatinnen und Kandidaten fiir
Parlamente und kommunale

Vertretungskorperschaften

Begriindung (zusatzlich zum nicht so weitgehenden
Antrag):
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Wir sollten es den jeweiligen Versammlungen und
Parteitagen {iberlassen, ob sie eventuell Nicht-
Mitglieder in ihre Vorstdnde wiahlen wollen oder
nicht. SchlieBlich schicken wir auch Nicht-Mitglieder
in die Parlamente - warum sollten wir das dann fiir
unsere Vorstande ausschlieBen?

(Der Antrag ist Beschluss aus der
Landesvorstandssitzung der LINKEN Sachsen am 20.
April 2012)

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S$.5.2.3.

Antragsteller/-innen: Landesvorstand
DIE LINKE. Sachsen

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

Andere §5 Abs. 2 der Satzung in:
(2) Nicht auf Gastmitglieder lbertragbare Rechte sind:
a. das Stimmrecht bei Mitgliederentscheiden,

b. das Stimmrecht bei Entscheidungen iiber
Satzungsangelegenheiten, {iber Finanzordnungen,
Finanzplédne, die Verwendung von Finanzen und
Vermdgen und liber Haftungsfragen,

C. das passive Wahlrecht bei Wahlen zu
Vorsténden, Schieds- und
Finanzrevisionskommissionen sowie bei Wahlen zu
Vertreterversammlungen zur  Aufstellung von
Kandidatinnen und Kandidaten fiir Parlamente und
kommunale Vertretungskdrperschaften

d. und das aktive Wahlrecht bei der
Aufstellung von Kandidatinnen und Kandidaten fiir
Parlamente und kommunale

Vertretungskorperschaften

Begriindung: Unsere Partei versteht sich nicht nur
als Partei wie andere auch, sondern will - nicht nur

inhaltlich - anders als alle anderen sein.
Insbesondere betonen wir dabei die Offenheit
gegeniiber und Zusammenarbeit mit

auBerparlamentarischen Gruppen und Bewegungen.

Viele unserer Partei- und Fraktionssitzungen sind
mittlerweile 6ffentlich. Unsere zahlreichen
Arbeitsgemeinschaften auf allen regionalen Ebenen

leisten zu verschiedenen Themen sehr gute Arbeit. Dabei
dirfen auch Menschen, die nicht (oder: noch nicht)




Mitglied unserer Partei sind, meist gleichberechtigt
mitwirken. Das ist nicht nur eine Bereicherung der
Kompetenz unserer Arbeitsgemeinschaften und anderen
Zusammenschlisse, sondern auch ein niedrigschwelliges
Angebot an viele Menschen, unsere Partei etwas naher
kennenzulernen.

Vor diesem Hintergrund sind wir mehr als enttduscht
uber die Entscheidung des Bundesparteitages, die Rechte
von Gastmitgliedern stark einzuschrédnken. Bisher
konnten die Gliederungen und regionalen Verbdnde auch
nicht-Parteimitglieder zu Delegierten machen. Die
Gliederungen konnten zudem selbst entscheiden, ob sie
den in ihr mitwirkenden nicht-Parteimitgliedern die
Maoglichkeit geben, bei den Wahlen der Delegierten in den
Zusammenschlissen auch aktives Wahlrecht auszuliben.
Beides ist nun laut dem geénderten §5 unserer Satzung
nicht mehr moglich.

Wir mochten als Mitglieder und Sympathisierende der
Partei DIE LINKE unser Unversténdnis (ber diese
Entscheidung ausdriicken. Wir haben bisher in unserer
politischen Arbeit sehr gute Erfahrungen mit den
Mitwirkungsmaoglichkeiten und Mitbestimmungsrechten
fir nicht-Mitglieder gemacht. Wir wissen zudem nicht,
wie wir unseren parteilosen Mitstreiterinnen und
Mitstreitern in den Arbeitsgemeinschaften,
Zusammenschlissen und  Kreisverbanden  diesen
Beschluss des Bundesparteitages erkldren sollen. Nicht
zuletzt wollen wir daran erinnern, dass wir gerade auch
durch die Gastmitgliedsrechte neue Mitglieder fiir unsere
Partei gewinnen konnten.

Den Beschluss des letzten Bundesparteitages miissen wir
daher als klaren Ruckschritt betrachten. Wir wollen
bereits jetzt aktiv dafiir werben, diese aus unserer Sicht
fatalen Anderungen riickgangig zu machen und auch
weiterhin eine Partei zu sein, die nicht nur verbal wirklich
offen fiir alle und anders als alle anderen ist.

Dieser Begriindungstext ist Teil eines offenen Briefes, der
bisher von folgenden Gliederungen und Personen
unterstiitzt worden ist:
Organisationen:
Linksjugend Leipzig,
Sachsen, Linksjugend

Landesparteitag DIE  LINKE
['solid] Sachsen, BspR der
Linksjugend ['solid], LAG Bildung Sachsen, LAG
Burgerrechte & Demokratie Sachsen, AG Queer
Schneitchen, Linksjugend [’solid] Basisgruppe Minchen,
Emanzipatorische Linke | Ema. Li, DIE LINKE,
Stadtbezirksverband Leipzig-Siid, AG Antifa in und bei
DIE LINKE Leipzig, AG Betrieb & Gewerkschaft Chemnitz,
Emanzipatorische Linke Sachsen, LAG BGE NRW, BI
Bedingungsloses Grundeinkommen Schleswig-Holstein,

Einzelpersonen:
Martin Uhlig, Dresden / Dominik Lehmann, Minchen / B.

Goebel, Flensburg / Karina Ossendorf, Sprecherin LAG
BGE NRW & Mitglied im BSPR Hartz IV, Bad Honnef /
Andreas Heidrich, Dortmund / Anja Schultz, Erkelenz /
Alexander Heiseler, Bonn / Ralf Knocke, BAG Gesundheit
& Soziales (Mitglied des Sprecherrates), Siegen / Horst
Teller, Quappendorf / Mathis Oberhof, Ex-Mitglied,
Wandlitz / Matthias Zwack, Minchen / Werner Kujat,
Leipzig / Dagmar Struwe, Bonn
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(Der Antrag ist Beschluss aus der
Landesvorstandssitzung der LINKEN Sachsen am 20.
April 2012)

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S$.5.2.4.

Antragsteller/-innen: Cuba Si in der
Partei DIE LINKE, Okologische
Plattform in der Partei

DIE LINKE, Landesverband Berlin der

Linksjugend ['solid], BAG Agrarpolitik/
landlicher Raum beim Parteivorstand
DIE LINKE, Ellen Brombacher als
Delegierte fiir Berlin-Mitte,
Kommunistische Plattform der Partei
DIE LINKE

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 5 (2) der Bundessatzung wird wie folgt gedndert:

(2) In_ den Gliederungen der Partei nicht auf
Gastmitglieder ubertragbare Rechte sind:

Begriindung: Mit ihrer politischen und organisatorischen
Tatigkeit auf ihren jeweiligen Politikfeldern stellen die
Zusammenschlisse in der Partei DIE LINKE bedeutsame
Bindeglieder in die verschiedensten Bereiche der
Gesellschaft dar. Sie arbeiten im politischen und
sozialen Umfeld der Partei mit wichtigen sozialen
Bewegungen, parteiunabhangigen Organisationen und
auBerparlamentarischen Gruppierungen sowie politisch
engagierten  Einzelpersonen zusammen, die sich
ihrerseits in vielgestaltiger Art und Weise an der Arbeit
der Zusammenschlisse auch personell beteiligen.

Die aktive Mitwirkung von Gastmitgliedern aus solchen
Bereichen innerhalb der Zusammenschliisse erfolgt
vielfach auf der Grundlage der weitest gehenden
Gleichberechtigung im Verhiltnis zu den im jeweiligen
Zusammenschluss mitwirkenden Mitgliedern der Partei
DIE LINKE.

Viele der traditionell in der Partei aktiven bundesweiten
Zusammenschlusse verdanken gerade diesem
gleichberechtigten Zusammenwirken wichtige Erfolge in
der Gesellschafts- und in der Biindnispolitik sowie bei




der Gewinnung von Neumitgliedern im Sinne der
politischen Ziele DER LINKEN.

Einige dieser traditionellen Zusammenschlisse verfiigen
bereits seit Jahren Uber eigene Satzungen oder
satzungséhnliche Arbeitsdokumente, in denen die Rechte
der in ihnen tatigen Gastmitglieder im oben
beschriebenen Sinne geregelt sind, vor allem in Bezug auf
das Stimmrecht oder das aktive und passive Wahlrecht
bei Wahlen der Sprecherrdte oder anderer interner
Gremien der Zusammenschliisse.

Die  Einschrankungen der  Ubertragung  von
Mitgliederrechten in § 5 (2), welche fiir das Funktionieren
und die Arbeit der Gliederungen der Partei notwendig
und zweckmaéBig sind, koénnen also fiir das
Funktionieren und die Arbeit eines Zusammenschlusses
hinderlich und unzweckmaBig sein.

Dementsprechend regelt auch der § 5 (3) der
Bundessatzung die Verfahrensweise bei der Ubertragung
von Mitgliederrechten an Gastmitglieder ausdricklich nur
fir die Gliederungen der Partei, wéhrend in § 7 (1) - (4)
die Zusammenschliisse ebenso ausdriicklich nicht als
Gliederungen der Partei definiert sind, ,,G selbststandig
G zur  Weiterentwicklung von  Mitglieder-,
Organisations- und Kommunikationsstrukturen der
Partei G“ beitragen und ,G selbststidndig Uber ihre
Arbeitsweise und ihre innere Struktur (entscheiden)®.

Daher muss den Zusammenschlissen die freie
Entscheidung darlber eingerdumt werden, wie sie auf der
Grundlage ihres politischen Selbstverstédndnisses und der
Erfahrungen ihrer Arbeit die Mdglichkeit der Ubertragung
von Mitgliederrechten an Gastmitglieder im Sinne des § 5
(1) gestalten wollen. Dies soll ausdriicklich nur insofern
gelten, als es die Ubertragung von Mitgliederrechten
innerhalb des jeweiligen Zusammenschlusses betrifft.

Eine solche Regelung flir die Zusammenschliisse sollte
sich folgerichtig und dem Sinne nach aus § 5 (1) Satz 2, §
7 (1) Satz 2, § 7 (3) Satz 1 und § 7 (4) Satz 1 der
Bundessatzung ergeben, wéahrend in der aktuellen
Fassung von § 5 (2) im Zusammenhang mit § 5 (1) Satz 2
die dort aufgefiihrten Einschrdnkungen unbeschrénkt in
allen Bereichen der Partei gelten wirden.

Anmerkung:
Im Ubrigen garantieren die Regelungen der

Bundessatzung fiir den Jugendverband der Partei in §
11 (3), § 11 (7) Satz 2 und im laut Leitantrag dem § 11
(7) hinzuzufliigenden Satz 3 in Bezug auf die Mitwirkung
von Nichtmitgliedern im Jugendverband diesen noch
sehr viel weitergehende Rechte, als sie gemaB dem
vorliegenden Antrag fir Gastmitglieder in
Zusammenschlissen eingerdumt werden kdnnen.

den
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Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung

§ 5 Gastmitglieder

(4) Fir den Jugend- und Studierendenverband
gelten die Regelungen zur Einschrénkung des
aktiven und passiven Wahlrechts nicht.

Antrag: S.5.4.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§5 Absatz 4 dndern in: Fur den Jugend- und
Studierendenverband gelten die-Regetungenzur
Ei . > .
nteht-abweichende Regelungen zum aktiven und

passiven Wahlrecht (siehe § 11 Jugendverband).
Begriindung:

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Antrag: S$.5.4.2.

Antragsteller/-innen: Cuba Si in der
Partei DIE LINKE, Okologische
Plattform in der Partei

DIE LINKE, Landesverband Berlin der
Linksjugend ['solid], AG Agrarpolitik/
landlicher Raum beim Parteivorstand
DIE LINKE, Ellen Brombacher als
Delegierte fiir Berlin-Mitte,
Kommunistische Plattform der Partei

DIE LINKE

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

neuer Absatz 4 in § 5:

(5 neu) Abweichend von Abs. 2 st in den
Zusammenschlissen lediglich das passive Wahlrecht bei
der  Wahl von Delegierten des  jeweiligen
Zusammenschlusses Zu Parteitagen,
Vertreterversammlungen und anderen Gremien der
Gliederungen der Partei nicht auf Gastmitglieder
Ubertragbar.

Die Einzelheiten der Verfahrensweise bei der
Ubertragung von Mitgliederrechten innerhalb eines
Zusammenschlusses legt dieser in seiner Satzung fest.

Begriindung: Mit ihrer politischen und organisatorischen
Tatigkeit auf ihren jeweiligen Politikfeldern stellen die
Zusammenschlisse in der Partei DIE LINKE bedeutsame
Bindeglieder in die verschiedensten Bereiche der
Gesellschaft dar. Sie arbeiten im politischen und
sozialen Umfeld der Partei mit wichtigen sozialen
Bewegungen, parteiunabhéangigen Organisationen und
auBerparlamentarischen Gruppierungen sowie politisch
engagierten  Einzelpersonen zusammen, die sich
ihrerseits in vielgestaltiger Art und Weise an der Arbeit
der Zusammenschlusse auch personell beteiligen.

Die aktive Mitwirkung von Gastmitgliedern aus solchen
Bereichen innerhalb der Zusammenschlisse erfolgt
vielfach auf der Grundlage der weitest gehenden
Gleichberechtigung im Verhiltnis zu den im jeweiligen
Zusammenschluss mitwirkenden Mitgliedern der Partei
DIE LINKE.

Viele der traditionell in der Partei aktiven bundesweiten
Zusammenschlusse verdanken gerade diesem
gleichberechtigten Zusammenwirken wichtige Erfolge in
der Gesellschafts- und in der Biindnispolitik sowie bei
der Gewinnung von Neumitgliedern im Sinne der
politischen Ziele DER LINKEN.

Einige dieser traditionellen Zusammenschlisse verfiigen
bereits seit Jahren Uber eigene Satzungen oder
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satzungséhnliche Arbeitsdokumente, in denen die Rechte
der in ihnen tatigen Gastmitglieder im oben
beschriebenen Sinne geregelt sind, vor allem in Bezug auf
das Stimmrecht oder das aktive und passive Wahlrecht
bei Wahlen der Sprecherrdte oder anderer interner
Gremien der Zusammenschliisse.

Die  Einschrankungen der  Ubertragung  von
Mitgliederrechten in § 5 (2), welche fiir das Funktionieren
und die Arbeit der Gliederungen der Partei notwendig
und zweckmaéBig sind, koénnen also fir das
Funktionieren und die Arbeit eines Zusammenschlusses
hinderlich und unzweckmaBig sein.

Dementsprechend regelt auch der § 5 (3) der
Bundessatzung die Verfahrensweise bei der Ubertragung
von Mitgliederrechten an Gastmitglieder ausdricklich nur
fir die Gliederungen der Partei, wéhrend in § 7 (1) - (4)
die Zusammenschliisse ebenso ausdriicklich nicht als
Gliederungen der Partei definiert sind, ,,G selbststandig
G zur  Weiterentwicklung von  Mitglieder-,
Organisations- und Kommunikationsstrukturen der
Partei G“ beitragen und ,G selbststidndig Uber ihre
Arbeitsweise und ihre innere Struktur (entscheiden)®.

Daher muss den Zusammenschlissen die freie
Entscheidung darlber eingerdumt werden, wie sie auf der
Grundlage ihres politischen Selbstverstéandnisses und der
Erfahrungen ihrer Arbeit die Mdglichkeit der Ubertragung
von Mitgliederrechten an Gastmitglieder im Sinne des § 5
(1) gestalten wollen. Dies soll ausdriicklich nur insofern
gelten, als es die Ubertragung von Mitgliederrechten
innerhalb des jeweiligen Zusammenschlusses betrifft.

Eine solche Regelung flir die Zusammenschliisse sollte
sich folgerichtig und dem Sinne nach aus § 5 (1) Satz 2, §
7 (1) Satz 2, § 7 (3) Satz 1 und § 7 (4) Satz 1 der
Bundessatzung ergeben, wéahrend in der aktuellen
Fassung von § 5 (2) im Zusammenhang mit § 5 (1) Satz 2
die dort aufgefiihrten Einschrdnkungen unbeschrénkt in
allen Bereichen der Partei gelten wiirden.

Anmerkung:

Im Ubrigen garantieren die Regelungen der
Bundessatzung fiir den Jugendverband der Partei in §
11 (3), § 11 (7) Satz 2 und im laut Leitantrag dem § 11
(7) hinzuzufiigenden Satz 3 in Bezug auf die Mitwirkung
von Nichtmitgliedern im Jugendverband diesen noch
sehr viel weitergehende Rechte, als sie gemaB dem
vorliegenden Antrag fiir Gastmitglieder in den
Zusammenschlissen eingerdumt werden kdnnen.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundessatzung

§ 7 Innerparteiliche Zusammenschlisse

(1) Innerparteiliche Zusammenschliisse kdnnen
durch die Mitglieder frei gebildet werden. Sie sind
keine Gliederungen der Partei. Sie kdnnen sich
einen Namen wéhlen, welcher ihr
Selbstversténdnis und ihre Zugehbrigkeit zur
Partei zum Ausdruck bringt.

Antrag: S.7.1.1.

Antragsteller/-innen: Cuba Si in der
Partei DIE LINKE, Okologische
Plattform in der Partei DIE LINKE,
Landesverband Berlin der
Linksjugend ['solid]

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der

Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§7 Absatz 1, Satz 1 wird wie folgt gedndert:

Innerparteiliche Zusammenschlisse kdnnen durch die

Mitglieder und die gegebenenfalls beteiligten
Gastmitglieder frei gebildet werden.

Begriindung: Mit ihrer politischen und organisatorischen
Tatigkeit auf ihren jeweiligen Politikfeldern stellen die
Zusammenschlisse in der Partei DIE LINKE bedeutsame
Bindeglieder in die verschiedensten Bereiche der
Gesellschaft dar. Sie arbeiten im politischen und sozialen
Umfeld der Partei mit wichtigen sozialen Bewegungen,
parteiunabhangigen Organisationen und
auBerparlamentarischen Gruppierungen sowie politisch
engagierten  Einzelpersonen zusammen, die sich
ihrerseits in vielgestaltiger Art und Weise an der Arbeit
der Zusammenschlisse auch personell beteiligen.

Die aktive Mitwirkung von Gastmitgliedern aus solchen
Bereichen innerhalb der Zusammenschlisse erfolgt
vielfach auf der Grundlage der weitest gehenden
Gleichberechtigung im Verhéltnis zu den im jeweiligen
Zusammenschluss mitwirkenden Mitgliedern der Partei
DIE LINKE.

Viele der traditionell in der Partei aktiven bundesweiten
Zusammenschlisse verdanken gerade diesem
gleichberechtigten Zusammenwirken wichtige Erfolge in
der Gesellschafts- und in der Biindnispolitik sowie bei der
Gewinnung von Neumitgliedern im Sinne der politischen
Ziele DER LINKEN.

Einige dieser traditionellen Zusammenschliisse verfiigen
bereits seit Jahren {ber eigene Satzungen oder
satzungsahnliche Arbeitsdokumente, in denen die Rechte
der in ihnen tatigen Gastmitglieder im oben
beschriebenen Sinne geregelt sind, vor allem in Bezug auf
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das Stimmrecht oder das aktive und passive Wahlrecht
bei Wahlen der Sprecherrate oder anderer interner
Gremien der Zusammenschlisse.

Die Einschrankungen der Ubertragung von
Mitgliederrechten in § 5 (2), welche fiir das Funktionieren
und die Arbeit der Gliederungen der Partei notwendig und
zweckmaBig sind, kénnen also fiir das Funktionieren und
die Arbeit eines Zusammenschlusses hinderlich und
unzweckmaBig sein.

Dementsprechend regelt auch der § 5 (3) der
Bundessatzung die Verfahrensweise bei der Ubertragung
von Mitgliederrechten an Gastmitglieder ausdricklich nur
fur die Gliederungen der Partei, wéhrend in § 7 (1) - (4)
die Zusammenschliisse ebenso ausdriicklich nicht als
Gliederungen der Partei definiert sind, ,,... selbststandig ...
zur Weiterentwicklung von Mitglieder-, Organisations-
und Kommunikationsstrukturen der Partei ...“ beitragen
und ,,... selbststéndig uber ihre Arbeitsweise und ihre
innere Struktur (entscheiden)®.

Daher muss den Zusammenschlissen die freie
Entscheidung daruber eingerdaumt werden, wie sie auf der
Grundlage ihres politischen Selbstverstandnisses und der
Erfahrungen ihrer Arbeit die Méglichkeit der Ubertragung
von Mitgliederrechten an Gastmitglieder im Sinne des § 5
(1) gestalten wollen. Dies soll ausdriicklich nur insofern
gelten, als es die Ubertragung von Mitgliederrechten
innerhalb des jeweiligen Zusammenschlusses betrifft.

Eine solche Regelung flir die Zusammenschlisse sollte
sich folgerichtig und dem Sinne nach aus § 5 (1) Satz 2, §
7 (1) Satz 2, § 7 (3) Satz 1 und § 7 (4) Satz 1 der
Bundessatzung ergeben, wéahrend in der aktuellen
Fassung von § 5 (2) im Zusammenhang mit § 5 (1) Satz 2
die dort aufgefiihrten Einschrdnkungen unbeschrénkt in
allen Bereichen der Partei gelten wiirden.

Anmerkung: Im Ubrigen garantieren die Regelungen der
Bundessatzung fir den Jugendverband der Partei in § 11
(3), § 11 (7) Satz 2 und im laut Leitantrag dem § 11 (7)
hinzuzufiigenden Satz 3 in Bezug auf die Mitwirkung von
Nichtmitgliedern im Jugendverband diesen noch sehr viel
weitergehende Rechte, als sie gemaB dem vorliegenden
Antrag fir Gastmitglieder in den Zusammenschllssen
eingerdumt werden kénnen.

(Antragstellung beschlossen durch den Koordinierungsrat
der AG Cuba Si am 14. September 2011)

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundessatzung

§ 7 Innerparteiliche Zusammenschlisse

(2) Bundesweite Zusammenschlisse zeigen ihr
Wirken dem Parteivorstand an. Bundesweit ist ein
Zusammenschluss dann, wenn er in mindestens
acht Landesverbédnden entweder mindestens ein
Zweihundertstel der Mitglieder reprdsentiert oder
entsprechend der Landessatzung als landesweiter
Zusammenschluss anerkannt wurde. Abweichend
davon kann der Bundesausschuss auch
Zusammenschliisse als bundesweit anerkennen,
wenn die Voraussetzungen nicht vollsténdig erfiillt
sind.

Auszug aus der Bundessatzung

§ 7 Innerparteiliche Zusammenschlisse

(4) Zusammenschliisse entscheiden selbststandig
tber ihre Arbeitsweise und ihre innere Struktur.
Diese miissen demokratischen Grundsétzen
entsprechen.  Soweit die  Satzung eines
bundesweiten Zusammenschlusses nichts
anderes vorsieht, ist diese Bundessatzung
sinngeméB anzuwenden.
(5)  Zusammenschliisse
Organisationen nur mit Zustimmung des
Parteivorstandes bzw. des Vorstandes des
zusténdigen Gebietsverbandes beitreten.

kénnen anderen

Antrag: S.7.2.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§7 Absatz 2 einfligen ,,und solange*:
Bundesweit ist ein Zusammenschluss dann, wenn und

solange er mindestens acht Landesverbanden...

Begriindung: Soll eine Uberpriifung bewirken

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Antrag: S$.7.4.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 7 neuen Absatz 5 einfligen:
Bundesweite Zusammenschliisse miissen sich eine

eigene Satzung geben.

Begriindung: Bitte der Schiedskommission, Einfiigen
eines neuen Absatzes, bei Annahme verandert sich die
Nummerierung der folgenden Absatze.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Antrag: S$.7.4.2.

Antragsteller/-innen: Bezirksvorstand
DIE LINKE. BV Hamburg-Altona

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§7(5)

Im § 7 Innerparteiliche Zusammenschlisse unter (5) wird
gefordert:

,Bundesweite Zusammenschliisse miissen sich eine
eigene Satzung geben.*

Wir beantragen, diese Aussage wie folgt zu erweitern:

sDiese muss die gleichberechtigte Teilhabe aller
Mitglieder des Zusammenschlusses an der Willensbildung
und den politischen Entscheidungen des
Zusammenschlusses auf Bundesebene ermdglichen und
die dazu notwendigen Strukturen und Arbeitsweisen
schaffen.”

Begriindung: Was wie eine Selbstversténdlichkeit
aussieht, existiert in der Realitat leider nicht lberall. Die
Linke als Partei eines demokratischen Sozialismus will,
wie Gesine Lotzsch auf dem Programmkonvent in
Hannover sagte, ,in wunserer Gesellschaft keine
demokratiefreien Zonen zulassen“. Damit muss in der
Partei selbst ernst gemacht werden. Die Forderung nach
Satzungen ist ein wichtiger Schritt, der aber zu viele
Hintertiiren offenldsst. Der Zusatz soll klarmachen, dass
demokratische  Verfahrensweisen auch in  den
Zusammenschlissen der Partei hochsten Stellenwert
haben missen.

(Die Anderungsantrage wurden im Bezirksvorstand des
Bezirksverbandes Hamburg-Altona am 19.09.2011
beschlossen.)

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Auszug aus der Bundessatzung

§ 7 Innerparteiliche Zusammenschlisse

(6) Bundesweite Zusammenschlisse kdnnen
Delegierte zum Parteitag entsenden.

Antrag: S.7.6.1.
Antragsteller/-innen:
Mitgliederversammlung der

Ortsverbiande Treuen und Lengenfeld
Im Kreisverband Vogtland-Plauen

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§ 7 ,Innerparteiliche Zusammenschliisse“ Absatz 6

Bisheriger Text: Bundesweite Zusammenschliisse kénnen
Delegierte zum Parteitag entsenden.

Dieser Text soll ersatzlos gestrichen werden.

Begriindung: Wir sehen in der bisherigen Moglichkeit
auch Ursachen fiir Tendenzen der Verselbstindigung der
Zusammenschliisse und Profilierungsbestrebungen in
offentlichen Medien, die letztlich dem Gesamtbild unserer
Partei schaden konnen. Damit sprechen wir uns nicht
gegen die Sinnhaftigkeit der bundes- bzw. landesweiten
Zusammenschlisse aus. Vielmehr sehen wir in den
vertiefenden Auseinandersetzungen zu
verschiedenartigen gesellschaftlichen Problemen und
Fragen einen wesentlichen Nutzen fiir die Partei. Bei
Anerkennung der pluralistischen Herkunft,
Zusammensetzung und Wirkung der Partei DIE LINKE
muss aber ein einheitliches Wiedererkennungsbild fiir die
Partei in der Offentlichkeit geformt werden. Das kann am
besten durch die Verankerung jedes Genossen in der
gliltigen Parteistruktur, also von der BO, dem OV bzw.
dem KV an erreicht werden. Gerade die Mitglieder, die
sich flr einzelne Themenfelder interessieren und diese
vertiefend bearbeiten, sollten ihre Erkenntnisse und ihr
Wissen verstarkt mit den BO/OV und Kreisverbanden
austauschen. Die leider in den letzten Jahren
festgestellten Tendenzen der Verselbstédndigung, die ja
bis zur Teilung nach ,theoretischer und ,praktischer®
Vor-Ort-Parteiarbeit gehen, sollte nicht fortgesetzt
werden. Die Delegierung zu beschlieBenden
Parteitagen  sollte  grundsétzlich nur iber
basisbezogene Delegierungen erfolgen - also BO/OV
schlagen vor, Kreisverbédnde wéhlen fiir Teilnahme an
Auswahlgremien (Regionalen Vertreterversammlungen)
oder direkt fir Parteitage.

Es darf nicht sein, dass durch eigene stimmberechtigte

Delegierte von Zusammenschlissen die
Zusammensetzung von Parteitagen nicht mehr dem
Querschnitt der Gesamtpartei entspricht! Wer als




Mitglied eines  Zusammenschlusses von  einer
Basisversammlung delegiert wird, reprasentiert dann
auch in erster Linie die Basis, also BO/QV/Kreisverband
und erst in zweiter Linie seinen Zusammenschluss.

Diese Begriindung gilt auch fiir die Antrage: S.16.1.1,
SA.16.8.1 und S.16.9.1.

(Beschliisse der Mitgliederversammlungen des
Ortsverbandes Treuen- Lengenfeld im Kreisverband
Vogtland am 29.08.2011 sowie am 29.04.2013)

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S$.7.6.2.

Antragsteller/-innen: Forum
Demokratischer Sozialismus

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:
§ 7 Neufassung von Absatz (6)

(6) Bundesweite Zusammenschliisse konnen Delegierte
mit beratender Stimme zum Parteitag entsenden.

Begriindung: Bundes- und landesweite
Zusammenschlisse spielen eine wichtige Rolle in der
strategischen und programmatischen Debatte in der
Partei. Sie geben Mitgliedern und Gastmitgliedern der
Partei die Moglichkeit, sich fiir politische Ziele und
Projekte zu engagieren. Insofern sind ihr Rat und ihre
Einmischung nicht nur erwiinscht, sondern ausdriicklich
ein bereicherndes Element in inhaltlichen Debatten der
Partei.

Diesem Anspruch wird der Anderungsantrag mit dem
Vorschlag gerecht, Teilnehmer mit beratender Stimme fiir
Parteitage und die Mitwirkung von Mitgliedern mit
beratender Stimme im Bundesausschuss
festzuschreiben. Die bisherige Regelung (Delegierte bzw.
Mitglieder mit beschlieBender Stimme) verletzt aus
unserer Sicht das Gleichstellungsprinzip aller Mitglieder
der Partei. Mitglieder in bundesweiten
Zusammenschlissen haben die Mdglichkeit, ihr aktives
und passives Wahlrecht sowohl in den Gliederungen als
auch in den Zusammenschlissen wahrzunehmen und
sind damit gegenlber der ibergroBen Mehrheit von allein
in Gliederungen organisierten Mitgliedern bessergestellt.
Dariiber hinaus wird die zahlenmaBige Starke der
Zusammenschlisse bei der Vergabe der
Delegiertenmandate durch die durch das Parteiengesetz
vorgeschriebene Beschréankung mit zunehmender Anzahl
von bundesweiten Zusammenschlissen nicht mehr
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adaquat abgedeckt. Hinsichtlich der beratenden
Delegierten gibt es allerdings keine Einschrankungen
durch das Parteiengesetz so dass hier die zahlenméBige
Stérke der Zusammenschlisse beriicksichtigt werden
kann.

Diese Begriindung gilt auch flir die Antrage: S.16.1.2,

S.16.8.2,5.16.9.3,S.16.10.1, S.22.1.1 und S.22.2.1.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung
$8 Mitgliederentscheide
(1) Zu allen politischen Fragen in der Partei kann

ein Mitgliederentscheid (Urabstimmung)
stattfinden. Das Ergebnis des
Mitgliederentscheides hat den Rang eines

Parteitagesbeschlusses. Soweit das Parteigesetz
eine Aufgabe zwingend dem Parteitag zuweist, hat
der Mitgliederentscheid empfehlenden bzw.
bestatigenden Charakter fiir die Entscheidung des
Parteitages.

Antrag: S.8.1.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der

Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§ 8 Absatz 1 ergédnzen: Zu allen politischen Fragen in der
Partei, einschlieBlich herausgehobenen Personalfragen,
kann ein Mitgliederentscheid (Urabstimmung)
stattfinden.

Begriindung:

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundessatzung

$8 Mitgliederentscheide

(3) Stimmberechtigt sind alle Mitglieder. Der dem
Mitgliederentscheid zugrunde liegende Antrag ist
beschlossen, wenn ihm bei einer Beteiligung von
mindestens einem Viertel der Mitglieder eine
einfache Mehrheit zustimmt.

Antrag: $.8.3.1.
Antragsteller/-innen:
DIE LINKE. KV Heidelberg

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:
§ 8, Absatz 3, Satz 2 der Satzung soll geandert werden:

~Der dem Mitgliederentscheid zugrunde liegende Antrag
ist beschlossen, wenn die Mehrheit der Abstimmenden
ihm zustimmt. th-beteirerBeteligungvon-mindestens

. . Mitek ineeint M .
Zustmmt

Begriindung: Beteiligungsquoren zusatzlich zu
Mehrheitsentscheidungen werden in der neueren
politikwissenschaftlichen Forschung nahezu einhellig als
Konstruktionsfehler abgelehnt (siehe z.B. Otmar Jung: Zur
Problematik des Beteiligungsquorums. In: Jahrbuch fir
Direkte Demokratie 2009, S. 40-65, Nomos, Baden-
Baden). Beteiligungsquoren bei der Abstimmung sind
unnotig, weil die hohe Relevanz des Themas fir die
Mitglieder ~ bereits  durch  das  vorausgehende
Unterschriftenquorum gewabhrleistet ist (5000 Mitglieder
missen unterschreiben, damit es Uberhaupt zum
Mitgliederentscheid kommt). Beteiligungsquoren fiihren
zu keiner Steigerung der Abstimmungsbeteiligung,
sondern sie reduzieren die Abstimmungsbeteiligung
deutlich, weil manche durch ein Fernbleiben von der
Abstimmung auf ein Scheitern des Begehrens hoffen.
Dieser Effekt ist in der politikwissenschaftlichen
Forschung empirisch nachgewiesen. Beteiligungsquoren
fihren auch zu einer Verzerrung des Ergebnisses: Wenn
sich Mitglieder enthalten wollen, weil sie die
Entscheidung den Abstimmenden Uberlassen wollen, wird
ihre Enthaltung bei einem Scheitern am Quorum faktisch
nicht in diesem Sinne, sondern wie eine Nein-Stimme
gewertet. Umgekehrt kann es dazu kommen, dass die
Abgabe von Nein-Stimmen zum Erreichen des Quorums
und damit zur Annahme (!) des Begehrens fiihrt. Die
Abgabe der ,Nein“-Stimmen héatte dann genau das
Gegenteil von dem bewirkt, was die Abstimmenden
wollten. Beteiligungsquoren fiihren haufig auch zu
Boykottstrategien: Statt sich einer argumentativen
Auseinandersetzung um das Pro und Contra des
Anliegens zu stellen, boykottieren Gegner des Begehrens
den politischen Dialog, um der Sache mdglichst wenig
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Aufmerksamkeit zukommen zu lassen, in der Hoffnung,
dass dann auch die Beteiligung gering ist und das
Quorum verfehlt wird. Das ist flir eine demokratische
Meinungsbildung und einen solidarischen Diskurs tédlich.
Ein Beteiligungsquorum bei Mitgliederentscheiden ist
auch inkonsistent, weil nach § 30 Abs. 3 unserer Satzung
gilt: ,Mitgliederversammlungen sind unabhéngig von der
Zahl der Anwesenden beschlussfdhig, wenn alle
teilnahmeberechtigten Parteimitglieder ordnungsgemaB
eingeladen wurden.* Warum sollte bei
Mitgliederentscheiden etwas anderes gelten? Wirde bei
Mitgliederversammlungen ein dhnlich hohes
Beteiligungsquorum von 25% aller Mitglieder gelten,
wéren fast alle unsere Versammlungen beschlussunfahig.
Ein Beteiligungsquorum bei Mitgliederentscheiden steht
auch im Widerspruch zu unseren 6ffentlichen politischen
Forderungen  zur direkten = Demokratie:  Unsere
Bundestagsfraktion hat mit ihrem 2010 in den Bundestag
eingebrachten Gesetzentwurf 17/1199 fiir bundesweite
Volksentscheide gefordert, dass diese kein
Beteiligungsquorum beinhalten dirfen. Wie kénnen wir
nach auBen hin glaubwiirdig die Abschaffung solcher
demokratisch fragwiirdiger Quoren fordern, wenn wir
intern daran festhalten?

Mehrheit ist Mehrheit. Wer sind nicht an einer
Abstimmung beteiligt, muss den Mehrheitswillen der
Abstimmenden akzeptieren. Wer will, dass ein Begehren
abgelehnt wird, muss inhaltlich fiir seine Position werben
und damit fiir eine Beteiligung mit einer ,Nein“-Stimme -
anstatt darauf setzen zu koénnen, dass durch
Verweigerung und Boykott alles am Quorum scheitert. Er
muss sich auch darauf verlassen koénnen, dass seine
abgegebene ,Nein“-Stimme tatséchlich als ,Nein® wirkt
und nicht faktisch als ,Ja“ indem durch sie das Quorum
ggf. erst Uberwunden so den ,Ja“-Anhdngern zum Sieg
verholfen wird. Das Beteiligungsquorum bei
Mitgliederentscheiden  ist  deshalb  abzuschaffen.
Grundsétzlich soll allein die Mehrheit der Abstimmenden
bei einem Mitgliederentscheid entscheiden.

Mit  Ausnahme der Direktwahl der Landrdte in
Brandenburg (die deshalb auch nicht funktioniert; 6 von 7
Abstimmungen sind ungiiltig) wurden aus den genannten
Griinden  inzwischen  bei allen  Wahlen  und
Volksabstimmungen in Deutschland Beteiligungsquoren
grundsatzlich abgeschafft. Vorhanden sind in einigen
Bundeslédndern bei Volksentscheiden lediglich noch
Zustimmungsquoren, die weniger problematisch sind als
Beteiligungsquoren.  Wo  direkte Demokratie gut
funktioniert (z.B. Schweiz, Bayern) gibt es auch keine
Zustimmungsquoren mehr. Innerhalb der LINKEN gibt es
in den Landesverbdnden Thiringen und Baden-
Wiirttemberg schon jetzt kein Abstimmungsquorum bei
Mitgliederentscheiden mehr.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundessatzung

$8 Mitgliederentscheide

(5) Die Auflésung der Partei oder die
Verschmelzung mit einer anderen Partei bedlirfen
zwingend  der  Zustimmung  in einem
Mitgliederentscheid. Der entsprechende
Beschluss des Parteitages gilt nach dem Ergebnis
des Mitgliederentscheides als bestétigt, gedndert
oder aufgehoben.

Antrag: S$.8.5.1.

Antragsteller/-innen: Harald Schindel
(Mitglied im PV), Ruth Firmenich
(Mitglied im Sprecherlnnenkreis der
BAG FIP), Nele Hirsch (Mitglied im
geschaftsfihrenden PV), Sevim
Dagdelen (MdB), Heike Hansel (MdB)
und der KV Bochum

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

Mitgliederentscheid bei Regierungsbeteiligung
§ 8 (5) Andere in:

Die Auflésung der Partei oder die Verschmelzung mit
einer anderen Partei bediirfen zwingend der Zustimmung
in einem Mitgliederentscheid. Ebenso die Entscheidung

uber die Beteiligung an Koalitionen und die Tolerierung

von _Minderheitsregierungen auf Bundesebene. Der
entsprechende Beschluss des Parteitages gilt nach dem

Ergebnis des Mitgliederentscheides als bestatigt,
gedndert oder aufgehoben.

Begriindung: Uber eine solch  grundsatzliche
Entscheidung wie die Beteiligung an Koalitionen und die
Tolerierung von Minderheitsregierungen auf
Bundesebene sollten alle Mitglieder der Partei

entscheiden.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Auszug aus der Bundessatzung
$8 Mitgliederentscheide
(6) Das Néhere regelt eine Ordnung (lber

Mitgliederentscheide. Die  Kosten  eines
Mitgliederentscheides tragen alle
Gebietsverbande gemeinsam.

Antrag: S.8.6.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§8 Absatz 6 wird neu eingefiigt:

»Fur die Durchfiihrung des Mitgliederentscheides gelten
die Grundséatze der geheimen Wahl nach der
Wahlordnung der Partei.*

§8 neuen Absatz 7 einfiigen:

Jedes Mitglied kann binnen einer Frist von einem Monat
nach Bekanntgabe der Zuldssigkeitsentscheidung geman
Ordnung flir Mitgliederentscheide oder des Beschlusses
des Parteitages bzw. des Bundesausschusses
Widerspruch gegen die Zulassigkeit bei der
Bundesschiedskommission einlegen. Diese entscheidet
binnen einer Frist von einem Monat nach Einlegung des
Widerspruchs.

§8 neuen Absatz 8 einfiigen:

Das Ergebnis eines Mitgliederentscheids kann durch
jedes Mitglied innerhalb von einem Monat nach der
Bekanntgabe bei der  Bundesschiedskommission
angefochten  werden, wenn  Zweifel an  der
ordnungsgemaBen Durchfiihrung bestehen.

Begriindung: Die Regelung schafft Klarheit fir die
Streitfrage, ob die Grundsatze einer geheimen Wahl auch
fir Mitgliederentscheide Uber Sachfragen gilt. Die
Aufnahme dieses Grundsatzes verpflichtet in der
Vorbereitung und Durchfiihrung eines ME u. a. dafir
Sorge zu tragen, die Geheimheit der  Wahl zu
gewdhrleisten: z. B. geschlossene  Wahlurnen zur
Aufbewahrung der Abstimmungsunterlagen bis zur
Auszédhlung vorzuhalten und Abstimmungsunterlagen und
Umschlage fiir eine Briefwahl in einer solchen
Papierqualitat herstellen zu lassen, dass der Inhalt der
Stimmabgabe fiir AuBenstehende bzw. von auBen nicht
erkennbar ist. Sie kann sichern, dass auch im Falle einer
stufenweise Durchfiihrung eines ME von den fir die
Durchfiihrung verantwortlichen Vorstanden dafiir Sorge
getragen  wird, dass bei ihnen eingehende
Abstimmungsunterlagen vor dem Zugriff Dritter geschiitzt
werden und nur solche Abstimmzettel von Mitgliedern in
das Ergebnis eingehen, die sich tatsachlich an dem
betreffenden ME beteiligt haben.

SchlieBlich werden durch die Anordnung der Geltung der
Wahlordnung auch Vorgaben fiir das Procedere der




Auszéahlung gemacht, die dem Anliegen, in jeder Stufe
eines Auszahlungsverfahrens Manipulationen zu
verhindern und die Auszéhlung partei6ffentlich
durchzufiihren, entsprechen.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung

$§9 Gleichstellung

(1) Die Férderung der Gleichstellung der
Mitglieder und die Verhinderung jeglicher Art von
Diskriminierung bilden ein Grundprinzip des
politischen Wirkens der Partei. Jeder direkten oder
indirekten Diskriminierung oder Ausgrenzung ist
durch alle Parteimitglieder entschieden zu
begegnen.

(2) Die Rechte von sozialen, ethnischen und
kulturellen Minderheiten in der Mitgliedschaft,
insbesondere das Recht auf Selbstbestimmung,
sind durch die Vorstinde der Partei und der
Gebietsverbdnde besonders zu schiitzen. Ilhre
Représentanz und Mitwirkung im Meinungs- und
Willensbildungsprozess der Partei ist zu fordern.

Antrag: S.9.2.1.

Antragsteller/-innen: BAG
selbststimmte Behindertenpolitik

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 9 Absatz 2 wie folgt dndern:

Die Rechte der Menschen mit Behinderungen, sozialen,
ethnischen und kulturellen Minderheiten in der

Mitgliedschaft, insbesondere  das Recht  auf
Selbstbestimmung, sind durch die Vorstdnde der Partei
und der Gebietsverbdnde besonders zu schiitzen. lhre
Reprasentanz und Mitwirkung im Meinungs- und
Willensbildungsprozess der Partei ist zu férdern.

Begriindung: Wir haben in den vergangenen Jahren die
Erfahrungen machen missen, dass in der Partei die
Meinung  vorherrscht:  wenn kein  Rollstuhlfahrer
anwesend ist, bendtigen wir keine Rampe am Podium.
Rollstuhlfahrer kénnen ja, wenn Redebedarf besteht, vom
Saalmikrofon aus sprechen. Weitere Kriterien der
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Barrierefreiheit werden gar nicht in Betracht gezogen. Wir
missen die Barrieren in den Kopfen Uberwinden, das
passiert nicht von selbst. Aus diesem Grund muss die
Satzung gedndert werden.

Die Forderung nach Inklusion darf nicht nur nach auBen
gefordert werden, sondern muss ebenso nach innen
umgesetzt werden, ist zentrales Handlungsprinzip!

Parteitage sind barrierefrei zu gestalten. Der BPT in
Rostock hat Vorbildfunktion fiir kiinftige Parteitage.

Wir bitten die Bundesparteitagesdelegierten, diesem
Antrag zuzustimmen und damit den Alltag in der Partei so
zu organisieren, dass die Menschen mit Behinderungen in
der Partei mittendrin und dabei sind.

Die Millionen Menschen mit Behinderung haben das
Recht auf die Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention.

Wir wollen innerhalb der Partei DIE LINKE. mit gutem
Beispiel vorangehen.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung

$§9 Gleichstellung

(3) Der Meinungs- und Willensbildungsprozess in
der Partei, ihre Gremienarbeit und ihr dffentliches
Wirken ist durch die Vorsténde der Partei und der
Gebietsverbénde so zu gestalten, dass auch
Berufstétige, Menschen die Kinder erziehen oder
andere Menschen pflegen, Menschen mit sehr
geringem  Einkommen und Menschen mit
Behinderung umfassend und gleichberechtigt
daran mitwirken kdnnen.

Antrag: S.9.3.1.

Antragsteller/-innen: BAG
selbststimmte Behindertenpolitik
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§ 9 Absatz 3 wie folgt zu dndern:

Der Meinungs- und Willensbildungsprozess in der Partei,
ihre Gremienarbeit und ihr 6ffentliches Wirken ist durch
die Vorstande der Partei und der Gebietsverbande so zu




gestalten, dass auch Menschen mit Behinderungen,
Berufstdtige, Menschen, die Kinder erziehen oder andere

Menschen pflegen und Menschen mit geringem
Einkommen umfassend und gleichberechtigt daran
mitwirken kénnen. Die Informationen der Partei auf allen
Ebenen sind barrierefrei zu gestalten und
Veranstaltungen  sind  barrierefrei durchzufiihren.
Geschiftsstellen auf allen Parteiebenen missen
barrierefrei erreichbar sein. Inklusion wird konsequent in

der Partei umgesetzt.
Begriindung: siehe Antrag S.9.2.1.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S.9.3.2.

Antragsteller/-innen:
DIE LINKE. LV Hessen

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§9 Abs. 3 soll folgende Passagen eingefiigt werden (fett
gedruckt):

§ 9 Gleichstellung

(3) Der Meinungs- und Willensbildungsprozess in der
Partei, ihre Gremienarbeit und ihr 6ffentliches Wirken ist
durch die Vorstande der Partei und der Gebietsverbande
so zu gestalten, dass auch Berufstatige, Menschen die
Kinder erziehen oder andere Menschen pflegen,
Menschen mit sehr geringem Einkommen und Menschen
mit Behinderung umfassend und gleichberechtigt daran
mitwirken konnen. Die Informationen der Partei auf
allen Ebenen sind barrierefrei zu gestalten und
Veranstaltungen sind barrierefrei durchzufiihren.
Geschiftsstellen auf allen Parteiebenen miissen
barrierefrei  erreichbar sein. Inklusion wird
konsequent in der Partei umgesetzt.

Begriindung: Wir haben in den vergangenen Jahren die
Erfahrungen machen miissen, dass in der Partei die
Meinung  vorherrscht: wenn kein  Rollstuhlfahrer
anwesend ist, bendtigen wir keine Rampe am Podium.
Rollstuhlfahrer kénnen ja, wenn Redebedarf besteht, vom
Saalmikrofon aus sprechen.

Weitere Kriterien der Barrierefreiheit werden gar nicht in
Betracht gezogen. Wir missen die Barrieren in den
Kopfen Uberwinden, das passiert nicht von selbst.

Aus diesem Grund muss die Satzung geandert werden.
Die Forderung nach Inklusion darf nicht nur nach auBen
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gefordert werden, sondern muss ebenso nach innen
umgesetzt werden, ist zentrales Handlungsprinzip!

Parteitage sind barrierefrei zu gestalten. Der BPT in
Rostock hat Vorbildfunktion flr kiinftige Parteitage. Wir
bitten die Bundesparteitagesdelegierten, diesem Antrag
zuzustimmen und damit den Alltag in der Partei so zu
organisieren, dass die Menschen mit Behinderungen in
der

Partei mittendrin und dabei sind.

Die Millionen Menschen mit Behinderung haben das
Recht auf die Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention. Wir wollen innerhalb der
Partei DIE LINKE. mit gutem Beispiel vorangehen.

(Beschlossen auf dem Landesparteitag
DIE LINKE. Hessen am 1./2. Oktober 2011)

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung

§ 9 Gleichstellung

(4) Fiir alle politischen Veranstaltungen und
Gremien auf Bundesebene wird eine qualifizierte
Kinderbetreuung angeboten. Das Angebot besteht
unabhéngig von der Anzahl der angemeldeten
Kinder. Die Kosten (ibernimmt die Bundespartei in
vollem Umfang.

Antrag: S$.9.4.1.

Antragsteller/-innen:
DIE LINKE. KV Hagen

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 9 (4) ergdnzen wie folgt:

Fir alle politischen Veranstaltungen und Gremien auf
Bundesebene wird eine qualifizierte Kinderbetreuung
angeboten. Das Angebot besteht unabhéngig von der
Anzahl der angemeldeten Kinder. Ebenso ist die
Errichtung eines Fahrdienstes fiir Menschen mit
Behinderungen von und zum Bahnhof des jeweiligen

Parteitagungsortes sicher zu stellen. Die Kosten
ibernimmt die Bundespartei in vollem Umfang.




Begriindung: Der Geschéftsfilhrende BuVo hat in einer
Sitzung von 2009 die Umsetzung der UN
Behindertenrechtskonvention innerhalb unserer Partei
beschlossen. Um eine Gleichberechtigte konsequente
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen innerhalb
unserer Partei umsetzen zu konnen, ist es erforderlich,
dass diese Antragsdnderung in der kiinftigen Satzung
ubernommen wird.

Der Antrag wurde auf der Versammlung des
Kreisverbandes Hagen am 19. September 2011
beschlossen.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Antrag: S$.9.4.2.

Antragsteller/-innen: Frauenplenum,
Nele Hirsch, Katharina Schwabedissen,
Caren Lay, Katja Kipping, Katrin
Lompscher, Tina Flauger, Roya
Abolhassanzadeh, Enno Rosenthal, Uwe
Scharschmidt, Manuela Schon, Petra
Weitling, Ida Schillen, Sabine Wils,
Sabine Lésing, Simone Hock, Sonja
Kiesbauer, Ingrid Giesel, Bianca Klenke,
Regina Jirgens, Conny Reinhard, Ulrike
Haase, Renate Haberle, Eva Tille, Heike
Werner, Sven Scheidemantel, Michael
Leutert, Ali Yalcin, Sabine Rosch-
Dammenmiller; Nina Eumann, Angelika
Mai, Margaret Skupin

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§9 Absatz 4 andern wie folgt:

,Fur alle politischen Veranstaltungen und Gremien auf
Bundesebere—der  Partei wird eine qualifizierte
Kinderbetreuung angeboten. Das Angebot besteht soll
unabhéngig von der Anzahl der angemeldeten Kinder
angeboten werden. Die Kosten tbernimmt tragt die
Bundespartet Partei auf der jeweiligen Ebene im vollen
Umfang.“
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(Beschluss  Frauenplenum  vom  25.09.2011
Magdeburg.)

Begriindung:

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundessatzung

$§ 70 Geschlechterdemokratie

(1) Die politische Willensbildung der Frauen in der
Partei ist aktiv zu fordern. Es ist Ziel der Partei,
dass Frauen weder diskriminiert noch in ihrer
politischen Arbeit behindert werden. Frauen
haben das Recht, innerhalb der Partei eigene
Strukturen  aufzubauen  und  Frauenplenen
einzuberufen.

(2) In allen Versammlungen und Gremien der
Partei sprechen, unter der Voraussetzung
entsprechender Wortmeldungen, Frauen und
Ménner abwechselnd. Redelisten werden getrennt
gefiihrt.

Antrag: S.10.2.1.

Antragsteller/-innen:
DIE LINKE. KV Lahn-Dill

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§ 10 Abs. 2 soll dahingehend geandert werden, dass die
Redeliste in quotierter Form erfolgt, sofern sich keine
Frau vorher gemeldet hat.

Begriindung: So konnten Frauen bei entsprechender
Wortmeldung auch direkt hintereinander sprechen. Dies
wiirde dem erklarten Willen, Frauen in der Partei aktiv zu
fordern entgegen kommen.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung

§77 Der Jugendverband der Partei

(1) Der Parteitag kann mit satzungséndernder
Mehrheit einen Jugendverband als
Jugendorganisation der Partei anerkennen, wenn
nachfolgende Bedingungen in der Satzung des
Jugendverbandes erfiillt sind.
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Antrag: S.11.1.1.

Antragsteller/-innen: Linksjugend
['solid], Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§11 Absatz 1 wie folgt zu dndern:
Auf Basis nachfolgender Grundsétze ist Linksjugend

[“solid] als parteinaher Jugendverband die
ugendorganisation der Partei.
DIE LINKE. Sozialistisch-demokratischer

Studierendenverband (DIE LINKE.SDS) ist der parteinahe
Hochschulverband.

Begriindung:

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundessatzung

$§717 Der Jugendverband der Partei

(6) Der Jugendverband erhélt entsprechend seiner
Mitgliederzahl im Rahmen des Finanzplanes
finanzielle Mittel fiir seine Arbeit.

Antrag: S.11.6.1.

Antragsteller/-innen: Linksjugend
['solid], Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§11 Absatz 6 ergdnzen wie folgt:
Uber die Verwendung der Mittel hat er der Partei

Rechenschaft abzulegen.

Begriindung:

Wahlrecht. Soweit der Jugendverband Delegierte auf
anderen Ebenen entsendet, haben diese ebenfalls
unabhangig von der Parteimitgliedschaft Stimmrecht und
aktives Wahlrecht.

Begriindung:

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung

§11 Der Jugendverband der Partei

(8) Die Absatze 1 bis 7 gelten fir einen
parteinahen Hochschulverband entsprechend.
Dieser ist Bestandteil des Jugendverbandes.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafiir:

dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung

§117 Der Jugendverband der Partei

(7) Der Jugendverband der Partei hat Antragsrecht
in allen Organen der Partei und der
Gebietsverbénde, in denen er organisiert ist. Der
Jugendverband wéhlt Delegierte zum Parteitag und
entsendet zwei Mitglieder in den
Bundesausschuss.

Antrag: S.11.7.1.

Antragsteller/-innen: Linksjugend
['solid], Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§ 11 Absatz 7 ergéanzen wie folgt:
Diese haben in diesen Gremien unabhadngig von der

Parteimitgliedschaft ~ Stimmrecht und das aktive

Antrag: S.11.8.1.

Antragsteller/-innen: Linksjugend
['solid], Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§11 Absatz 8, Satz 1 andern wie folgt:
Die Absédtze 2 bis 7 gelten fiir den parteinahen

Studierendenverband DIE LINKE. Sozialistisch-
demokratischer Studierendenverband (DIE LINKE.SDS)
entsprechend.

Begriindung:

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Antrag: S.11.8.2.

Antragsteller/-innen: SDS

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§11 Absatz 8, letzter Satz dndern wie folgt:
Dieser+st-kann Bestandteil des Jugendverbandes sein.
Begriindung kommt miindlich vom SDS beim PT.

Begriindung: Erfolgt miindlich vom SDS auf dem
Parteitag

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Auszug aus der Bundessatzung

§15 Aufgaben des Parteitages

(1) Der Parteitag ist das hochste Organ der Partei.
Er berdt und beschlieBt iber grundsétzliche
politische und organisatorische Fragen.

(2) Dem  Parteitag  vorbehalten st die
Beschlussfassung liber:

a. die politische Ausrichtung, die Grundsétze
und das Programm der Partei,

b. die Satzung sowie die Wahlordnung und die
Schiedsordnung der Partei,

c. die Wahlprogramme zu Bundestags und
Europawahlen,

d. die  grundsétzlichen Richtlinien  zur
Finanzierung  der  politischen  Arbeit,
einschliellich der Bundesfinanzordnung,

e. den Tatigkeitsbericht des Parteivorstandes
und den Priifbericht der
Finanzrevisionskommission,

f. die Wahl! und Entlastung des
Parteivorstandes,

g. die Bildung  und
Landesverbénden,

h. die Aufldsung der Partei,

i. die Verschmelzung mit einer anderen Partei.

(3) Dariiber hinaus berdt und beschlieBt der
Parteitag (iber an ihn gerichtete Antrége.

(4) Der Parteitag beschlie5t iber den Bericht des
Bundesausschusses zur Parteientwicklung, zum
Zusammenwachsen der Landesverbdnde in den
neuen und alten Bundesldndern und zur Arbeit des
Bundesausschusses.

(5) Der Parteitag nimmt Stellung zur Arbeit der
Bundestagsfraktion ~ und  der  Gruppe im
Européischen Parlament auf der Grundlage derer
Berichte. Er entscheidet (ber die Beteiligung an
Koalitionen und die Tolerierung von
Minderheitsregierungen auf Bundesebene.

(6) Der Parteitag nimmt den Bericht der
Bundesschiedskommission entgegen.

Auflosung von




Antrag: S.15.6.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§15 neuen Absatz 6 einfligen:
Er entscheidet {iber die Beteiligung an Koalitionen und die

Tolerierung von Minderheitsregierungen auf
Bundesebene.

Begriindung:

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung
§ 16 Zusammensetzung und Wahl des
Parteitages
(1) Dem Parteitag gehéren mit beschlieBender
Stimme an:
a. 500 Delegierte aus den Gliederungen,
b. die Delegierten des anerkannten
Jugendverbandes,
c. die Delegierten aus den bundesweiten
innerparteilichen Zusammenschliissen.
Dem Parteitag kénnen weitere Delegierte mit
beratender Stimme angehéren.

Antrag: S.16.1.1.

Antragsteller/-innen:
Mitgliederversammlung der
Ortsverbande Treuen und Lengenfeld
Im Kreisverband Vogtland-Plauen
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

Absatz 1 Buchstabe c¢) die Delegierten aus den
bundesweiten innerparteilichen Zusammenschliissen
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Dieser Buchstabe c soll ersatzlos gestrichen werden.

Begriindung: siehe Antrag S.7.6.1.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S.16.1.2.

Antragsteller/-innen: Forum
Demokratischer Sozialismus

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

Neufassung von Absatz (1) (Streichung von Satz c)
(1) Dem Parteitag gehdren mit beschlieBender Stimme
an:

a) 500 Delegierte aus den Gliederungen,

b) die Delegierten des anerkannten Jugendverbandes.

Begriindung: siehe Antrag S.7.6.2.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundessatzung

§16 Zusammensetzung und Wahl des
Parteitages

(2) Die Delegierten werden auf die Dauer von zwei
Kalenderjahren  gewédhlt. Die  Wahl findet
friihestens am 1. Oktober des Vorjahres und
spéatestens vier Wochen vor dem Parteitag statt.
Davon unbenommen bleibt, dass der
Bundesausschuss auf Antrag des Parteivorstandes
oder der Parteitag selbst eine Neuwahl aller
Delegierten beschlieBen kann.

Antrag: S.16.2.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§16 Absatz 2 dndern wie folgt:

Die Delegierten werden auf die Dauer von zwei
Kalenderjahren gewahlt.

Die Wahl findet friihestens am 01.10. des Vorjahres statt

und soll spatestens vier Wochen vor dem Parteitag
stattfinden. bleibt,
Bundesausschuss auf Antrag des Parteivorstandes oder
der Parteitag selbst eine Neuwahl aller Delegierten
beschlieBen kann. Unbenommen bleibt auch, dass die
delegierende Versammlung jederzeit die Neuwahl ihrer
Delegierten beschlieBen kann.

Davon unbenommen dass der

Begriindung: Prazisierung auf Bitten der
Schiedskommission.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafiir: ______ dagegen: ____ Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Auszug aus der Bundessatzung

§16 Zusammensetzung und Wahl des
Parteitages

(4) Der Delegiertenschliissel wird durch den
Parteivorstand bis zum 30. Juni jeden zweiten
Jahres auf der Grundlage der Mitgliederzahlen
zum 31. Dezember des Vorjahres fiir die beiden
folgenden Kalenderjahre festgestellt, das erste
Mal bis zum 30. Dezember 2007 fiir die Jahre
2008 und 2009.

Antrag: S.16.4.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§ 16 Absatz 4 streichen
,Das erste Mal bis zum 30.09.2007 fiir die Jahre 2008

und 2009¢

Begriindung: Redaktionell

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: Abgelehnt:
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundessatzung

§16 Zusammensetzung und Wahl des
Parteitages

(5) Die Delegierten aus den Gliederungen werden
von Mitglieder- oder Delegiertenversammlungen in
Delegiertenwahlkreisen gewéht. Ein
Delegiertenwahlkreis umfasst einen oder mehrere
territorial  verbundene  Kreisverbdnde.  Die
Delegiertenwahlkreise =~ werden  durch  die
Landesvorstéinde bis zum 30. September jeden
zweiten Jahres festgelegt, das erste Mal bis zum
31. Oktober 2007.

Antrag: S.16.5.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§16 Absatz 5 streichen
»... das erste Mal bis zum 31.10.2007.

Begriindung: Redaktionell

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung

§16 Zusammensetzung und Wahl des
Parteitages

(8) Die Delegierten aus den bundesweiten

Zusammenschliissen werden durch
bundesweite Mitglieder oder
Delegiertenversammlungen  gewéhlt. Dabei
erhalten  bundesweite Zusammenschliisse,

wenn ihnen mindestens

= 1.000 Parteimitglieder angehéren 8
Delegiertenmandate,

= 750 Parteimitglieder
Delegiertenmandate,

= 500 Parteimitglieder
Delegiertenmandate,

= 250 Parteimitglieder
Delegiertenmandate

angehéren 6
angehéren 4

angehéren 2
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Antrag: S.16.8.1.

Antragsteller/-innen:
Mitgliederversammlung der
Ortsverbande Treuen und Lengenfeld
Im Kreisverband Vogtland-Plauen

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

Absatz 8 Die Delegierten aus den bundesweiten
Zusammenschlissen  werden  durch  bundesweite
Mitglieder- oder Delegiertenversammlungen gewahlt.....
bis einschlieBlich .... den Schlissel fiir diese Mandate
proportional anzupassen.

Dieser Absatz 8 soll komplett ersatzlos gestrichen
werden.

Begriindung: sieche Antrag S.7.6.1.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Antrag: S.16.8.2.

Antragsteller/-innen: Forum
Demokratischer Sozialismus

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

Neufassung von Absatz (8)

(8) Die Delegierten mit beratender Stimme aus den
bundesweiten  Zusammenschlissen werden durch
bundesweite Mitglieder- oder Delegiertenversammlungen
gewahlt. Dabei erhalten bundesweite
Zusammenschliisse, wenn ihnen mindestens

- 1.000 Parteimitglieder angehdren 8 Mandate,

- 750 Parteimitglieder angehoren 6 Mandate,

- 500 Parteimitglieder angehoren 4 Mandate,

- 250 Parteimitglieder angehoren 2 Mandate

mit beratender Stimme.

Begriindung: sieche Antrag S.7.6.2.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Antrag: S.16.8.3.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§16 Absatz 8 wie folgt dndern:
Die Delegierten aus den bundesweiten

Zusammenschlissen werden durch bunrgesweite—deren
Mitglieder oder bundesweiten Delegiertenversammlungen
gewahlt.

Begriindung: Dadurch ermoglichen wir auch eine

Briefwahl.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundessatzung

§16 Zusammensetzung und Wahl des
Parteitages

(9) Bundesweite Zusammenschliisse von weniger
als 250 Parteimitgliedern erhalten zwei Mandate
fir Delegierte mit beratender Stimme. Diese
werden durch deren bundesweite Mitglieder oder
Delegiertenversammlungen gewahit.

Antrag: S.16.9.1.

Antragsteller/-innen:
Mitgliederversammlung der
Ortsverbande Treuen und Lengenfeld
Im Kreisverband Vogtland-Plauen
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

Absatz 9
....gewahlt.
Dieser Absatz 9 soll ersatzlos gestrichen werden.

Bundesweite Zusammenschlisse..... bis

Begriindung: siehe Antrag S.7.6.1.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Antrag: S.16.9.2.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§16 Absatz 9 wie folgt andern:

Bundesweite Zusammenschlisse von weniger als 250
Parteimitgliedern erhalten zwei Mandate fiir Delegierte
mit beratender Stimme. Diese werden durch deren
bundesweite Mitglieder oder durch bundesweite
Delegiertenversammlungen gewahlt.

Begriindung: Redaktionell, wie bei Abs. 8

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S.16.9.3.

Antragsteller/-innen: Forum
Demokratischer Sozialismus

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

Anderung von Absatz (9)

(9) Bundesweite Zusammenschliisse von weniger als 250
Parteimitgliedern erhalten ein Mandat fiir Delegierte mit
beratender
bundesweite Mitglieder oder Delegiertenversammlungen
gewahlt.

Stimme. Diese werden durch deren

Begriindung: siehe Antrag 7.6.2.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundessatzung
§ 16 Zusammensetzung und Wahl des

Parteitages

(10) Die Delegierten mit beratender Stimme werden
gemdB einem durch den Bundesausschuss zu
beschlieBenden Schliissel durch Organe,
Versammlungen und sonstige Gremien der Partei
gewdhlt.

Antrag: S.16.10.1.

Antragsteller/-innen: Forum
Demokratischer Sozialismus

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

Anderung von Absatz (10)

(10) Weitere Delegierten mit beratender Stimme werden
geman durch
beschlieBenden Schliissel durch Organe, Versammlungen
und sonstige Gremien der Partei gewahlt.

einem den Bundesausschuss zu

Begriindung: sieche Antrag S.7.6.2.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Auszug aus der Bundessatzung

§17 Einberufung und Arbeitsweise des
Parteitages

(1) Ein ordentlicher Parteitag findet mindestens
einmal im Kalenderjahr statt.

(2) Der Parteitag wird auf Beschluss des
Parteivorstandes unter Angabe der vorldufigen
Tagesordnung und des Tagungsortes mit einer
Frist von acht Wochen durch schriftliche Nachricht
an die Delegierten und an die weiteren
Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit beratender
Stimme einberufen. Soweit Delegierte noch nicht
gewéhlt oder noch nicht gegeniiber dem
Parteivorstand gemeldet sind, geht die Nachricht
an die delegierenden Gebietsverbédnde und
Zusammenschliisse sowie gegebenenfalls an den
Jugendverband der Partei. Spétestens vier Wochen
vor dem Parteitag sind alle Delegierten zu laden.

Antrag: S.17.2.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§ 17 Absatz 2, Satz ,gegebenenfalls“ streichen

Begriindung:

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: Abgelehnt:
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundessatzung

§17 Einberufung und Arbeitsweise des
Parteitages

(5) Antrdge an den Parteitag kénnen bis
spatestens sechs Wochen vor Beginn eingereicht
werden. Sie sind den Delegierten spétestens vier
Wochen vor Beginn der Tagung zuzustellen.
Leitantrige  und  andere  Antrage von
grundsétzlicher Bedeutung sind spétestens acht
Wochen vor dem Parteitag parteibffentlich zu
publizieren. Bei einem auBerordentlichen Parteitag
kénnen  diese  Fristen  verkirzt  werden.
Dringlichkeits- und Initiativantrédge kdénnen mit
Unterstiitzung von mindestens 50 beschlieBenden
Delegierten auch unmittelbar auf dem Parteitag
eingebracht werden.

Antrag: S.17.5.1.

Antragsteller/-innen:
DIE LINKE. KV Heidelberg

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§ 17 Absatz 5, Satze 1-3 @ndern wie folgt:

~Antrdge an den Parteitag konnen bis spatestens seehs
vier Wochen vor Beginn eingereicht werden. Sie sind den
Delegierten spatestens wier zwei Wochen vor Beginn der
Tagung zuzustellen. Leitantrdge und andere Antrége von
grundsatzlicher Bedeutung sind spatestens acht Wochen
vor dem Parteitag parteioffentlich zu publizieren.”

Begriindung: Das bisherige Fristensystem flir Parteitage
funktioniert nicht gut. Beim letzten Parteitag war die
Antragskommission gezwungen, neben dem auf 8.9.2012
gesetzten ,,Antragsschluss® (6 Wochen vor Parteitag) und
dem auf den 6.10.2012 gelegten ,Antragsschluss fiir
Anderungsantrage® (2 Wochen vor Parteitag) auch noch
eine ,Freiwillige Frist® als ,Bitte* fiir den 22.9.2012
vorzusehen, weil sie weiB, dass 95% aller Antrdge als
Anderungsantrage eingehen und eine solche Antragsflut
nur mit duBersten Schwierigkeiten verarbeitet werden
kann, wenn sie erst 2 Wochen vor dem Parteitag eingeht.
Denn die Delegierten sollen ja die umfassenden
Antragshefte noch rechtzeitig vor dem Parteitag erhalten,
um sich vorher griindlich damit beschaftigen zu kénnen.
Darliber hinaus ist eine solche Vielzahl von Fristen flr die
Parteimitglieder verwirrend. Auch beim aktuellen
Parteitag wird sich diese Problematik wieder stellen.

Das bisherige Fristensystem funktioniert deshalb nicht
gut, weil es von falschen Voraussetzungen ausgeht:
Erstens gibt es faktisch gar keine Anderungsantrage zu
den bis zur ersten Frist eingereichten reguldren Antragen,
sondern faktisch immer nur zu den Leitantragen, die
schon 8 Wochen vor dem Parteitag vorliegen. Es ist
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deshalb sinnlos, fiir diese Anderungsantrige zu den
Leitantrdgen (die Uber 95% aller Antrdge ausmachen)
eine Einreichungsfrist erst 2 Wochen vor dem Parteitag
vorzusehen. Dies fihrt zu enormen
Verarbeitungsproblemen und dazu, dass die Delegierten
die entsprechenden Antragshefte vorher nicht mehr
grindlich durcharbeiten kénnen. Eine 4-Wochen-Frist vor
dem Parteitag wiirde fiir diese Anderungsantrége zu den
Leitantragen vollig ausreichen, um das gewollte
Zeitfenster von 4 Wochen nach Verdffentlichung zu
gewdbhrleisten, da die Leitantrédge ja schon mindestens 8
Wochen vor dem Parteitag verdffentlicht werden. Sollten
wider  Erwarten doch irgendwann einmal ein
Anderungsantrag zu einem reguldren Antrag eingehen,
kdnnte dieser auch als Initiativantrag auf dem Parteitag
selbst eingebracht werden, eine gesonderte 2-Wochen-
Frist fiir diesen in der Praxis fast nie auftretenden Fall ist
nicht notwendig. Zweitens scheint das bisherige System
mit seinen gestaffelten Fristen von der irrigen Annahme
auszugehen, dass sich Kreisparteitage und andere
Antragsberechtigte Gremien in zeitlich kurzem Anstand
mehrfach treffen, um zunédchst den Leitantrag, zwei
Wochen spater dann reguldre Antrége, und nochmal zwei
Wochen spiter dann Anderungsantrdge zu beraten, um
diese dann gestaffelt nach den verschiedenen Fristen
einzureichen. Eine solche Annahme ist unrealistisch.
Typischerweise treten Kreisparteitage im Vorfeld eines
Bundesparteitages ein einziges Mal zusammen, um
gesammelt sowohl die Leitantrdge als auch die davon
unabhéngigen eigenen Antrdge zu beraten. Eine
Unterscheidung der Fristen fiir reguldre Antrdge und
Anderungsantrage zu den Leitantrdgen ist deshalb auch
aus dieser Perspektive sinnlos.

Deshalb schlagen wir das folgende vereinfachte System
vor, das all die genannten Probleme vermeidet:
Spatestens 8 Wochen vor dem Parteitag sind die
Leitantrdge zu verdffentlichen (ist bereits jetzt so). 4
Wochen vor dem Parteitag gibt es eine einzige Frist, bis
zu der alle Arten von Antrégen einzureichen sind (sowohl
Anderungsantrage zu den Leitantragen als auch davon
unabhéngige reguldre Antrdge). Die Antragskommission
verarbeitet diese Antrage und stellt sie 2 Wochen vor
dem Parteitag allen Delegierten als Antragshefte zu, so
dass sich die Delegierten schon im Vorfeld des
Parteitages intensiver damit beschéftigen kénnen. Beim
Parteitag selbst ist dann nur noch die nachtragliche
Einbringung von Dringlichkeits- und Initiativantragen
durch Vorlage von 50 Delegiertenunterschriften mdglich
(wie bisher), wobei der weitgehend hypothetische Fall
eines Anderungsantrages zu einem reguldren Antrag auch
als Dringlichkeits- bzw. Initiativantrag zugelassen werden
kann, weil sich die Kenntnis des reguléren Antrags ja erst
nach der 4-Wochen-Antragsfrist ergeben hat, ndmlich mit
der Verdffentlichung des entsprechenden Antragshefts
zwei Wochen vor dem Parteitag.



Die vorgeschlagene Anderung des Fristensystems
erfordert die genannte Satzungsénderung (sowie eine
spater daraus folgende geringfligige Anpassung der
Geschéftsordnung  des  Parteitages  bei  seiner
Neukonstituierung 2014). Der Landesparteitag in Baden-
Wirttemberg arbeitet bereits seit zwei Jahren mit diesem
deutlich effektiveren System (ermdglicht durch eine
Anderung der Landessatzung). Es hat sich bewahrt.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung

$§718 Aufgaben des Parteivorstandes

(3)  Der  Parteivorstand  unterhédlt  eine
Geschiftsstelle am Sitz der Partei. Diese
unterstiitzt die Arbeit des Parteivorstandes, der
anderen Organe und Gremien der Bundespartei,
der Landesverbdnde wund der bundesweiten

Zusammenschliisse. Sie filihrt die zentrale
Mitgliederdatei.
Antrag: S.18.3.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§18 Absatz 3, letzter Satz ,Sie fiihrt die zentrale
Mitgliederdatei.” streichen.

Begriindung: Redaktionell

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Auszug aus der Bundessatzung

§ 19 Zusammensetzung und Wah!/ des
Parteivorstandes

(1) Der Parteivorstand (Gesamtvorstand) besteht
aus insgesamt 44 vom Parteitag zu wéhlenden

Mitgliedern.  darunter die  Mitglieder des
Geschéftsfiihrenden  Vorstandes und eine
Jjugenapolitische Sprecherin oder ein

Jjugendpolitischer Sprecher.
Der Geschiéftsfiihrende Parteivorstand besteht
aus zwolf Mitgliedern, darunter
a. zwei Parteivorsitzende unter
Beriicksichtigung der Mindestquotierung,
b. eine stellvertretende Parteivorsitzende,
ein stellvertretender Parteivorsitzender

oder mehrere stellvertretende
Parteivorsitzende,
c. eine Bundesschatzmeisterin oder ein
Bundesschatzmeister,
d. eine Bundesgeschiftsfiihrerin oder ein
Bundesgeschiftsfiihrer.
Antrag: S.19.1.1.

Antragsteller/-innen: Landesparteitag
DIE LINKE. NRW

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§ 19 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

Der Parteivorstand (Gesamtvorstand) besteht aus
maximal 44 vom Parteitag zu wahlenden Mitgliedern,
darunter die Mitglieder des Geschéftsfiihrenden
Vorstandes und eine jugendpolitische Sprecherin oder
ein jugendpolitischer Sprecher.

Begriindung: Eine Festlegung der Hochstzahl ist
ausreichend. Uber die GréBe des Parteivorstands sollte
der Parteitag von Fall zu Fall entscheiden kénnen.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundessatzung
§ 22 Zusammensetzung und Wahl des
Bundesausschusses

(1) Dem Bundesausschuss gehéren mit

beschlieBender Stimme an:

a. 60 \Vertreterinnen und Vertreter der
Landesverbénde,

b. zwélf  von  der Versammlung  der
Sprecherinnen und  Sprecher  der
bundesweiten = Zusammenschliisse  zu
wéhlende Mitglieder, wobei beim
Stimmrecht die Stérke der

Zusammenschliisse zu berlicksichtigen ist,
Das né&here zum \Verfahren regelt der
Bundesausschuss.

c. sechs durch den Parteivorstand aus seiner
Mitte  bestimmte  Mitglieder, darunter
die/der Bundesschatzmeisterin.

d. zwei Vertreterinnen oder Vertreter des
anerkannten Jugendverbandes.

Antrag: S.22.1.1.

Antragsteller/-innen: Forum
Demokratischer Sozialismus

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

Neufassung von Absatz (1) (Streichung von Satz b)
(1) Dem Bundesausschuss gehdren mit beschlieBender
Stimme an:

a) 60 Vertreterinnen und Vertreter der Landesverbande,
b) sechs durch den Parteivorstand aus seiner Mitte
bestimmte Mitglieder, darunter die/der
Bundesschatzmeister/in.

c) zwei Vertreterinnen oder Vertreter des anerkannten

Jugendverbandes.

Begriindung: siehe Antrag S.7.6.2.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Auszug aus der Bundessatzung

§ 22 Zusammensetzung und Wah/
Bundesausschusses

(2) Die \Vertreterinnen und \Vertreter
Landesverbédnde werden von den
Landesparteitagen gewéhlt. Die Verteilung der
Mandate auf die Landesverbdnde erfolgt
entsprechend  den  Delegiertenzahlen  des
Parteitages paarweise im Divisorenverfahren nach
Adams.

(3) Dem Bundesausschuss kénnen weitere
Mitglieder mit beratender Stimme angehdren.

(4) Die Mitglieder mit beratender Stimme werden
auf Beschluss des Parteitages durch Organe,
Versammlungen und sonstige Gremien der Partei
und ihrer Zusammenschlisse bestimmt. Dabei
sollen die Gruppe im Européischen Parlament, die
Bundestagsfraktion und die Vertreterinnen und
Vertreter der Partei in der Partei der Européischen
Linken angemessen beriicksichtigt werden.

(5) Die Mitglieder werden auf die Dauer von zwei
Kalenderjahren bestellt. Fiir die Mitglieder sind
auch Ersatzmitglieder zu bestellen.

des

der

Antrag: S.22.2.1.

Antragsteller/-innen: Forum
Demokratischer Sozialismus

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

Einfligung neuer Absatz nach Absatz (2), die
folgenden verschieben sich

(3) Dem_Bundesausschuss gehéren zwéIf von der
Versammlung der Sprecherinnen und Sprecher der
bundesweiten Zusammenschliisse _zu  wahlende
Mitglieder Stimme an, wobei
Stimmrecht die Stédrke der
beriicksichtigen ist. Das Nahere zum Verfahren regelt der
Bundesausschuss.

mit beratender beim

Zusammenschliisse zu

(4) Dem Bundesausschuss konnen weitere Mitglieder mit
beratender Stimme angehdren.

(5) Die weiteren Mitglieder mit beratender Stimme
werden auf Beschluss des Parteitages durch Organe,
Versammlungen und sonstige Gremien der Partei und
ihrer Zusammenschliisse bestimmt. Dabei sollen die
Gruppe im Europaischen Parlament, die
Bundestagsfraktion und die Vertreterinnen und Vertreter




der Partei in der Partei der Europdischen Linken
angemessen bericksichtigt werden.

(6) Die Mitglieder werden fiir die Dauer von zwei
Kalenderjahren bestellt. Fir die Mitglieder sind auch

Ersatzmitglieder zu bestellen.

Begriindung: siehe Antrag S.7.6.2.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung

§ 23 Arbeitsweise des Bundesausschusses
(1) Der Bundesausschuss tritt bei Bedarf, jedoch
mindestens halbjahrlich zusammen.

Antrag: S.23.1.1.

Antragsteller/-innen:
DIE LINKE. LV Hamburg

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§23 soll im Absatz (1) verandert werden:

Der Bundesausschuss tritt bei Bedarf, jedoch mindestens
halbjahrlich viertelighelieh zusammen.

(Beschlossen im Landesvorstand am 22.9.2011.)

Begriindung:

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Auszug aus der Bundessatzung

§ 24 Die finanziellen Mittel der Partei

(1) Die finanziellen Mittel und das Vermdgen der
Partei werden durch den Parteivorstand sowie
durch die Landes- und Kreisvorsténde nach den
Grundsétzen und Verfiigungsregelungen der
Bundesfinanzordnung verwaltet.

(2) Die Partei finanziert sich aus im Parteiengesetz
festgelegten Einnahmequellen. Die Verteilung der
Einnahmen erfolgt entsprechend den Grundsétzen
der Bundesfinanzordnung und wird mit dem
jahrlichen Finanzplan geregelt.

Antrag: S.24.2.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§24 Absatz 2 dndern wie folgt:
Die Partei finanziert sich aus Mitgliedsbeitrdgen,

Mandatstragerbeitrdgen, Spenden und den anderen
zuldssigen, im Parteiengesetz festgelegten
Einnahmequellen. ...

Begriindung: redaktionelle Prazisierung, Wortlaut
Parteiengesetz

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Antrag: S.24.2.2.

Antragsteller/-innen: Bundesfinanzrat

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§24 Absatz 2 dndern wie folgt:

Die Partei finanziert sich aus Mitgliedsbeitrédgen,
Mandatstragerbeitrdgen, Spenden und den anderen
zuldssigen, im Parteiengesetz festgelegten
Einnahmequellen. ...

Begriindung:

- Diese Prézisierung soll die wichtigsten Einnahmearten
eindeutiger darstellen.

- Ubernahme entsprechenden Formulierungen im Sinne
des Parteiengesetzes § 24 (4)

- Der Bundesfinanzrat unterstiitzt hier den wortgleichen
Anderungsantrag des Parteivorstandes.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: Abgelehnt:
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Auszug aus der Bundessatzung
$ 25 Finanzplanung
Rechenschaftslegung

(1) Die Vorsténde der Partei sind fiir die jéhrliche
Finanzplanung und fiir die Rechenschaftslegung
tber die Einnahmen und Ausgaben und lber das
Vermégen der Partei nach den Festlegungen der
Bundesfinanzordnung und des Parteiengesetzes
zusténdig.

und

Antrag: S.25.1.1.

Antragsteller/-innen: Bundesfinanzrat

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 25 Absatz 1: Anfiigung eines Satzes 2:
»Kreditaufnahmen der Landesverbénde, die mehr

als 50 % ihres Reinvermdgens betragen, bedirfen
der Zustimmung des Parteivorstandes.*

Begriindung:

- Landesvorstande konnen bisher Kredite in beliebiger
Hohe aufnehmen. Jeder Kredit setzt aber Sicherheiten
voraus. Das sind zuerst das Vermdgen sowie kiinftige
Einnahmen.

- Einnahmen auf Beitrdge und Spenden in bestimmter
Hohe sind in einer Partei als ,Tendenzbetrieb® nicht zu
garantieren, nur befristet staatliche Mittel. Ein Teil der
Einnahmen ist fir fixe Kosten (Geschéftsbetrieb It.
Vertragslage) und notwendige politische Kosten (Ifd.
politische Arbeit und Wahlen It. Grundgesetz-Auftrag)
gebunden.

- Nimmt ein Landesverband Kredite auf und kann die
Tilgung weder durch regelméBige laufende eigene
Einnahmen noch aus eigenen Ricklagen abgesichert
werden, tritt die Bundespartei als Gesamtschuldner
auf. Derzeit besteht weder eine Informationspflicht des
kreditnehmenden Landesverbandes gegeniber dem
Parteivorstand noch ein  Mitwirkungsrecht des
Parteivorstandes vor bzw. uber den Abschluss von
Kreditvertragen in beliebiger Hohe.

Im Ernstfall kann also ein Landesverband [oder auch
die  Kreditaufnahme  mehrerer  Landesverbdnde
gleichzeitig] die Liquiditat der Gesamtpartei geféahrden.

Einzige reale Sicherheit innerhalb eines
Landesverbandes -  ohne  Einbeziehung  der
Bundespartei - kann also nur das Reinvermdgen des LV
sein.

Da die Moglichkeit der Mithaftung der Bundespartei
bei hohen Krediten besteht, muss ihr auch die
Maoglichkeit zur Mitwirkung/Entscheidung Uber die
Kreditaufnahme zustehen.




- Die Untergrenze ,50 % des Reinvermdgens des LV*
stellt sicher, dass ausdriicklich nicht {(bliche
»Kleinkredite (z. B. Anschaffungen mit Ratenkaufen) mit
dieser Regelung gemeint sind.

- Eine Regelung flir nachgeordnete

Gebietsverbande ist entbehrlich, da fiir deren

Dauerschuldverhaltnisse ohnehin nur der Landesvorstand

vertragsberechtigt ist.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung

§ 30 Einladung und Beschlussféhigkeit

(1) Die Einladung zu den Tagungen der
Parteiorgane sowie der Versand  der
Beratungsunterlagen erfolgt durch einfachen
Brief. Sie kann durch Fax oder durch E-Mail
erfolgen, sofern die zu Ladenden eine Fax-
Nummer oder eine E-Mail-Adresse hinterlegt
haben. Die Geschéftsordnungen der Organe
kénnen eine andere Regelung vorsehen.

Antrag: S.30.1.1.

Antragsteller/-innen:
DIE LINKE. KV Lahn-Dill

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§ 30 Abs. 1 soll dahin geandert werden, dass hinter dem
Wort Parteiorgane, "Wahlversammlungen auf
Kreisverbandsebene" erganzt wird.

Begriindung: Ersparnis von Porto und Zeit, weil nur
wenige Einladungen per Post erfolgen missen und die
Einladungen trotzdem formgerecht zugestellt werden.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Antrag: S.30.1.2.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§30 Absatz 1 wird geédndert wie folgt:
Die Einladung zu den Tagungen der Parteiorgane sowie

der Versand der Beratungsunterlagen erfolgt durch
einfachen Brief an die zuletzt angegebene Anschrift des
zu lLadenden. Sie kann durch Fax oder durch E-Mail
erfolgen, sofern die zu Ladenden eine Fax-Nummer oder
E-Mail-Adresse hinterlegt haben. Die
Geschéftsordnungen der Organe koénnen eine ergénzte
andere-Regelung vorsehen.

eine

Begriindung: Redaktionelle Uberarbeitung

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S.30.1.3.

Antragsteller/-innen:
DIE LINKE. LV Hessen

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

In § 30 Absatz 1 wird der erste Satz durch die Worte ,,an
die zuletzt angegebene Anschrift des zu Ladenden.”

erganzt.

Begriindung: Klarstellung, die im Hinblick auf den immer
wieder erhobenen Einwand, die Einladung nicht erhalten
zu haben, als sinnvoll erscheint.

(Beschluss Landesparteitag DIE LINKE. Hessen am

1./2. Oktober 2011)

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundessatzung

$§317 Beschlisse, Abstimmungen und Wahlen
(4) Eine satzungsédndernde Mehrheit ist gegeben,
wenn mindestens zwei Drittel der abgegebenen
glltigen Stimmen Ja- Stimmen sind und wenn
mehr als die Hélfte der Abstimmungsberechtigten
mit Ja stimmt. Abstimmungsberechtigte sind auf

Delegiertenversammliungen alle gewéhlten
Delegierten ~ mit  beschlieBender  Stimme
unabhédngig  von  ihrer  Anwesenheit, in
Mitgliederversammlungen  alle anwesenden
Mitglieder.

Antrag: S.31.4.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§31 Absatz 4, nach Satz 1 einfiigen:

Eine satzungsédndernde Mehrheit ist gegeben, wenn
mindestens zwei Drittel der abgegebenen giiltigen
Stimmen Ja- Stimmen sind und wenn mehr als die Hélfte
der Abstimmungsberechtigten mit Ja stimmt. Zu den

abgegebenen  giiltigen Stimmen __ zdhlen auch
Enthaltungen.  Abstimmungsberechtigte  sind  auf

Delegiertenversammlungen alle gewahlten Delegierten
mit beschlieBender Stimme unabhadngig von ihrer
Anwesenheit, in Mitgliederversammlungen alle
anwesenden Mitglieder.

Begriindung: Ob Enthaltungen giiltige Stimmen sind,
wurde auf einem Landesparteitag sehr kontrovers
diskutiert. Deshalb die Klarstellung.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Antrag: S.31.4.2.

Antragsteller/-innen:
DIE LINKE. KV Heidelberg

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§31 Absatz 4 der Satzung soll gedndert werden:

»Eine satzungsandernde Mehrheit ist gegeben, wenn
mindestens zwei Drittel der abgegebenen giltigen
Stimmen Ja-Stimmen sind und wenn mehr als die Halfte

der  Abstimmungsberechtigten mit Ja  stimmt.
Enthaltungen gelten dabei nicht als Stimmen.
Abstimmungsberechtigte sind auf

Delegiertenversammlungen alle gewahlten Delegierten
mit beschlieBender Stimme unabhéngig von ihrer
Anwesenbheit, in Mitgliederversammlungen alle
anwesenden Mitglieder.*

Begriindung: Wer sich enthalt, hat die Absicht weder mit
Ja noch mit Nein zu stimmen, sondern sich der Stimme zu
enthalten und damit die Entscheidung den anderen
Delegierten zu Uberlassen. Eine Enthaltung ist insofern
keine Stimme, sondern eine Stimmenthaltung. Nicht
umsonst heiBt es z.B., etwas sei ,einstimmig bei einer
Enthaltung® beschlossen worden. ,Einstimmigkeit® ist
also auch bei Enthaltungen moglich. Somit kdnnen
Enthaltungen in diesem Sinne keine Stimmen sein.
Wirden Enthaltungen im vorliegenden Beispiel von
Satzungsanderungen auch als ,Stimmen* gewertet, ware
ihre Wirkung absolut identisch mit der von ,Nein-
Stimmen“. Wer sich enthalt, will aber nicht - lediglich
unter einem anderen Label - mit ,Nein“ stimmen,
sondern er will sich der Stimme enthalten und damit die
Entscheidung anderen Uberlassen.

Beim letzten Parteitag gab es zu diesem Punkt
Diskussionen, deshalb sollte er durch eine
Satzungserganzung eindeutig klargestellt werden.
Satzungsdnderungen sind in unserer Partei durch
mehrfache Hiirden ohnehin nur sehr schwer zu erreichen
(weil niemals alle gewahlten Delegierten auf einem
Parteitag anwesend sind und deshalb faktisch nicht nur
eine Zwei-Drittel-Mehrheit, sondern ca. 80%-Mehrheiten
dafiir notwendig sind). Sie sollten nicht noch zusétzlich
durch den Trick weiter erschwert werden, Enthaltungen
als Nein-Stimmen zu z&hlen.



An Satzungsanderungen miissen erhdhte Anforderungen
im Vergleich zu einfachen Abstimmungen gestellt
werden, sie diirfen aber auch nicht derart hoch sein, dass
die Gefahr der Selbstblockade besteht.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug der Bundessatzung
$§37 Beschliisse, Abstimmungen und Wahlen

(7)  Abstimmungen iber Sachfragen sind
grundsétzlich offen.
Antrag: S.31.7.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand
Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§ 31 Absatz 7 ergénzen:

... Geheime oder namentliche Abstimmungen kénnen im
Rahmen der jeweiligen Geschéaftsordnung geregelt
werden.

Begriindung: Redaktionelle Prézisierung, dass
namentliche und geheime Abstimmungen moglich sind

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Auszug aus der Bundessatzung
§ 33 Beendigung von Parteidmtern und
Delegiertenmandaten
(1) Ein Parteiamt oder Delegiertenmandat endet
auf Grund von Abwahl, Neuwahl, Riicktritt oder
mit dem Ende der Mitgliedschaft in der Partei.
(2) Eine Abwahl kommt zustande, wenn das
wéhlende Organ in geheimer Abstimmung
a. eine von der gewéhlten Person gestellte
Vertrauensfrage mit einfacher Mehrheit
negativ beantwortet oder
b. auf Antrag mit absoluter Mehrheit die
Abwahl beschliel5t.
Abwahlantrdge miissen in der vorldufigen
Tagesordnung angekiindigt sein.
(3)  Riicktritte  von  Parteidmtern  und
Delegiertenmandaten sind gegeniiber dem
zusténdigen Vorstand schriftlich zu erkléren.

Antrag: S.33.3.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 33 Absatz 3 wird ergénzt: ,...oder zu Protokoll zu
geben.”

Begriindung: Redaktionelle Prézisierung durch
praktische Erfahrung

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundessatzung

§ 36 Aufstellung von Wahlkreis-
bewerberinnen und Wahlkreisbewerbern
sowie von Landeslisten fir die Wahlen zum
Deutschen Bundestag

(1) Die Aufstellung einer Wahlkreisbewerberin
oder eines Wahlkreisbewerbers erfolgt in einer
Versammlung aller Wahlberechtigten Mitglieder
des Wahlkreises oder in einer besonderen
Vertreterinnen- und Vertreterversammlung des
Wahlkreises (Wahlkreisvertreterversammlung).

Antrag: S.36.1.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§36 Absatz 1 wird ergénzt wie folgt:
... Welche Form der Aufstellung in einem Landesverband

zur Anwendung kommt, regelt die Landessatzung.

Begriindung:

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundessatzung

$ 36 Aufstellung von
Wahlkreisbewerberinnen und
Wahlkreisbewerbern sowie von Landeslisten
fir die Wahlen zum Deutschen Bundestag

(4) Die Vertreterinnen und Vertreter fiir eine
Landesvertreterversammlung werden unmittelbar
durch territoriale Versammlungen aller
Wahlberechtigten Mitglieder aus der Mitte der im
Land wahlberechtigten Parteimitglieder gewéhlit.
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Antrag: S.36.4.1.

Antragsteller/-innen:
DIE LINKE. KV Lahn-Dill

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 36 Abs. 4 soll dahin gehend ergénzend und neugefasst
werden, dass

a) Bei der Vertreterlnnenversammlung wahlen in erster
Linie die wahlberechtigten Mitglieder dort mit, in dessen
KV sie als Mitglied gefiihrt sind. Alle anderen wahlen dort
mit, wo ihr Wohnort ist.

b) Es hat eine gesonderte Berechnung des
Delegiertenschlissels (des 31.12 des Vorjahres) fir den

jeweiligen Wahlkreis zu erfolgen.

§ 36 Abs. 4 Neufassung

(4) Die Vertreterinnen und Vertreter fiir eine
Landesvertreterversammlung werden unmittelbar durch
territoriale  Versammlungen aller Wahlberechtigten
Mitglieder eines Kreisverbandes aus der Mitte der im
Land  wahlberechtigten  Parteimitglieder  gewahlt.
Mitglieder die sich keinen Kreisverband angeschlossen
haben, wéahlen in der Versammlung, in dem sie nach
Wohnort wahlberechtigt sind mit.

Fir diese Wahlversammlung ist eine gesonderte
Berechnung des Delegiertenschliissels vorzunehmen.
Begriindung: Mitglieder haben nicht immer ihren
Lebensmittelpunkt dort wo sie wohnen schon gar nicht
wenn sie diesen KV aus verschiedenen Griinden
verlassen haben. Deshalb halten wir es fiir Sinnig, diesen
Genosslnnen, das Beteiligungsrecht hierzu einzurdumen.
Sofern formal rechtlich kein zwingender Grund dagegen
spricht, bitten wir hier um Zustimmung.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundessatzung

§ 39 Schlussbestimmungen

(1) Diese Bundessatzung wurde am 25. Maérz
2007 beschlossen und am 16. Juni 2007 vom
Griindungsparteitag der Partei DIE LINKE
angenommen. Sie tritt mit ihrer Annahme in Kraft.
(2) Anderungen dieser Satzung miissen vom
Parteitag mit einer satzungsdndernden Mehrheit
oder durch Mitgliederentscheid und Parteitag mit

einfacher Mehrheit beschlossen werden. Die
Bundesfinanzordnung, einschlieBlich der
Beitragstabelle, die Schiedsordnung und die

Wahlordnung kénnen vom Parteitag mit einer
absoluten Mehrheit beschlossen und geédndert
werden. Sie sind Bestandteil dieser Satzung.

Antrag: S.39.2.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§39 Absatz 2 dndern wie folgt:

Anderungen dieser Satzung miissen vom Parteitag mit
einer satzungséndernden  Mehrheit eder—dureh

Mitet ) Parter + oinf M )

beschlossen werden.

Begriindung: keine Schlupflécher, 2/3 Mehrheit soll
zwingend sein

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Antrag: S.39.2.2.

Antragsteller/-innen:
DIE LINKE. KV Heidelberg

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 39, Absatz 2, Satz 1 der Satzung soll gedndert werden:

~Anderungen dieser Satzung miissen vom Parteitag

4 ol , sndernden_Mehehoit_odor—dusel

Mitalied heid | Parteit it einfacl
Meh+heit-beschlossen—werden: beschlossen werden.

Ohne Verbindung mit einem Mitgliederentscheid ist
dafir die in § 31 Abs. 4 definierte Mehrheit
notwendig. In Verbindung mit einem
Mitgliederentscheid ist eine einfache Mehrheit
ausreichend, falls die Satzungsdnderung im

Mitgliederentscheid angenommen wird.

Begriindung: Wenn der Parteitag allein eine
Satzungsanderung beschlieBen mochte, dann ist die in §
31 Abs. 4 geforderte extrem hohe Mehrheit von faktisch
80% und mehr der anwesenden Delegierten angemessen.
(Zwei-Drittel-Mehrheiten reichen dafiir meist nicht aus,
weil niemals alle gewahlten Delegierten tatsachlich
anwesend sind.) Eine derart hohe Anforderung soll
garantieren, dass der Delegiertenmeinung mit an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auch eine

(zumindest einfache) Mehrheit in der
Gesamtmitgliedschaft entspricht (was das
Reprasentationsprinzip ja  keineswegs automatisch

garantiert). Der Ausweis, dass diese Mehrheit in der
Gesamtmitgliedschaft auch tatsachlich vorhanden ist,
kann aber auch direkt durch einen Mitgliederentscheid
erbracht werden. Fir diesen Fall ist dann eine 80%-
Mehrheit unter den Delegierten nicht mehr notwendig,
sondern es reicht eine (formalrechtlich nach dem
Parteiengesetz vorgegebene) Bestatigung des
Mitgliederwillens durch den Parteitag mit einfacher
Mehrheit. Wé&re auch im Fall eines positiven
Mitgliederentscheids noch eine zusatzliche 80%(+X)-
Mehrheit auf dem Parteitag notwendig, kdnnte dies die
Partei in eine duBerst schwierige Lage bringen. Denkbar
wére das Szenario, dass in einem Mitgliederentscheid
70% der Mitglieder fiir eine Satzungsanderung stimmen
und sich dann auf einem Parteitag ebenfalls 70% der
abstimmenden Delegierten daflir entscheiden. In diesem
Fall wére die Satzungsanderung *nicht* zustande
gekommen (denn 70% reichen nach § 31 Abs. 4
angesichts der nie vollzéhligen Delegierten in aller Regel
nicht aus). Das wiirde eine schwere ZerreiBprobe fiir die
Partei bedeuten und kann bei wichtigen Fragen zu einer
fatalen Handlungsunfahigkeit fiihren.

Wenn die Mehrheit der Mitglieder bei
Mitgliederentscheid ein Votum abgibt, was gewollt ist,
dann sollte dies nicht durch eine kleine Minderheit von

Parteitagesdelegierten blockiert werden konnen. In

einem



diesem Sinne ist es unbedingt erforderlich, dass zur
Bestatigung des Ergebnisses eines Mitgliederentscheids
durch Parteitag auBergewdhnlichen
Mehrheiten mehr notwendig sind.

einen keine

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S.39.2.3.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§39 Absatz 2, nach Satz 1 einfiigen:
... Mitgliederentscheide mit empfehlendem bzw.

bestatigendem Charakter nach § 8 (1) bleiben
unbenommen. ...

Begriindung:

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Antrag: S.39.2.4.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§39 Absatz 2andern wie folgt:

Die Bundesfinanzordnung, einschlieBlich der

Beitragstabelle;-tie-Sehiedseranung-una-cie-Wahtordnung
N Pastei e M .

besehlossenund-gedndert-werden—Sie-sind Bestandteil

dieser Satzung.

Begriindung: Finanzordnung/Beitragstabelle soll nur mit
2 /3 Mehrheit zu dndern sein

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: S.39.2.5.

Antragsteller/-innen:
DIE LINKE. KV Heidelberg

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

§ 39, Absatz 2, Satz 2 der Satzung soll gedndert werden:

,Die Bundesfinanzordnung, einschlieBlich der
Beitragstabelle, die Schiedsordnung, die Ordnung fiir
Mitgliederentscheide und die Wahlordnung sind Anlagen
zu dieser Satzung, die kénrer vom Parteitag mit einer
absoluten Mehrheit beschlossen und geédndert werden

kénnen. Sie-sind-Bestandteil-dieserSatzung:"

Begriindung: Die vom letzten Parteitag neu etabliere
Ordnung fir Mitgliederentscheide gehdrt noch mit in
diese Auflistung. Die genannten Dokumente sollten
juristisch eindeutiger als (nachgeordnete) , Anlagen® zur
Satzung  bezeichnet (nicht als  deren
~Bestandteil), weil dadurch klarer wird, dass fir ihre
Weiterentwicklung nicht die gleichen sehr hohen Hirden

werden




wie bei Satzungsanderungen gelten kénnen. Auch fir die
Bundesfinanzordnung (inkl. Beitragstabelle) missen
niedrigere Anforderungen gelten als bei
Satzungsdnderungen, weil hier allféllige technische
Anpassungen oder Anpassungen an die allgemeine
Preisentwicklung regelmaBig notwendig sein konnen.
Wiirden fiir solche MaBnahmen Mehrheiten von 80% und
mehr wie bei Satzungsénderungen notwendig sein (Zwei-
Drittel-Mehrheiten reichen in aller Regel nicht, weil
niemals alle gewdhlten Parteitagesdelegierten tatsachlich
anwesend sind), wére die Gefahr von fatalen
Selbstblockaden sehr groB.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Antrage zur Bundesfinanzordnung der Partei DIE LINKE

Antrag: FO.0.0.1.

Antragsteller/-innen:
Bundesfinanzrevisionskommission

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

Den Einflihrungssatz wie folgt zu &ndern:

Beschluss derParteitage des Parteitages der WASG—und

. PDS 24 25 Mirs 2007
Deortrmund Partei DIE LINKE vom 15. Und 16. Juni 2013 in
Dresden

Begriindung:

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszug aus der Bundesfinanzordnung

§ 2 Beitragsordnung
(1) Die Mitgliedsbeitrdge sind die
Haupteinnahmequelle der Partel. lhre

ordnungsgeméBe und vollsténdige Kassierung ist
wesentliche Voraussetzung fiir die Finanzierung
der politischen Arbeit der Partei.
(2) Jedes Mitglied ist zur regelmédBigen Zahlung
seines Mitgliedsbeitrages auf der Grundlage der
gliltigen Beitragstabelle verpflichtet. Fiir Mitglieder
ohne oder mit geringfiigigem Einkommen betrégt
der monatliche Mindestbeitrag 1,50 Euro. Der
Mitgliedsbeitrag ist jeweils zu Beginn des
Zahlungszeitraumes  féllig. In  begriindeten
Haérteféllen kann ein Mitglied mit Zustimmung des
zustdndigen Gebietsvorstandes bis zu einem Jahr
von der Beitragszahlung befreit werden.
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Antrag: FO.2.2.1.

Antragsteller/-innen: Landesvorstand
DIE LINKE. Hessen

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

1.) § 2 Absatz 2 der Bundesfinanzordnung erhilt
folgende Fassung:
Jedes Mitglied ist zur regelmaBigen Zahlung seines

Mitgliedsbeitrages verpflichtet. Fir Mitglieder ohne
Einkommen oder bis zu monatlich € 700,00 betragt der
monatliche Mindestbeitrag € 1,50, sodann bis zu einem
monatlichen Nettoeinkommen von € 1.000,00 0,5 % und
dariber 1 % des Nettoeinkommens. Gesetzliche
Unterhaltsverpflichtungen mindern das Nettoeinkommen
entsprechend. Jedes Mitglied stuft sein Einkommen ohne
Nachweispflicht ~ selbst ein  und legt
Mitgliedsbeitrag fest. Der so festgelegte Mitgliedsbeitrag
gilt als satzungsgemaB. Der Mitgliedsbeitrag ist jeweils zu
Beginn des Zahlungszeitraumes féllig. In begriindeten
Hartefallen kann ein Mitglied mit Zustimmung des
zustandigen Gebietsvorstandes bis zu einem Jahr von der
Beitragszahlung befreit werden.

seinen

2.) Die Beitragstabelle entfallt.

Begriindung: Die derzeit geltende Beitragstabelle ist
fiktiv. Das wird an den durchschnittlich tatséchlich
gezahlten Beitragen deutlich.

Zugleich wirkt sich die Beitragstabelle wie eine faktische
Aufnahmesperre  fiir  durchschnittlich  verdienende
Erwerbstatige aus. Ein Arbeitnehmer oder eine
Arbeitnehmerin mit einem Nettolohn von € 2.000,00
muss danach einen Beitrag von mindestens € 65,00
monatlich zahlen. Trotz Sympathie fiir die Partei ist kaum
jemand zu einem solchen ,Golfclubbeitrag” bereit.

Dem ist nicht allein mit dem Hinweis auf die
Selbsteinstufung (und damit faktische Ungiiltigkeit der
Tabelle) zu begegnen. Es ist nicht jedermanns Sache,
einer Partei beizutreten und dabei als Erstes die Partei
durch eine Falscheinstufung zu schadigen.

So hat die Beitragstabelle dazu beigetragen, dass vor
allem in den westlichen Landesverbanden, wo es keine
~Stammmitgliedschaft” gibt, die aktive
Arbeitnehmerschaft ~ vollig  unterreprésentiert  ist.
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben uns zwar
gewdhlt, aber es ist uns nicht gelungen, sie wirklich
einzubeziehen, was fiir die Konsolidierung, die Stabilitat
und die Wirkungskraft der Partei bei schwierigen
gesellschaftlichen Konstellationen auBerordentlich
wichtig ware.

Dieser Zustand muss schnellstens beendet werden,
zumal in Wahlkampfzeiten verstarkt die Aufnahme neuer
Mitglieder moglich werden konnte.



Der gegenwdrtige Zustand ist nicht nur politisch
unhaltbar, sondern auch wirtschaftlich auf Dauer
unsinnig. Zehn neue Mitglieder mit einem Beitrag von €
20,00 starken die Finanzkraft der Partei mehr als
vielleicht einer mit € 65,00.

Der neue Beitrag von 1 % des Nettoeinkommens kniipft
an die Regelung der WASG an und bewegt sich auch im
Bereich der gewerkschaftlichen Beitragsséatze. Er
erleichtert die korrekte Einstufung und ebnet den Weg in
die Beitragsehrlichkeit der Mitglieder.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:
Bemerkungen:

Antrag: FO.2.2.2.

Antragsteller/-innen:
Bundesfinanzrevisionskommission

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE
14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

Im § 2 Beitragsordnung soll in Absatz 2. der zweite Satz:
»Fur Mitglieder ohne oder mit geringfiigigem einkommen
betrdgt der monatliche Mindestbeitrag 1,50 Euro."
gestrichen werden.

Begriindung: Dieser Satz hat dazu gefiihrt, dass weit
mehr Mitglieder von dieser Regelung Gebrauch machen,
als Diejenigen, die (Uber ein geringes Einkommen
verfligen.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Auszug aus der Bundesfinanzordnung

§ 2 Beitragsordnung

(5) In regelméBigen Absténden - insbesondere vor
Wahlen - ist von den zusténdigen Vorsténden die
Erfiillung der Beitragspflicht zu kontrollieren.

Antrag: FO.2.5.1.

Antragsteller/-innen:
Bundesfinanzrevisionskommission

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

Im § 2 Beitragsordnung soll der Absatz 5 erganzt werden
um das Wort " und Parteitagen" und heit nun wie folgt:

5. In regelmaBigen Absténden- insbesondere vor Wahlen
und Parteitagen- ist von den zusténdigen Vorstanden die
Erflllung der Beitragspflicht zu kontrollieren.

Begriindung: Das Stimmrecht ist an die Beitragszahlung
gekoppelt und sollte deshalb auch vor Parteitagen
kontrolliert werden.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundesfinanzordnung

§ 7 Finanzplanung

(1) Auf jeder Gliederungsebene der Partei sind
Jéhrlich in Verantwortung der Schatzmeisterinnen
und Schatzmeister ausbilanzierte Haushaltspléne
zu erarbeiten und von den Vorstinden zu
beschlieBen. Die Finanzpléne der Landesverbénde
und des Parteivorstandes sind im Bundesfinanzrat

zu  beraten.  Der  Jahresfinanzplan  des
Parteivorstandes ist vom Bundesausschuss zu
bestéatigen. Die  Schatzmeisterinnen  und

Schatzmeister sind dafiir verantwortlich, die
Einhaltung der beschlossenen Finanzpline zu
kontrollieren.

(2) Vor Beschlussfassungen der Vorstinde zu
politischen  Aufgaben sind die finanziellen
Konsequenzen in  Abstimmung  mit  der
Schatzmeisterin bzw. dem Schatzmeister zu
priifen und zu kléren. Auf jeder Gliederungsebene
beschlieBen die Vorstinde, wer Ausgaben in
welcher Héhe bestétigen darf. Zu
Auftragserteilungen und Vertragsabschliissen, die
zu dauerhaften und regelméBig wiederkehrenden
Zahlungsverpflichtungen
(Dauerschuldverhéltnissen) fiihren,
ausschlieBlich  der  Parteivorstand
Landesvorstédnde berechtigt.

sind
und die
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Antrag: FO.7.1.1.

Antragsteller/-innen:
Bundesfinanzrevisionskommission

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

Im § 7 Finanzplanung Absatz 2 soll der erste Satz erganzt
werden um (Mittelherkunft/Mittelverwendung).

Der Satz lautet dann: Vor Beschlussfassung der
Vorstande zu politischen Aufgaben sind die finanziellen
Konsequenzen in Abstimmung mit der Schatzmeisterin
bzw. dem Schatzmeister zu prifen und zu kléren
(Mittelherkunft/Mittelverwendung).

Begriindung: Bei Beschlussfassungen zu politischen
Aufgaben ist auch die finanzielle Auswirkung auf den
Finanzplan zu  beachten. Die Ergdnzung um
Mittelherkunft/Mittelverwendung soll das deutlich
machen, dass die gefassten Beschllisse auch Aussagen
zu finanziellen Auswirkungen beinhalten sollen.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundesfinanzordnung

§ 8 Nachweisfiihrung und Abrechnung der
finanziellen Mittel

(1) Im Parteivorstand, in den Landesvorsténden
und in den \Vorstanden der nachgeordneten
Gebietsverbinde  besteht die  Pflicht zur
Buchfiihrung nach den Bestimmungen des
Parteiengesetzes.

(2) Zur Eréffnung und Fiihrung von Bankkonten
unter dem Namen Partei DIE LINKE sind der
arteivorstand, die Landesvorstinde und mit
Zustimmung der Landesvorsténde die Vorsténde
der nachgeordneten Gebietsverbdnde berechtigt.
Vertretungs- und Zzeichnungsberechtigt fir die
Konten sind grundsétzlich jeweils die/der
Vorsitzende und die/der Finanzverantwortliche.
Im  Bankzahlungsverkehr haben immer zwei
Zeichnungsberechtigte gemeinsam zu
unterzeichnen. Zur  Regelung des  baren
Zahlungsverkehrs erlassen die Vorstdnde unter
Beachtung der Festlegung eines Kassenlimits
eigene Kassenordnungen.
(3)  Entsprechend den  Festlegungen im
Parteiengesetz ist auf allen Gliederungsebenen
der Nachweis (iber die Zuwendungen an die Partei
(Mitgliedsbeitrége, Spenden und
Mandatstrdgerbeitrédge) und die Zuwenderinnen
und Zuwender mit Namen, Vornamen und

Anschrift zu fiihren. Zur Ausstellung von
Zuwendungsbescheinigungen sind die
Bundesschatzmeisterin bzw. der

Bundesschatzmeister, die
Landesschatzmeisterinnen und
Landesschatzmeister und in deren Auftrag die
Finanzverantwortlichen  der  nachgeordneten
Gebietsverbdnde berechtigt.
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Antrag: FO.8.3.1.

Antragsteller/-innen:
Bundesfinanzrevisionskommission

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

Im § 8 Nachweisfiihrung und Abrechnung der finanziellen
Mittel ist der Absatz 3 zu ergdnzen um das Wort
"zustellfdhiger" vor dem Wort Anschrift und danach
einzufiigen "im Sinne des Melderechtsrahmengesetzes"
zu fihren.

Der Satz lautet dann: Entsprechend den Festlegungen im
Parteiengesetz ist auf allen Gliederungsebenen der
Nachweis die Zuwendungen an die
(Mitgliedsbeitrage, Spenden und Mandatstragerbeitrége)
und die Zuwenderinnen und Zuwender mit Namen,
Vornamen und zustellfdhiger Anschrift im Sinne des

Melderechtsrahmengesetztes zu fiihren.

Uber Partei

Begriindung: Wir sollten in unseren Anforderungen der
Nachweisfiihrung nicht hinter den Anforderungen des
Parteiengesetzes bleiben.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundesfinanzordnung
s 70 Schlussbestimmungen
Ubergangsregelungen

(1) Diese Bundesfinanzordnung tritt mit der
Bildung der Partei DIE LINKE in Kraft.
(2) Fiir Mitglieder, die der Linkspartei.PDS oder
der WASG bereits vor dem 15. Juni 2007 angehort
haben, gelten die bisherigen Beitragssétze bis
zum 1. Parteitag 2008.
(3) Die Vorstinde aller Gliederungsebenen
beschlieBen in eigener Verantwortung die
Zusammenfiihrung ~ und  Anpassung  ihrer
Haushaltspléane fiir 2007.
(4) In Ubereinstimmung mit dem Bundesfinanzrat

und

gibt die Bundesschatzmeisterin  bzw. der
Bundesschatzmeister ~ fiir ~die Partei eine
Buchhaltungsrichtlinie mit einheitlichem

Kontenrahmen heraus und trifft Festlegungen zur
Erarbeitung des Jahresfinanzabschlusses der
Partei. Fiir die Rechenschaftslegung der Partej fiir
das Kalenderjahr 2007 werden durch die
Bundesschatzmeisterin bzw. den
Bundesschatzmeister gesonderte Festlegungen
getroffen.
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Antrag: FO.10.1.1.
Antragsteller/-innen:
Bundesfinanzrevisionskommission

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

Im § 10 Schlussbestimmungen sind die (Uberholten
Ubergangsbestimmungen zu streichen. Danach heiBt es
nur noch:

Absatz 1 die Bundesfinanzordnung  tritt  mit
Beschlussfassung des Parteitages vom 14.-16.Juni 2013
der Partei DIE LINKE in Kraft.

Absatz 2 In Ubereinstimmung mit dem Bundesfinanzrat
gibt die
Bundesschatzmeister fur die
Buchhaltungsrichtlinie
Kontenrahmen

bzw. der
Partei
einen  einheitlichen
trifft Festlegungen zur
Erarbeitung des Jahresfinanzabschlusses der Partei.

Bundesschatzmeisterin
eine
sowie

heraus und

Begriindung: Zeitablauf der Ubergangsvorschriften

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der Bundesfinanzordnung
Beitragstabelle

Sie ist der Orientierungsrahmen fiir die
Entrichtung des Mitgliedsbeitrages. Jedes Mitglied
stuft sich im Rahmen der Tabelle ohne
Nachweispflicht selbst ein und legt seinen
Mitgliedsbeitrag selbst fest. Je
unterhaltsberechtigtes Familienmitglied kann eine
Beitragsstufe niedriger gewéhit werden. Weitere
gesetzliche Unterhaltsverpflichtungen mindern
das Nettoeinkommen um den jeweiligen
Unterhaltsbetrag. Der S0 festgelegte
Mitgliedsbeitrag gilt als satzungsgemalB. Der fiir
die jeweilige Einkommensspanne angegebene
Betrag des Mitgliedsbeitrages gilt jeweils als
Mindestanforderung fiir die Entrichtung des
Beitrages.

Auszug der Bundesfinanzordnung

Beitragstabelle
Monatliches Nettoeinkommen Monatlicher
in Euro Mindestbeitrag
in Euro
unter 400 1,50
Uber 400 bis 500 3,00
Uber 500 bis 600 5,00
Uber 600 bis 700 7,00
Uber 700 bis 800 9,00
Uber 800 bis 900 12,00
Uber 900 bis 1000 15,00
Uber 1000 bis 1100 20,00
Uber 1100 bis 1300 25,00
Uber 1300 bis 1500 35,00
Uber 1500 bis 1700 45,00
Uber 1700 bis 1900 55,00
Uber 1900 bis 2100 65,00
Uber 2100 bis 2300 75,00
Uber 2300 bis 2500 85,00
darlber: 4 Prozent des
Nettoeinkommens
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Antrag: FO.11.1.1.

Antragsteller/-innen:
Bundesfinanzrevisionskommission

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

Nach der Uberschrift "Beitragstabelle der Partei
DIE LINKE® soll der Text wie folgt neu lauten:
Die Beitragstabelle ist Bestandteil der

Bundesfinanzordnung. Jedes Mitglied stuft sich im
Rahmen der Tabelle ein. Grundlage daflir sind seine
regelmaBig wiederkehrenden Einkiinfte und Bezlige
abziiglich  Sozialabgaben und Steuern. Gesetzliche
Unterhaltsverpflichtungen mindern die Einkiinfte und
Bezige um den jeweiligen Unterhaltsbetrag. Der so
festgelegte Mitgliedsbeitrag gilt als satzungsgemaB. Der
fur die jeweilige einkommensspanne angegeben Betrag
des Mitgliedsbeitrages gilt jeweils als
Mindestanforderung fiir die Entrichtung des Beitrages.

monatlicher

monatliche Einkiinfte | Mitgliedsbeitrag

und Beziige in Euro in Euro
unter 700 5,00
uber 700 bis 1000,- 10,00
uber 1000,- bis 1500,- 20,00
uber 1500,- bis 1700,- 30,00
uber 1700,- bis 2000,- 50,00
uber 2000,- bis 2500,- 60,00

tber 2500,- 4
Prozent der
Einkiinfte und
Sozialabgaben
und Steuern

Begriindung: Unsere Stichproben der Mitgliedsbeitrage
weichen von der bisherigen Beitragstabelle ab und
spiegeln auch die Einkommensverhéltnisse nicht wieder.
Es zahlen mehr  Mitglieder den  bisherigen
"Mindestbeitrag" von 1,50 Euro als Geringverdiener,
Mindestrentner und Arbeitslose laut Statistik vorhanden
sind. Einige Mitglieder haben seit der Euroumstellung
ihren Beitrag nicht angepasst, was an den ungeraden
Zahlen nach dem Komma ersichtlich ist.



Das wird aber auch deutlich an der sehr differenzierten
Entwicklung der Durchschnittsbeitrdge in den einzelnen
Landesverbanden, die von unter 3,- Euro bis zu ca. 18,-
Euro Durchschnittsbeitrag pro Monat reichen.

Um den Anforderungen an unsere Partei in Zukunft auch
in finanzieller Hinsicht gerecht zu werden, brauchen wir
mehr Beitragsehrlichkeit. Jedes Mitglied muss fir sich die
Frage entscheiden - was ist mir in diese Partei wert?

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafiir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Antrage zur Schiedsordnung der Partei DIE LINKE

Antrag: $0.17.1.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

Einfligen eines neuen § 17 Reisekosten in die
Schiedsordnung:

§ 17 Reisekosten:

(1) Verfahrensbeteiligten kénnen von der Partei nur die
Reisekosten zum Verhandlungstermin erstattet werden.
Dazu zihlen Fahrkosten und ggf. Ubernachtungskosten
gemal Reisekostenordnung der Partei. Voraussetzung ist
die regelmaBige Beitragszahlung. Sonstige
Aufwendungen, insbesondere Anwaltskosten, sind nicht
erstattungsfahig.

(2) Reisekosten werden bei Bediirftigkeit und nur auf
vorherigen Antrag erstattet. Bei Gewahrung des Antrags
sind die erforderlichen Belegen spatestens bis Ablauf des
Folgemonats nach Entstehung der Kosten einzureichen.

(3) Vertreter/innen von Organen/Gliederungen kénnen
bei der (BSchK) keine Reisekostenerstattung beantragen.

(4) Antragsgegner/innen eines Ausschlussantrages
erhalten unabhangig vom Ausgang des Verfahrens die
Reisekosten erstattet.”

Begriindung:

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Antrage zur Ordnung fiir Mitgliederentscheide der Partei DIE LINKE

Auszug aus der fir
Mitgliederentscheide

$§ 4 Durchfihrung des Mitgliederentscheids
(1) Ein Mitgliederentscheid ist spétestens sechs
Monate nach der Feststellung der Zulédssigkeit des
Antrags auf Mitgliederentscheid bzw. spétestens
sechs Monate nach Beschlussfassung
durchzufiihren.

(2) Der Parteivorstand setzt den Termin des
Mitgliederentscheides  fest.  Er  kann im
Einvernehmen mit den Vertrauenspersonen die
Frist nach Abs. 1 verldngern.

(3)  Mehrere  Mitgliederentscheide
organisatorisch zusammengefasst werden.
(4) Zur Durchfiihrung eines oder mehrerer
Mitgliederentscheide bestimmt der Parteivorstand
eine Abstimmungskommission, dabei hat er die
Vorschlage der Landesverbénde und der
Vertrauenspersonen angemessen zu
beriicksichtigen. Die Abstimmungskommission
bestimmt aus ihrer Mitte eine
Abstimmungsleiterin oder einen
Abstimmungsleiter. Die Abstimmungskommission
leitet und (berwacht die Durchfiihrung des
Mitgliederentscheides, ermittelt und protokolliert
das Abstimmungsergebnis. Die
Abstimmungskommission wird von der
Bundesgeschiéftsstelle organisatorisch unterstiitzt
und kann bei Bedarf weitere Helferinnen und
Helfer hinzuziehen.

(5) Stimmberechtigt sind alle Parteimitglieder,
deren Parteimitgliedschaft spétestens am ersten
Tag des Mitgliederentscheides wirksam wird.

Ordnung

kdnnen

Antrag: OfM.4.5.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

In § 4 Absatz 5 wird folgender Satz ergénzt:

»Die Vorstande haben dafiir Sorge zu tragen, dass auch
allen Mitgliedern, deren Mitgliedschaft spétestens am
Tag des Beginns eines Mitgliederentscheides wirksam
wird, eine Teilnahme ermdglicht wird. Das Nahere legt die
Abstimmungskommission fest.“
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Begriindung: Die Ordnung fiir Mitgliederentscheide legt
fest, dass alle am Tag des
Mitgliederentscheids wirksam bestehenden
Mitgliedschaften zur Teilnahme an einem ME
berechtigen. Daher muss Vorsorge getroffen werden,

Beginns  des

dass auch diese Mitglieder in den Besitz von
Abstimmungsunterlagen kommen. Die
Abstimmungskommission soll dafiir praktische

Verfahrensvorschlage beschlieBen.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D
Uberwiesen an:
Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:




Auszug aus der fir
Mitgliederentscheide

§ 4 Durchfihrung des Mitgliederentscheids
(6) Der einheitliche Stimmzettel enthélt den
Antragstext und die Moglichkeit, mit JA oder NEIN
zu stimmen oder sich der Stimme zu enthalten.

Den Abstimmungsunterlagen ist neben der

Ordnung

Antragsbegriindung  die  Stellungnahme  des
Parteivorstandes im Umfang von ebenfalls
hochstens 3.000 Zeichen beizufiigen. Die

Beifiigung weiterer Stellungnahmen ist unzuldssig.

(7) Eine geheime Stimmabgabe, die Mdglichkeit
der brieflichen Abstimmung und ein Zeitraum von
mindestens zwei Wochen zwischen dem Erhalt der
Unterlagen und der Riicksendefrist sind zu

gewéhrleisten. Die Einzelheiten des
Abstimmungsverfahrens legt die
Abstimmungskommission fest.

Antrag: OfM.4.7.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag moge beschlieBen:

In § 4 Absatz 7 wird vor dem letzten Satz folgender
Passus eingefiigt:

»Im Falle brieflicher Abstimmung hat jedes abstimmende
Mitglied eine eidesstattliche Versicherung dariber
abzugeben, am Tag der Stimmabgabe Mitglied der Partei
zu sein und den Stimmzettel persénlich gekennzeichnet
zu haben. Die Versicherung st
eigenhandig zu unterschreiben. Eine ohne eidesstattliche
Versicherung abgegebene Stimme ist ungiiltig.*

eidesstattliche

Begriindung: Beim ME Uber das Parteiprogramm war
vorgesehen, die Stimmberechtigung durch Angabe der
Mitgliedsnummer zu Uberprifen. Zur Erleichterung war
urspriinglich beabsichtigt, die Nummer gleich auf den
Ricksendeumschlag zu drucken. Das war jedoch durch
ein technisches Versehen unterblieben.

Mittels eidesstattlicher Versicherung kénnte die
Notwendigkeit der Angabe der Mitgliedsnummer
entfallen. An ihrer Stelle kann die Angabe der
Wohnanschrift oder die des Kreisverbandes, dem das
jeweilige Mitglied angehort, erbeten werden; diese
Angabe erleichtert den Mitgliedern das Ausfiillen des

Stimmzettels. Die Prifung der Stimmberechtigung bzw.
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tatséchlich bestehende wirksame Mitgliedschaft wird auf
diesem Weg auch gewahrleistet.

Daruber hinaus wird sichergestellt, dass jeder

Stimmzettel tatsachlich auch nur von dem betreffenden
Mitglied ausgefiillt wurde.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: D Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: ______dagegen: ______Enthaltungen:

Bemerkungen:

Auszige aus der Ordnung fir
Mitgliederentscheide

§ 2 Einreichung und Priifung eines Antrags
auf Mitgliederentscheid

(9) Jedes Mitglied kann binnen einer Frist von vier
Wochen nach Bekanntgabe der
Zuldssigkeitsentscheidung nach Abs. 1 bzw. Abs.
5 oder des Beschlusses des Parteitages bzw. des
Bundesausschusses  Widerspruch gegen die
Zuladssigkeit bei der Bundesschiedskommission
einlegen. Diese entscheidet binnen einer Frist von
vier Wochen nach Einlegung des Widerspruchs.

§ 4 Durchfihrung des Mitgliederentscheids
(9) Das Ergebnis eines Mitgliederentscheids kann
durch jedes Mitglied innerhalb von vier Wochen
nach der Bekanntgabe bei der
Bundesschiedskommission angefochten werden,
wenn Zweifel an der ordnungsgeméfBen
Durchfiihrung bestehen.

Antrag: OfM.4.9.1.

Antragsteller/-innen: Parteivorstand

Antrag an die 2. Tagung des 3. Parteitages der
Partei DIE LINKE

14.-16. Juni 2013 in Dresden

Der Parteitag mdge beschlieBen:

§ 2 Absatz 9 und § 4 Absatz 9 der Ordnung fiir
Mitgliederentscheide werden gestrichen.

Begriindung: § 2 Absatz 9 und § 4 Absatz 9 der Ordnung
fir Mitgliederentscheide statuieren das Recht der
Mitglieder, gegen Entscheidungen im Zusammenhang mit
einem ME
(satzungsmaBigen)

Diese
gehoren

einzuleiten.
Mitglieder

Schiedsverfahren
Rechte der




systematisch in die Satzung selbst. Sie sind in der
Ordnung fiir Mitgliederentscheide zu streichen und in die
Satzung aufzunehmen. Die Satzung regelt die Fristen fiir
die Beantragung von Schiedsverfahren; sie sollte -
abgesehen von Wahlanfechtungen - einheitlich einen
Monat betragen.

Entscheidung des Parteitages:

Angenommen: Abgelehnt: D

Uberwiesen an:

Stimmen dafir: dagegen: Enthaltungen:

Bemerkungen:
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Grandola, vila Morena

Grandola, vila morena

Stadt der Sonne, Stadt der Briider
Grandola, vila morena

Grandola, du Stadt der Lieder.

Grandola, du Stadt der Lieder
auf den Platzen, in den StraBen
stehen Freunde, stehen Briider
Grandola gehort den Massen.

Grandola, vila morena

viele Hande, die sich fassen
Solidaritat und Freiheit

geht der Ruf durch deine StraBen.

Geht das Lied durch deine StraBen
gleich und gleich sind unsre Schritte
Grandola, vila morena

gleich und gleich durch deine Mitte.

Deine Kraft und euer Wille
sind so alt wie unsre Traume
Grandola, vila morena

alt wie deine Schattenbaume.

Alt wie deine Schattenbaume
Grandola, du Stadt der Brider
Grandola, und deine Lieder

sind jetzt nicht mehr nur noch Traume.

Gréndola, vila Morena (deutsch Gréndola, braungebrannte Stadt) ist ein beriihmtes portugiesisches
Kampflied, das der antifaschistische Liedermacher José Afonso getextet und komponiert hat. Es wurde
zur Hymne der Nelkenrevolution von 1974 und wird wieder bei den Massenprotesten in Europa
gesungen. Franz Josef Degenhardt nahm 1975 eine gelungene deutsche Ubertragung vor.
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http://de.wikipedia.org/wiki/Portugal
http://de.wikipedia.org/wiki/Kampflied
http://de.wikipedia.org/wiki/Jos%C3%A9_Afonso
http://de.wikipedia.org/wiki/Hymne
http://de.wikipedia.org/wiki/Nelkenrevolution
http://de.wikipedia.org/wiki/1974

Die Internationale
Zum Abschluss der Parteitage der LINKEN singen wir traditionell gemeinsam die erste Strophe.

1. Wacht auf, Verdammte dieser Erde,
die stets man noch zum Hungern zwingt!
Das Recht wie Glut im Kraterherde
nun mit Macht zum Durchbruch dringt.
Reinen Tisch macht mit dem Bedrénger!
Heer der Sklaven, wache auf!
Ein Nichts zu sein, tragt es nicht langer
Alles zu werden, stromt zuhauf!

Volker, hort die Signale!

Auf zum letzten Gefecht!

Die Internationale

erkampft das Menschenrecht.

2. Es rettet uns kein hoh'res Wesen,
kein Gott, kein Kaiser noch Tribun
Uns aus dem Elend zu erlosen
kénnen wir nur selber tun!
Leeres Wort: des Armen Rechte,
Leeres Wort: des Reichen Pflicht!
Unmindig nennt man uns und Knechte,
duldet die Schmach nun langer nicht!

Volker, hort die Signale!

Auf zum letzten Gefecht!

Die Internationale

erkampft das Menschenrecht.

3. In Stadt und Land, ihr Arbeitsleute,
wir sind die starkste der Partei'n
Die MiBigganger schiebt beiseite!
Diese Welt muss unser sein;
Unser Blut sei nicht mehr der Raben,
Nicht der macht'gen Geier FraB!
Erst wenn wir sie vertrieben haben
dann scheint die Sonn' ohn' Unterlass!

Volker, hort die Signale!

Auf zum letzten Gefecht!

Die Internationale

erkampft das Menschenrecht.

Der urspriinglich franzdsische Text stammt von Eugéne Pottier, einem Dichter und Beteiligten der
Pariser Kommune von Mérz bis Mai 187 1. Die Melodie des Liedes wurde 1888 vom Belgier Pierre
Degeyter komponiert. Der deutsche Text stammt von Emil Luckhardt (1910).

92



Impressum/Kontakt

Bundesgeschaftsfihrer der Partei DIE LINKE
Kleine AlexanderstraBBe 28

10178 Berlin

www.die-linke.de

Redaktionsschluss: 8. Mai 2013

93


http://www.die-linke.de/

NOTIZEN


http://livestream.die-linke.de
http://livestream.die-linke.de

NOTIZEN


http://livestream.die-linke.de
http://livestream.die-linke.de

NOTIZEN


http://livestream.die-linke.de
http://livestream.die-linke.de

www.die-linke.de



	dresden2013_antragsheft1 - Copy
	20130508_Antragsheft_1_final
	Parteitagsorganisation
	Geschäftsordnung des Frauenplenums der 2. Tagung des 3. Parteitages
	der Partei DIE LINKE
	Geschäftsordnung des 3. Parteitages der Partei DIE LINKE
	Beschluss der 1. Tagung des 3. Parteitages vom 2./3. Juni 2012

	1. Die 2. Tagung des 3. Parteitages der Partei DIE LINKE wählt eine Bundesschiedskommission in der Stärke von zehn Mitgliedern.
	2. Die 2. Tagung des 3. Parteitages der Partei DIE LINKE wählt eine Bundesfinanzrevisionskommission in der Stärke von acht Mitgliedern.
	§ 10 Geschlechterdemokratie
	§17 Einberufung und Arbeitsweise des Parteitages
	§ 23 Arbeitsweise des Bundesausschusses
	§ 24 Die finanziellen Mittel der Partei
	§ 30 Einladung und Beschlussfähigkeit
	§ 36 Aufstellung von Wahlkreis-bewerberinnen und Wahlkreisbewerbern sowie von Landeslisten für die Wahlen zum Deutschen Bundestag
	§ 36 Aufstellung von Wahlkreisbewerberinnen und Wahlkreisbewerbern sowie von Landeslisten für die Wahlen zum Deutschen Bundestag
	(4) Die Vertreterinnen und Vertreter für eine Landesvertreterversammlung werden unmittelbar durch territoriale Versammlungen aller Wahlberechtigten Mitglieder aus der Mitte der im Land wahlberechtigten Parteimitglieder gewählt.
	§ 39 Schlussbestimmungen
	§ 2 Beitragsordnung
	§ 2 Beitragsordnung
	§ 7 Finanzplanung
	§ 8 Nachweisführung und Abrechnung der finanziellen Mittel
	§ 10 Schlussbestimmungen und Übergangsregelungen
	Beitragstabelle
	§ 4 Durchführung des Mitgliederentscheids
	§ 4 Durchführung des Mitgliederentscheids
	§ 2 Einreichung und Prüfung eines Antrags auf Mitgliederentscheid
	(9) Jedes Mitglied kann binnen einer Frist von vier Wochen nach Bekanntgabe der Zulässigkeitsentscheidung nach Abs. 1 bzw. Abs. 5 oder des Beschlusses des Parteitages bzw. des Bundesausschusses Widerspruch gegen die Zulässigkeit bei der Bundesschiedsk...
	§ 4 Durchführung des Mitgliederentscheids


	§ 19 Zusammensetzung und Wahl des Parteivorstandes
	Auszug aus der Bundessatzung
	§ 33 Beendigung von Parteiämtern und Delegiertenmandaten




